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Netzwerkdurchsetzungsgesetz (NetzDG und Änderungen des TMG)

Gesetz zur Verbesserung der Rechtsdurchsetzung in sozialen Netzwerken 

(Netzwerkdurchsetzungsgesetz - NetzDG) 

Ausfertigungsdatum: 01.09.2017 

Das G wurde als Art. 1 des G v. 1.9.2017 I 3352 vom Bundestag beschlossen. Es ist gem. Art. 
3 dieses G am 1.10.2017 in Kraft getreten. 

§ 1 Anwendungsbereich 

(1) Dieses Gesetz gilt für Telemediendiensteanbieter, die mit Gewinnerzielungsabsicht 
Plattformen im Internet betreiben, die dazu bestimmt sind, dass Nutzer beliebige Inhalte mit 
anderen Nutzern teilen oder der Öffentlichkeit zugänglich machen (soziale Netzwerke). 
Plattformen mit journalistisch-redaktionell gestalteten Angeboten, die vom Diensteanbieter 
selbst verantwortet werden, gelten nicht als soziale Netzwerke im Sinne dieses Gesetzes. 
Das Gleiche gilt für Plattformen, die zur Individualkommunikation oder zur Verbreitung 
spezifischer Inhalte bestimmt sind. 

(2) Der Anbieter eines sozialen Netzwerks ist von den Pflichten nach den §§ 2 und 3 befreit, 
wenn das soziale Netzwerk im Inland weniger als zwei Millionen registrierte Nutzer hat. 

(3) Rechtswidrige Inhalte sind Inhalte im Sinne des Absatzes 1, die den Tatbestand der §§ 86, 
86a, 89a, 91, 100a, 111, 126, 129 bis 129b, 130, 131, 140, 166, 184b in Verbindung mit 184d, 
185 bis 187, 201a, 241 oder 269 des Strafgesetzbuchs erfüllen und nicht gerechtfertigt sind. 

§ 2 Berichtspflicht 

(1) Anbieter sozialer Netzwerke, die im Kalenderjahr mehr als 100 Beschwerden über 
rechtswidrige Inhalte erhalten, sind verpflichtet, einen deutschsprachigen Bericht über den 
Umgang mit Beschwerden über rechtswidrige Inhalte auf ihren Plattformen mit den 
Angaben nach Absatz 2 halbjährlich zu erstellen und im Bundesanzeiger sowie auf der 
eigenen Homepage spätestens einen Monat nach Ende eines Halbjahres zu veröffentlichen. 
Der auf der eigenen Homepage veröffentlichte Bericht muss leicht erkennbar, unmittelbar 
erreichbar und ständig verfügbar sein. 

(2) Der Bericht hat mindestens auf folgende Aspekte einzugehen: 

1. Allgemeine Ausführungen, welche Anstrengungen der Anbieter des sozialen Netzwerks 
unternimmt, um strafbare Handlungen auf den Plattformen zu unterbinden, 

2. Darstellung der Mechanismen zur Übermittlung von Beschwerden über rechtswidrige 
Inhalte und der Entscheidungskriterien für Löschung und Sperrung von rechtswidrigen 
Inhalten, 

3. Anzahl der im Berichtszeitraum eingegangenen Beschwerden über rechtswidrige Inhalte, 
aufgeschlüsselt nach Beschwerden von Beschwerdestellen und Beschwerden von Nutzern 
und nach dem Beschwerdegrund, 
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4. Organisation, personelle Ausstattung, fachliche und sprachliche Kompetenz der für die 
Bearbeitung von Beschwerden zuständigen Arbeitseinheiten und Schulung und Betreuung 
der für die Bearbeitung von Beschwerden zuständigen Personen, 

5. Mitgliedschaft in Branchenverbänden mit Hinweis darauf, ob in diesen 
Branchenverbänden eine Beschwerdestelle existiert, 

6. Anzahl der Beschwerden, bei denen eine externe Stelle konsultiert wurde, um die 
Entscheidung vorzubereiten, 

7. Anzahl der Beschwerden, die im Berichtszeitraum zur Löschung oder Sperrung des 
beanstandeten Inhalts führten, aufgeschlüsselt nach Beschwerden von Beschwerdestellen 
und von Nutzern, nach dem Beschwerdegrund, ob ein Fall des § 3 Absatz 2 Nummer 3 
Buchstabe a vorlag, ob in diesem Fall eine Weiterleitung an den Nutzer erfolgte sowie ob 
eine Übertragung an eine anerkannte Einrichtung der Regulierten Selbstregulierung nach § 3 
Absatz 2 Nummer 3 Buchstabe b erfolgte, 

8. Zeit zwischen Beschwerdeeingang beim sozialen Netzwerk und Löschung oder Sperrung 
des rechtswidrigen Inhalts, aufgeschlüsselt nach Beschwerden von Beschwerdestellen und 
von Nutzern, nach dem Beschwerdegrund sowie nach den Zeiträumen „innerhalb von 24 
Stunden“/„innerhalb von 48 Stunden“/„innerhalb einer Woche“/„zu einem späteren 
Zeitpunkt“, 

9. Maßnahmen zur Unterrichtung des Beschwerdeführers sowie des Nutzers, für den der 
beanstandete Inhalt gespeichert wurde, über die Entscheidung über die Beschwerde. 

§ 3 Umgang mit Beschwerden über rechtswidrige Inhalte 

(1) Der Anbieter eines sozialen Netzwerks muss ein wirksames und transparentes Verfahren 
nach Absatz 2 und 3 für den Umgang mit Beschwerden über rechtswidrige Inhalte vorhalten. 
Der Anbieter muss Nutzern ein leicht erkennbares, unmittelbar erreichbares und ständig 
verfügbares Verfahren zur Übermittlung von Beschwerden über rechtswidrige Inhalte zur 
Verfügung stellen. 

(2) Das Verfahren muss gewährleisten, dass der Anbieter des sozialen Netzwerks 

1. unverzüglich von der Beschwerde Kenntnis nimmt und prüft, ob der in der Beschwerde 
gemeldete Inhalt rechtswidrig und zu entfernen oder der Zugang zu ihm zu sperren ist, 

2. einen offensichtlich rechtswidrigen Inhalt innerhalb von 24 Stunden nach Eingang der 
Beschwerde entfernt oder den Zugang zu ihm sperrt; dies gilt nicht, wenn das soziale 
Netzwerk mit der zuständigen Strafverfolgungsbehörde einen längeren Zeitraum für die 
Löschung oder Sperrung des offensichtlich rechtswidrigen Inhalts vereinbart hat, 

3. jeden rechtswidrigen Inhalt unverzüglich, in der Regel innerhalb von sieben Tagen nach 
Eingang der Beschwerde entfernt oder den Zugang zu ihm sperrt; die Frist von sieben Tagen 
kann überschritten werden, wenn 

a) die Entscheidung über die Rechtswidrigkeit des Inhalts von der Unwahrheit einer 
Tatsachenbehauptung oder erkennbar von anderen tatsächlichen Umständen abhängt; das 
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soziale Netzwerk kann in diesen Fällen dem Nutzer vor der Entscheidung Gelegenheit zur 
Stellungnahme zu der Beschwerde geben, 

b) das soziale Netzwerk die Entscheidung über die Rechtswidrigkeit innerhalb von sieben 
Tagen nach Eingang der Beschwerde einer nach den Absätzen 6 bis 8 anerkannten 
Einrichtung der Regulierten Selbstregulierung überträgt und sich deren Entscheidung 
unterwirft, 

4. im Falle der Entfernung den Inhalt zu Beweiszwecken sichert und zu diesem Zweck für die 
Dauer von zehn Wochen innerhalb des Geltungsbereichs der Richtlinien 2000/31/EG und 
2010/13/EU speichert, 

5. den Beschwerdeführer und den Nutzer über jede Entscheidung unverzüglich informiert 
und seine Entscheidung ihnen gegenüber begründet. 

(3) Das Verfahren muss vorsehen, dass jede Beschwerde und die zu ihrer Abhilfe getroffene 
Maßnahme innerhalb des Geltungsbereichs der Richtlinien 2000/31/EG und 2010/13/EU 
dokumentiert wird. 

(4) Der Umgang mit Beschwerden muss von der Leitung des sozialen Netzwerks durch 
monatliche Kontrollen überwacht werden. Organisatorische Unzulänglichkeiten im Umgang 
mit eingegangenen Beschwerden müssen unverzüglich beseitigt werden. Den mit der 
Bearbeitung von Beschwerden beauftragten Personen müssen von der Leitung des sozialen 
Netzwerks regelmäßig, mindestens aber halbjährlich deutschsprachige Schulungs- und 
Betreuungsangebote gemacht werden. 

(5) Die Verfahren nach Absatz 1 können durch eine von der in § 4 genannten 
Verwaltungsbehörde beauftragten Stelle überwacht werden. 

(6) Eine Einrichtung ist als Einrichtung der Regulierten Selbstregulierung im Sinne dieses 
Gesetzes anzuerkennen, wenn 

1. die Unabhängigkeit und Sachkunde ihrer Prüfer gewährleistet ist, 

2. eine sachgerechte Ausstattung und zügige Prüfung innerhalb von sieben Tagen 
sichergestellt sind, 

3. eine Verfahrensordnung besteht, die den Umfang und Ablauf der Prüfung sowie 
Vorlagepflichten der angeschlossenen sozialen Netzwerke regelt und die Möglichkeit der 
Überprüfung von Entscheidungen vorsieht, 

4. eine Beschwerdestelle eingerichtet ist und 

5. die Einrichtung von mehreren Anbietern sozialer Netzwerke oder Institutionen getragen 
wird, die eine sachgerechte Ausstattung sicherstellen. Außerdem muss sie für den Beitritt 
weiterer Anbieter insbesondere sozialer Netzwerke offenstehen. 

(7) Die Entscheidung über die Anerkennung einer Einrichtung der Regulierten 
Selbstregulierung trifft die in § 4 genannte Verwaltungsbehörde. 
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(8) Die Anerkennung kann ganz oder teilweise widerrufen oder mit Nebenbestimmungen 
versehen werden, wenn Voraussetzungen für die Anerkennung nachträglich entfallen sind. 

(9) Die Verwaltungsbehörde nach § 4 kann auch bestimmen, dass für einen Anbieter von 
sozialen Netzwerken die Möglichkeit zur Übertragung von Entscheidungen nach Absatz 2 
Nummer 3 Buchstabe b für einen zeitlich befristeten Zeitraum entfällt, wenn zu erwarten ist, 
dass bei diesem Anbieter die Erfüllung der Pflichten des Absatzes 2 Nummer 3 durch einen 
Anschluss an die Regulierte Selbstregulierung nicht gewährleistet wird. 

§ 4 Bußgeldvorschriften 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig 

1. entgegen § 2 Absatz 1 Satz 1 einen Bericht nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht 
rechtzeitig erstellt oder nicht, nicht richtig, nicht vollständig, nicht in der vorgeschriebenen 
Weise oder nicht rechtzeitig veröffentlicht, 

2. entgegen § 3 Absatz 1 Satz 1 ein dort genanntes Verfahren für den Umgang mit 
Beschwerden von Beschwerdestellen oder Nutzern, die im Inland wohnhaft sind oder ihren 
Sitz haben, nicht, nicht richtig oder nicht vollständig vorhält, 

3. entgegen § 3 Absatz 1 Satz 2 ein dort genanntes Verfahren nicht oder nicht richtig zur 
Verfügung stellt, 

4. entgegen § 3 Absatz 4 Satz 1 den Umgang mit Beschwerden nicht oder nicht richtig 
überwacht, 

5. entgegen § 3 Absatz 4 Satz 2 eine organisatorische Unzulänglichkeit nicht oder nicht 
rechtzeitig beseitigt, 

6. entgegen § 3 Absatz 4 Satz 3 eine Schulung oder eine Betreuung nicht oder nicht 
rechtzeitig anbietet, 

7. entgegen § 5 einen inländischen Zustellungsbevollmächtigten oder einen inländischen 
Empfangsberechtigten nicht benennt, oder 

8. entgegen § 5 Absatz 2 Satz 2 als Empfangsberechtigter auf Auskunftsersuchen nicht 
reagiert. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann in den Fällen des Absatzes 1 Nummer 7 und 8 mit einer 
Geldbuße bis zu fünfhunderttausend Euro, in den übrigen Fällen des Absatzes 1 mit einer 
Geldbuße bis zu fünf Millionen Euro geahndet werden. § 30 Absatz 2 Satz 3 des Gesetzes 
über Ordnungswidrigkeiten ist anzuwenden. 

(3) Die Ordnungswidrigkeit kann auch dann geahndet werden, wenn sie nicht im Inland 
begangen wird. 

(4) Verwaltungsbehörde im Sinne des § 36 Absatz 1 Nummer 1 des Gesetzes über 
Ordnungswidrigkeiten ist das Bundesamt für Justiz. Das Bundesministerium der Justiz und 
für Verbraucherschutz erlässt im Einvernehmen mit dem Bundesministerium des Innern, 
dem Bundesministerium für Wirtschaft und Energie und dem Bundesministerium für 
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Verkehr und digitale Infrastruktur allgemeine Verwaltungsgrundsätze über die Ausübung des 
Ermessens der Bußgeldbehörde bei der Einleitung eines Bußgeldverfahrens und bei der 
Bemessung der Geldbuße. 

(5) Will die Verwaltungsbehörde ihre Entscheidung darauf stützen, dass nicht entfernte oder 
nicht gesperrte Inhalte rechtswidrig im Sinne des § 1 Absatz 3 sind, so soll sie über die 
Rechtswidrigkeit vorab eine gerichtliche Entscheidung herbeiführen. Zuständig ist das 
Gericht, das über den Einspruch gegen den Bußgeldbescheid entscheidet. Der Antrag auf 
Vorabentscheidung ist dem Gericht zusammen mit der Stellungnahme des sozialen 
Netzwerks zuzuleiten. Über den Antrag kann ohne mündliche Verhandlung entschieden 
werden. Die Entscheidung ist nicht anfechtbar und für die Verwaltungsbehörde bindend. 

§ 5 Inländischer Zustellungsbevollmächtigter 

(1) Anbieter sozialer Netzwerke haben im Inland einen Zustellungsbevollmächtigten zu 
benennen und auf ihrer Plattform in leicht erkennbarer und unmittelbar erreichbarer Weise 
auf ihn aufmerksam zu machen. An diese Person können Zustellungen in Verfahren nach § 4 
oder in Gerichtsverfahren vor deutschen Gerichten wegen der Verbreitung rechtswidriger 
Inhalte bewirkt werden. Das gilt auch für die Zustellung von Schriftstücken, die solche 
Verfahren einleiten. 

(2) Für Auskunftsersuchen einer inländischen Strafverfolgungsbehörde ist eine 
empfangsberechtigte Person im Inland zu benennen. Die empfangsberechtigte Person ist 
verpflichtet, auf Auskunftsersuchen nach Satz 1 48 Stunden nach Zugang zu antworten. 
Soweit das Auskunftsersuchen nicht mit einer das Ersuchen erschöpfenden Auskunft 
beantwortet wird, ist dies in der Antwort zu begründen. 

§ 6 Übergangsvorschriften 

(1) Der Bericht nach § 2 wird erstmals für das erste Halbjahr 2018 fällig. 

(2) Die Verfahren nach § 3 müssen innerhalb von drei Monaten nach Inkrafttreten dieses 
Gesetzes eingeführt sein. Erfüllt der Anbieter eines sozialen Netzwerkes die 
Voraussetzungen des § 1 erst zu einem späteren Zeitpunkt, so müssen die Verfahren nach § 
3 drei Monate nach diesem Zeitpunkt eingeführt sein. 

 

 

 

 

 

 

 

 

Anhänge

216

https://doi.org/10.5771/9783748909477-207 https://www.inlibra.com/de/agb - Open Access - 

https://doi.org/10.5771/9783748909477-207
https://www.inlibra.com/de/agb
https://creativecommons.org/licenses/by/4.0/


Telemediengesetz (TMG) 

Artikel 1 des Gesetzes vom 26.02.2007 (BGBl. I S. 179), in Kraft getreten am 01.03.2007, 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 11.07.2019 (BGBl. I S. 1066) m.W.v. 18.07.2019 

§ 14 Bestandsdaten1

(1) Der Diensteanbieter darf personenbezogene Daten eines Nutzers nur erheben und
verwenden, soweit sie für die Begründung, inhaltliche Ausgestaltung oder Änderung eines
Vertragsverhältnisses zwischen dem Diensteanbieter und dem Nutzer über die Nutzung von
Telemedien erforderlich sind (Bestandsdaten).

(2) Auf Anordnung der zuständigen Stellen darf der Diensteanbieter im Einzelfall Auskunft
über Bestandsdaten erteilen, soweit dies für Zwecke der Strafverfolgung, zur
Gefahrenabwehr durch die Polizeibehörden der Länder, zur Erfüllung der gesetzlichen
Aufgaben der Behörden der Zollverwaltung und der nach Landesrecht zuständigen Behörden
zur Wahrnehmung ihrer Prüfungsaufgaben nach § 2 Absatz 1 und 3 des
Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetzes und zur Verhütung und Verfolgung von damit
zusammenhängenden Straftaten und Ordnungswidrigkeiten und zur Erfüllung der
gesetzlichen Aufgaben der Verfassungsschutzbehörden des Bundes und der Länder, des
Bundesnachrichtendienstes oder des Militärischen Abschirmdienstes oder des
Bundeskriminalamtes im Rahmen seiner Aufgabe zur Abwehr von Gefahren des
internationalen Terrorismus oder zur Durchsetzung der Rechte am geistigen Eigentum
erforderlich ist.

(3) Der Diensteanbieter darf darüber hinaus im Einzelfall Auskunft über bei ihm vorhandene
Bestandsdaten erteilen, soweit dies zur Durchsetzung zivilrechtlicher Ansprüche wegen der
Verletzung absolut geschützter Rechte aufgrund rechtswidriger Inhalte, die von § 1 Absatz 3
des Netzwerkdurchsetzungsgesetzes erfasst werden, erforderlich ist.

(4) Für die Erteilung der Auskunft nach Absatz 3 ist eine vorherige gerichtliche Anordnung
über die Zulässigkeit der Auskunftserteilung erforderlich, die vom Verletzten zu beantragen
ist. Für den Erlass dieser Anordnung ist das Landgericht ohne Rücksicht auf den Streitwert
zuständig. Örtlich zuständig ist das Gericht, in dessen Bezirk der Verletzte seinen Wohnsitz,
seinen Sitz oder eine Niederlassung hat. Die Entscheidung trifft die Zivilkammer. Für das
Verfahren gelten die Vorschriften des Gesetzes über das Verfahren in Familiensachen und in
den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit entsprechend. Die Kosten der
richterlichen Anordnung trägt der Verletzte. Gegen die Entscheidung des Landgerichts ist die
Beschwerde statthaft.

(5) Der Diensteanbieter ist als Beteiligter zu dem Verfahren nach Absatz 4 hinzuzuziehen. Er
darf den Nutzer über die Einleitung des Verfahrens unterrichten.

1 Die Änderungen des TMG durch die Einführung der § 14 Abs. 3 bis 5 waren Teil des Artikelgesetzes zum 
NetzDG und gehen zurück auf Art. 2 Nr. 1 G v. 1.9.2017 I 3352 mWv 1.10.2017. 
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Gesetzentwurf

der Fraktionen der CDU/CSU und SPD

Entwurf eines Gesetzes zur Verbesserung der Rechtsdurchsetzung
in sozialen Netzwerken

(Netzwerkdurchsetzungsgesetz – NetzDG)

A. Problem und Ziel

Gegenwärtig ist eine massive Veränderung des gesellschaftlichen Diskurses im
Netz und insbesondere in den sozialen Netzwerken festzustellen. Die Debatten-
kultur im Netz ist oft aggressiv, verletzend und nicht selten hasserfüllt. Durch
Hasskriminalität und andere strafbare Inhalte kann jede und jeder aufgrund der
Meinung, Hautfarbe oder Herkunft, der Religion, des Geschlechts oder der Sexu-
alität diffamiert werden. Hasskriminalität und andere strafbare Inhalte, die nicht
effektiv bekämpft und verfolgt werden können, bergen eine große Gefahr für das
friedliche Zusammenleben einer freien, offenen und demokratischen Gesell-
schaft. Nach den Erfahrungen im US-Wahlkampf hat überdies auch in der Bun-
desrepublik Deutschland die Bekämpfung von strafbaren Falschnachrichten
(„Fake News“) in sozialen Netzwerken hohe Priorität gewonnen. Es bedarf daher
einer Verbesserung der Rechtsdurchsetzung in sozialen Netzwerken, um objektiv
strafbare Inhalte wie etwa Volksverhetzung, Beleidigung, Verleumdung oder Stö-
rung des öffentlichen Friedens durch Vortäuschen von Straftaten unverzüglich zu
entfernen.

Die zunehmende Verbreitung von Hasskriminalität und anderen strafbaren Inhal-
ten vor allem in sozialen Netzwerken wie Facebook, YouTube und Twitter hat
das Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz bereits im Jahr 2015
veranlasst, eine Task Force mit den Betreibern der Netzwerke und Vertretern der
Zivilgesellschaft ins Leben zu rufen. Die in der Task Force vertretenen Unterneh-
men haben zugesagt, den Umgang mit Hinweisen auf Hasskriminalität und andere
strafbare Inhalte auf ihren Seiten zu verbessen. Die Unternehmen haben sich ver-
pflichtet, anwenderfreundliche Mechanismen zur Meldung kritischer Beiträge
einzurichten und die Mehrzahl der gemeldeten Beiträge mit sprachlich und juris-
tisch qualifizierten Teams innerhalb von 24 Stunden zu prüfen und zu löschen,
falls diese rechtswidrig sind. Maßstab der Prüfung ist deutsches Recht.

Die Selbstverpflichtungen der Unternehmen haben zu ersten Verbesserungen ge-
führt. Diese reichen aber noch nicht aus. Noch immer werden zu wenige strafbare
Inhalte gelöscht. Ein von jugendschutz.net durchgeführtes Monitoring der Lösch-
praxis sozialer Netzwerke vom Januar/Februar 2017 hat ergeben, dass die Be-
schwerden von Nutzerinnen und Nutzern gegen Hasskriminalität und andere straf-
bare Inhalte nach wie vor nicht unverzüglich und ausreichend bearbeitet werden.
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Zwar werden bei YouTube mittlerweile in 90 Prozent der Fälle strafbare Inhalte
gelöscht. Facebook hingegen löschte nur in 39 Prozent der Fälle, Twitter nur in
1 Prozent der Fälle.

Die Anbieter der sozialen Netzwerke haben eine Verantwortung, der sie gerecht
werden müssen. Angesichts der Tatsache, dass das bisherige Instrumentarium und
die zugesagten Selbstverpflichtungen der sozialen Netzwerke nicht ausreichend
wirken und es erhebliche Probleme bei der Durchsetzung des geltenden Rechts
gibt, bedarf es der Einführung von bußgeldbewehrten Compliance-Regeln für so-
ziale Netzwerke, um effektiv und unverzüglich gegen Hasskriminalität und an-
dere strafbare Inhalte im Netz vorgehen zu können.

B. Lösung

Um die sozialen Netzwerke zu einer zügigeren und umfassenderen Bearbeitung
von Beschwerden insbesondere von Nutzerinnen und Nutzern über Hasskrimina-
lität und andere strafbare Inhalte anzuhalten, werden durch den Entwurf gesetzli-
che Compliance-Regeln für soziale Netzwerke eingeführt. Vorgesehen sind eine
gesetzliche Berichtspflicht für soziale Netzwerke über den Umgang mit Hasskri-
minalität und anderen strafbaren Inhalten, ein wirksames Beschwerdemanage-
ment sowie die Benennung eines inländischen Zustellungsbevollmächtigten. Ver-
stöße gegen diese Pflichten können mit Bußgeldern gegen das Unternehmen und
die Aufsichtspflichtigen geahndet werden. Außerdem wird es Opfern von Persön-
lichkeitsrechtsverletzungen im Netz ermöglicht, aufgrund gerichtlicher Anord-
nung die Bestandsdaten der Verletzer von Diensteanbietern zu erhalten.

C. Alternativen

Keine.

D. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand

Keine.

E. Erfüllungsaufwand

E.1 Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger

Keiner.

E.2 Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft

Der Entwurf führt neun neue Informationspflichten für soziale Netzwerke ein, die
in einem vierteljährlich zu erstellenden Bericht zu erfüllen sind. Die Schätzung
des damit verbundenen Erfüllungsaufwands ist naturgemäß mit Unsicherheiten
verbunden. Der auf jeden Bericht entfallende Erfüllungsaufwand einschließlich
der Entgelte für die Veröffentlichung im Bundesanzeiger wird auf 50 000 Euro
geschätzt. Hierbei wird auch berücksichtigt, dass die Berichte thematisch auf die
Bekämpfung von Hasskriminalität und anderen strafbaren Inhalten im Sinne die-
ses Entwurfs beschränkt sind.
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Wegen des Schwellenwertes in § 1 Absatz 2 (zwei Millionen Nutzerinnen und
Nutzer im Inland) werden höchstens zehn soziale Netzwerke berichtspflichtig
werden. Der gesamte Erfüllungsaufwand für die Berichtspflicht ist daher auf
2 Millionen Euro jährlich zu schätzen.

Die Schätzung des Erfüllungsaufwands für die Pflicht zur Vorhaltung eines wirk-
samen Beschwerdesystems ist ebenfalls mit Unsicherheiten verbunden. Unter Be-
rücksichtigung aller relevanten Umstände ergibt sich ein jährlicher Erfüllungsauf-
wand in Höhe von 25 Millionen Euro für die Pflicht zur Vorhaltung eines wirk-
samen Beschwerdemanagements.

Schließlich wird der Erfüllungsaufwand der Pflicht, einen inländischen Zustel-
lungsbevollmächtigten für jeden Zivilprozess und jedes Bußgeldverfahren nach
diesem Gesetz zu benennen, auf eine Million Euro jährlich geschätzt.

Der Erfüllungsaufwand für den durch die Änderung in Artikel 2 durchsetzbar ge-
machten Auskunftsanspruch gegen sämtliche Diensteanbieter nach dem Tele-
mediengesetz wird auf eine Million Euro jährlich geschätzt.

Der Entwurf verursacht für die sozialen Netzwerke mithin insgesamt einen Erfül-
lungsaufwand in Höhe von 28 Millionen Euro jährlich, zusätzlich für sämtliche
Diensteanbieter nach dem Telemediengesetz einen Erfüllungsaufwand in Höhe
von einer Million Euro jährlich. Dieser jährliche Erfüllungsaufwand unterliegt der
„One in, one out“-Regel der Bundesregierung. Die Kompensation erfolgt durch
Teile des Anteils des Bundesministeriums der Justiz und für Verbraucherschutz
an den Entlastungen aus dem Gesetz zur Entlastung insbesondere der mittelstän-
dischen Wirtschaft von Bürokratie (Bürokratieentlastungsgesetz).

Davon Bürokratiekosten aus Informationspflichten

2 Millionen Euro jährlich.

E.3 Erfüllungsaufwand der Verwaltung

Der Entwurf führt zu Erfüllungsaufwand beim Bund.

Für die Bundesverwaltung entstehen durch die im Gesetz vorgesehene Funktion
des Bundesamtes für Justiz als Verfolgungsbehörde für Verstöße gegen die Be-
richtspflicht nach § 2 und gegen das in § 3 vorgegebene Beschwerdemanagement
sozialer Netzwerke Kosten von rund 4 Millionen Euro jährlich und einmalige
Aufwendungen in Höhe von circa 350 000 Euro.

Die sozialen Netzwerke werden durch § 2 verpflichtet, vierteljährlich einen Be-
richt über den Umgang mit Hasskriminalität und anderen strafbaren Inhalten in
sozialen Netzwerken herauszugeben. Vom Entwurf sind primär drei soziale Netz-
werke betroffen, bei weiteren sieben Netzwerken ist eine Einbeziehung denkbar.
Insgesamt geht es also jährlich um höchstens 40 Berichte, die Gegenstand eines
Bußgeldverfahrens sein könnten. Da diese Berichte mit hoher Aufmerksamkeit
aufgenommen werden, sind rund 500 Beschwerden gegen die Berichte denkbar.
Auf der anderen Seite ist zu erwarten, dass die sozialen Netzwerke ihrer Berichts-
pflicht rechtzeitig und richtig nachkommen werden, so dass sich der Kontrollauf-
wand in Grenzen hält. Daher werden pro Jahr voraussichtlich nicht mehr als 20
Bußgeldverfahren erwachsen.

Daneben werden die sozialen Netzwerke durch § 3 verpflichtet, ein wirksames
und effizientes Beschwerdemanagement vorzuhalten. Insbesondere werden sie
verpflichtet, einen offensichtlich rechtswidrigen Inhalt innerhalb von 24 Stunden
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nach Eingang der Beschwerde zu löschen. Verstöße gegen diese Pflicht können
mit einem Bußgeld geahndet werden. In diesem Bereich ist mit einer erheblichen
Zahl von Anzeigen an das Bundesamt für Justiz zu rechnen. Bei den sozialen
Netzwerken gehen schätzungsweise jährlich mindestens 500 000 Beschwerden
aus der Bundesrepublik Deutschland wegen Hasskriminalität und anderen straf-
baren Inhalten ein. Gelöscht oder gesperrt wird jedoch nur ein Bruchteil dessen.
Zahlreiche Nutzer, die vermeintliche Hasskriminalität oder andere strafbare In-
halte gemeldet haben, könnten sich daher veranlasst sehen, ihre erfolglose Be-
schwerde dem Bundesamt für Justiz zuzuleiten. Geschätzt wird, dass dies in
5 Prozent aller erfolglosen Beschwerden, also in rund 25 000 Fällen geschieht. Da
diese Anzeigen aber zum großen Teil unbegründet sein werden, kann mit einem
jährlichen Verfahrensaufkommen von 500 Bußgeldverfahren im Bereich des Be-
schwerdemanagements gerechnet werden.

Nach einer Schätzung des Bundesamtes für Justiz ergeben sich durch die durch
den Entwurf eingeführte Funktion als Verfolgungsbehörde zusätzliche jährliche
Personalkosten für die Registrierung und Prüfung der Anzeigen, die Führung der
Bußgeldverfahren einschließlich der Rechtsmittelverfahren, die Fach- und
Rechtsaufsicht, Führungs- und Leitungsaufgaben, Zwangsvollstreckung und
Rechnungswesen. Hinzu kommt Personal für den IT-Betrieb. Die Personalkosten
setzen sich wie folgt zusammen:

Stellen
Personalkosten je Stelle/Jahr ein-

schließlich Sachkostenpauschale (€)
Personalkosten gesamt (€)

A 15 1 125 158,19 125 158

A 14 7 112 523,69 787 666

A 13gD 2,5 103 647,49 259 186

A 12 20 95 273,87 1 905 477

A 8 8,5 72 233,77 613 987

A 6e 0,5 65 318,00 32 659

Summe 39,5 3 724 134

Weiterer Erfüllungsaufwand wird durch notwendige Schulungen und Betreuun-
gen der Bearbeiterinnen und Bearbeiter, Übersetzungen für fremdsprachige In-
halte, die als rechtswidrig gemeldet werden und durch das in § 3 Absatz 5 vorge-
sehene Monitoring durch eine externe Stelle verursacht. Die Gesamtkosten wer-
den auf 300 000 Euro jährlich geschätzt. Für IT-Aufwände fallen einmalige Sach-
kosten in Höhe von rund 350 000 Euro und jährliche Kosten in Höhe von 25 000
Euro an.

Mehrbedarf an Sach- und Personalmitteln beim Bund soll finanziell und stellen-
mäßig im Einzelplan 07 ausgeglichen werden. Über Einzelheiten zur Deckung des
Mehrbedarfs wird im Rahmen kommender Haushaltsaufstellungsverfahren zu
entscheiden sein.

F. Weitere Kosten

Geringe Mehrkosten für die Justiz der Länder ergeben sich zum einen aus der in
§ 4 Absatz 5 vorgesehenen Verpflichtung des Bundesamtes für Justiz, eine Vor-
abentscheidung über die Rechtswidrigkeit beim zuständigen Gericht einzuholen.
Dieses Aufkommen wird auf weniger als 100 Fälle im Jahr geschätzt. Zum ande-
ren werden die Gerichte der Länder mit zusätzlichen gerichtlichen Verfahren nach
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dem Ordnungswidrigkeitengesetz und zur Durchsetzung von Auskunftsansprü-
chen befasst. Hier ist von 300 Verfahren im Jahr auszugehen. Der insgesamt er-
forderliche Erfüllungsaufwand wird auf 300 000 Euro im Jahr geschätzt.

Auswirkungen auf das Preisniveau, insbesondere auf das Verbraucherpreisni-
veau, sind nicht zu erwarten.
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Entwurf eines Gesetzes zur Verbesserung der Rechtsdurchsetzung
in sozialen Netzwerken

(Netzwerkdurchsetzungsgesetz – NetzDG)*)

Vom …

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1

Gesetz zur Verbesserung der Rechtsdurchsetzung in sozialen Netzwerken
(Netzwerkdurchsetzungsgesetz – NetzDG)

§ 1

Anwendungsbereich

(1) Dieses Gesetz gilt für Telemediendiensteanbieter, die mit Gewinnerzielungsabsicht Plattformen im In-
ternet betreiben, die es Nutzern ermöglichen, beliebige Inhalte mit anderen Nutzern auszutauschen, zu teilen oder
der Öffentlichkeit zugänglich zu machen (soziale Netzwerke). Plattformen mit journalistisch-redaktionell gestal-
teten Angeboten, die vom Diensteanbieter selbst verantwortet werden, gelten nicht als soziale Netzwerke im Sinne
dieses Gesetzes.

(2) Der Anbieter eines sozialen Netzwerks ist von den Pflichten nach den §§ 2 und 3 befreit, wenn das
soziale Netzwerk im Inland weniger als zwei Millionen Nutzer hat.

(3) Rechtswidrige Inhalte sind Inhalte im Sinne des Absatzes 1, die den Tatbestand der §§ 86, 86a, 89a, 90,
90a, 90b, 91, 100a, 111, 126, 129 bis 129b, 130, 131, 140, 166, 184b, 184d, 185 bis 187, 241 oder 269 des
Strafgesetzbuchs erfüllen.

§ 2

Berichtspflicht

(1) Anbieter sozialer Netzwerke sind verpflichtet, einen deutschsprachigen Bericht über den Umgang mit
Beschwerden über rechtswidrige Inhalte auf ihren Plattformen mit den Angaben nach Absatz 2 vierteljährlich zu
erstellen und im Bundesanzeiger sowie auf der eigenen Homepage spätestens einen Monat nach Ende eines Quar-
tals zu veröffentlichen. Der auf der eigenen Homepage veröffentlichte Bericht muss leicht erkennbar, unmittelbar
erreichbar und ständig verfügbar sein.

(2) Der Bericht hat mindestens auf folgende Aspekte einzugehen:

1. allgemeine Ausführungen, welche Anstrengungen der Anbieter des sozialen Netzwerks unternimmt, um
strafbare Handlungen auf den Plattformen zu unterbinden,

*) Notifiziert gemäß der Richtlinie (EU) 2015/1535 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 9. September
2015 über ein Informationsverfahren auf dem Gebiet der technischen Vorschriften und der Vorschriften für die
Dienste der Informationsgesellschaft (ABl. L 204 vom 17.9.2015, S. 1).
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2. Darstellung der Mechanismen zur Übermittlung von Beschwerden über rechtswidrige Inhalte und der Ent-
scheidungskriterien für Löschung und Sperrung von rechtswidrigen Inhalten,

3. Anzahl der im Berichtszeitraum eingegangenen Beschwerden über rechtswidrige Inhalte, aufgeschlüsselt
nach Beschwerden von Beschwerdestellen und Beschwerden von Nutzern und nach dem Beschwerdegrund,

4. Organisation, personelle Ausstattung, fachliche und sprachliche Kompetenz der für die Bearbeitung von Be-
schwerden zuständigen Arbeitseinheiten und Schulung und Betreuung der für die Bearbeitung von Be-
schwerden zuständigen Personen,

5. Mitgliedschaft in Branchenverbänden mit Hinweis darauf, ob in diesen Branchenverbänden eine Beschwer-
destelle existiert,

6. Anzahl der Beschwerden, bei denen eine externe Stelle konsultiert wurde, um die Entscheidung vorzuberei-
ten,

7. Anzahl der Beschwerden, die im Berichtszeitraum zur Löschung oder Sperrung des beanstandeten Inhalts
führten, aufgeschlüsselt nach Beschwerden von Beschwerdestellen und von Nutzern sowie nach dem Be-
schwerdegrund,

8. Zeit zwischen Beschwerdeeingang beim sozialen Netzwerk und Löschung oder Sperrung des rechtswidrigen
Inhalts, aufgeschlüsselt nach Beschwerden von Beschwerdestellen und von Nutzern, nach dem Beschwer-
degrund sowie nach den Zeiträumen „innerhalb von 24 Stunden“, „innerhalb von 48 Stunden“, „innerhalb
einer Woche“, „zu einem späteren Zeitpunkt“,

9. Maßnahmen zur Unterrichtung des Beschwerdeführers sowie des Nutzers, für den der beanstandete Inhalt
gespeichert wurde, über die Entscheidung über die Beschwerde.

§ 3

Umgang mit Beschwerden über rechtswidrige Inhalte

(1) Der Anbieter eines sozialen Netzwerks muss ein wirksames und transparentes Verfahren nach den Ab-
sätzen 2 und 3 für den Umgang mit Beschwerden über rechtswidrige Inhalte vorhalten. Der Anbieter muss Nut-
zern ein leicht erkennbares, unmittelbar erreichbares und ständig verfügbares Verfahren zur Übermittlung von
Beschwerden über rechtswidrige Inhalte zur Verfügung stellen.

(2) Das Verfahren muss gewährleisten, dass der Anbieter des sozialen Netzwerks

1. unverzüglich von der Beschwerde Kenntnis nimmt und prüft, ob der Inhalt rechtswidrig und zu entfernen
oder der Zugang zu ihm zu sperren ist,

2. einen offensichtlich rechtswidrigen Inhalt innerhalb von 24 Stunden nach Eingang der Beschwerde entfernt
oder den Zugang zu ihm sperrt; dies gilt nicht, wenn das soziale Netzwerk mit der zuständigen Strafverfol-
gungsbehörde einen längeren Zeitraum für die Löschung oder Sperrung des offensichtlich rechtswidrigen
Inhalts vereinbart hat,

3. jeden rechtswidrigen Inhalt innerhalb von sieben Tagen nach Eingang der Beschwerde entfernt oder den
Zugang zu ihm sperrt,

4. im Falle der Entfernung den Inhalt zu Beweiszwecken sichert und zu diesem Zweck für die Dauer von zehn
Wochen im Inland speichert,

5. den Beschwerdeführer und den Nutzer über jede Entscheidung unverzüglich informiert und seine Entschei-
dung ihnen gegenüber begründet und

6. sämtliche auf den Plattformen befindlichen Kopien des rechtswidrigen Inhalts ebenfalls unverzüglich ent-
fernt oder sperrt.
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(3) Das Verfahren muss vorsehen, dass jede Beschwerde und die zu ihrer Abhilfe getroffene Maßnahme
im Inland dokumentiert wird.

(4) Der Umgang mit Beschwerden muss von der Leitung des sozialen Netzwerks durch monatliche Kon-
trollen überwacht werden. Organisatorische Unzulänglichkeiten im Umgang mit eingegangenen Beschwerden
müssen unverzüglich beseitigt werden. Den mit der Bearbeitung von Beschwerden beauftragten Personen müssen
von der Leitung des sozialen Netzwerks regelmäßig, mindestens aber halbjährlich deutschsprachige Schulungs-
und Betreuungsangebote gemacht werden.

(5) Die Verfahren nach Absatz 1 können durch eine von der in § 4 genannten Verwaltungsbehörde beauf-
tragten Stelle überwacht werden.

§ 4

Bußgeldvorschriften

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig

1. entgegen § 2 Absatz 1 Satz 1 einen Bericht nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig erstellt
oder nicht, nicht richtig, nicht vollständig, nicht in der vorgeschriebenen Weise oder nicht rechtzeitig veröf-
fentlicht,

2. entgegen § 3 Absatz 1 Satz 1 ein dort genanntes Verfahren für den Umgang mit Beschwerden von Beschwer-
destellen oder Nutzern, die im Inland wohnhaft sind oder ihren Sitz haben, nicht, nicht richtig oder nicht
vollständig vorhält,

3. entgegen § 3 Absatz 1 Satz 2 ein dort genanntes Verfahren nicht oder nicht richtig zur Verfügung stellt,

4. entgegen § 3 Absatz 4 Satz 1 den Umgang mit Beschwerden nicht oder nicht richtig überwacht,

5. entgegen § 3 Absatz 4 Satz 2 eine organisatorische Unzulänglichkeit nicht oder nicht rechtzeitig beseitigt,

6. entgegen § 3 Absatz 4 Satz 3 eine Schulung oder eine Betreuung nicht oder nicht rechtzeitig anbietet oder

7. entgegen § 5 einen inländischen Zustellungsbevollmächtigten oder einen inländischen Empfangsberechtig-
ten nicht oder nicht rechtzeitig benennt.

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann in den Fällen des Absatzes 1 Nummer 7 mit einer Geldbuße bis zu fünf-
hunderttausend Euro, in den übrigen Fällen des Absatzes 1 mit einer Geldbuße bis zu fünf Millionen Euro geahn-
det werden. § 30 Absatz 2 Satz 3 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten ist anzuwenden.

(3) Die Ordnungswidrigkeit kann auch dann geahndet werden, wenn sie nicht im Inland begangen wird.

(4) Verwaltungsbehörde im Sinne des § 36 Absatz 1 Nummer 1 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten
ist das Bundesamt für Justiz. Das Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz erlässt im Einverneh-
men mit dem Bundesministerium des Innern, dem Bundesministerium für Wirtschaft und Energie und dem Bun-
desministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur allgemeine Verwaltungsgrundsätze über die Ausübung des
Ermessens der Bußgeldbehörde bei der Einleitung eines Bußgeldverfahrens und bei der Bemessung der Geldbuße.

(5) Will die Verwaltungsbehörde ihre Entscheidung darauf stützen, dass ein nicht entfernter oder nicht ge-
sperrter Inhalt rechtswidrig im Sinne des § 1 Absatz 3 ist, so hat sie über die Rechtswidrigkeit vorab eine gericht-
liche Entscheidung herbeizuführen. Zuständig ist das Gericht, das über den Einspruch gegen den Bußgeldbescheid
entscheidet. Der Antrag auf Vorabentscheidung ist dem Gericht zusammen mit der Stellungnahme des sozialen
Netzwerks zuzuleiten. Über den Antrag kann ohne mündliche Verhandlung entschieden werden. Die Entschei-
dung ist nicht anfechtbar und für die Verwaltungsbehörde bindend.
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§ 5

Inländischer Zustellungsbevollmächtigter

Anbieter sozialer Netzwerke haben für Zustellungen in Bußgeldverfahren nach diesem Gesetz gegenüber der
Verwaltungsbehörde, der Staatsanwaltschaft und dem zuständigen Gericht, sowie in zivilgerichtlichen Verfahren
gegenüber dem zuständigen Gericht einen inländischen Zustellungsbevollmächtigten unverzüglich zu benennen.
Für Auskunftsersuchen einer inländischen Strafverfolgungsbehörde ist eine empfangsberechtigte Person im In-
land zu benennen.

§ 6

Übergangsvorschriften

(1) Der Bericht nach § 2 wird erstmals für das zweite auf das Inkrafttreten dieses Gesetzes folgende Vier-
teljahr fällig.

(2) Die Verfahren nach § 3 müssen innerhalb von drei Monaten nach Inkrafttreten dieses Gesetzes einge-
führt sein.

Artikel 2

Änderung des Telemediengesetzes

In § 14 Absatz 2 des Telemediengesetzes, das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 21. Juli 2016
(BGBl. I S. 1766) geändert worden ist, werden nach dem Wort „Eigentum“ die Wörter „oder anderer absolut
geschützter Rechte“ eingefügt.

Artikel 3

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft.

Berlin, den 16. Mai 2017

Volker Kauder, Gerda Hasselfeldt und Fraktion
Thomas Oppermann und Fraktion
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Begründung

A. Allgemeiner Teil

I. Zielsetzung und Notwendigkeit der Regelungen

Gegenwärtig ist eine massive Veränderung des gesellschaftlichen Diskurses im Netz und insbesondere in den
sozialen Netzwerken festzustellen. Die Debattenkultur im Netz ist oft aggressiv, verletzend und nicht selten hass-
erfüllt. Hassrede und rassistische Hetze können jede und jeden aufgrund der Meinung, Hautfarbe oder Herkunft,
der Religion, des Geschlechts oder der Sexualität diffamieren. Hasskriminalität und andere strafbare Inhalte, die
nicht effektiv bekämpft und verfolgt werden können, bergen eine große Gefahr für das friedliche Zusammenleben
einer freien, offenen und demokratischen Gesellschaft. Nach den Erfahrungen im US-Wahlkampf hat auch in der
Bundesrepublik Deutschland die Bekämpfung von strafbaren Falschnachrichten („Fake News“) in sozialen Netz-
werken hohe Priorität gewonnen. Es bedarf daher einer Verbesserung der Rechtsdurchsetzung in sozialen Netz-
werken, um objektiv strafbare Inhalte wie etwa Volksverhetzung, Beleidigung, Verleumdung oder Störung des
öffentlichen Friedens durch Vortäuschen von Straftaten unverzüglich zu entfernen.

Die zunehmende Verbreitung von Hasskriminalität und anderen strafbaren Inhalten, vor allem in sozialen Netz-
werken, hat das Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz bereits im Jahr 2015 veranlasst, eine
Task Force mit den Betreibern der Netzwerke und Vertretern der Zivilgesellschaft ins Leben zu rufen. Die in der
Task Force vertretenen Unternehmen haben zugesagt, den Umgang mit Hinweisen auf Hasskriminalität und an-
dere strafbare Inhalte auf ihren Seiten zu verbessen. Die Unternehmen haben sich verpflichtet, anwenderfreund-
liche Mechanismen zum Melden kritischer Beiträge einzurichten und die Mehrzahl der gemeldeten Beiträge mit
sprachlich und juristisch qualifizierten Teams innerhalb von 24 Stunden zu prüfen und zu löschen, falls sie rechts-
widrig sind. Maßstab der Prüfung ist deutsches Recht.

Die Selbstverpflichtungen der Unternehmen haben zu ersten Verbesserungen geführt. Diese reichen aber noch
nicht aus. Noch immer werden zu wenige strafbare Inhalte gelöscht. Ein von jugendschutz.net durchgeführtes
Monitoring der Löschpraxis sozialer Netzwerke vom Januar/Februar 2017 hat ergeben, dass die Beschwerden
normaler Nutzer gegen Hasskriminalität und andere strafbare Inhalte nach wie vor nicht unverzüglich und ausrei-
chend bearbeitet werden. Zwar werden bei YouTube mittlerweile in 90 Prozent der Fälle strafbare Inhalte ge-
löscht. Facebook hingegen löschte nur in 39 Prozent der Fälle, Twitter nur in 1 Prozent der Fälle.

Auch die Transparenz der sozialen Netzwerke ist unzureichend. Die von den sozialen Netzwerken veröffentlich-
ten Informationen über die Entfernung und Sperrung rechtswidriger Inhalte auf ihren Plattformen sind nicht aus-
sagekräftig genug. Die erhaltenen Beschwerden werden nicht nach Fallgruppen aufgeschlüsselt, zudem machen
die Unternehmen keine Angaben darüber, wieviel Prozent der Beschwerden zu Löschungen oder Sperren führten.

Die Anbieter der sozialen Netzwerke haben eine Verantwortung für die gesellschaftliche Debattenkultur, der sie
gerecht werden müssen. Angesichts der Tatsache, dass das bisherige Instrumentarium und die zugesagten Selbst-
verpflichtungen der sozialen Netzwerke nicht ausreichend wirken und es erhebliche Probleme bei der Durchset-
zung des geltenden Rechts gibt, bedarf es der Einführung von bußgeldbewehrten Compliance-Regeln für soziale
Netzwerke, um effektiv und unverzüglich gegen Hasskriminalität und andere strafbare Inhalte im Netz vorgehen
zu können.

II. Wesentlicher Inhalt des Entwurfs

Um die sozialen Netzwerke zu einer schnelleren und umfassenderen Bearbeitung von Beschwerden über Hass-
kriminalität und andere strafbare Inhalte anzuhalten, sieht der Entwurf die Einführung gesetzlicher Compliance-
Regeln für soziale Netzwerke vor. Dabei wird durch eine Legaldefinition des sozialen Netzwerks sichergestellt,
dass die Berichtspflicht nur die Betreiber großer sozialer Netzwerke mit Meinungsmacht und nicht sämtliche
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Diensteanbieter nach dem Telemediengesetz (TMG) trifft. Medienplattformen mit eigenen journalistisch-redak-
tionell gestalteten Inhalten werden von dem Entwurf nicht erfasst. Die Definition der sozialen Netzwerke erfasst
sowohl den Austausch von Inhalten mit anderen Nutzern in einer geschlossenen Netzgemeinschaft („gated com-
munity“) als auch die Verbreitung von Inhalten in der Öffentlichkeit. Vorgesehen ist eine Bagatellgrenze für
kleinere Unternehmen (Start-up-Unternehmen). Zudem wird klargestellt, dass nur solche rechtswidrigen Inhalte
erfasst sind, die den objektiven Tatbestand der Strafnormen erfassen, die dazu dienen, Hasskriminalität und andere
strafbare Inhalte, die im Netz verbreitet werden sowie andere Formen der Störung des öffentlichen Friedens zu
bekämpfen.

Hasskriminalität erfüllt in der Regel strafrechtliche Tatbestände wie üble Nachrede, Verleumdung oder Volksver-
hetzung. Erfasst werden auch falsche Nachrichten („Fake News“), soweit sie objektiv den Tatbestand einer oder
mehrerer der in § 1 Absatz 3 genannten Strafrechtsnormen erfüllen, etwa die Störung des öffentlichen Friedens
durch Vortäuschen von Straftaten.

Soziale Netzwerke werden gesetzlich verpflichtet, vierteljährlich über den Umgang mit Beschwerden über straf-
rechtlich relevante Inhalte zu berichten. Der Bericht soll sowohl statistische Angaben über das Beschwerdevolu-
men und die Entscheidungspraxis der Netzwerke enthalten als auch über die mit der Bearbeitung der Beschwerden
beauftragten Beschwerdeteams informieren. Der Bericht wird im elektronischen Bundesanzeiger und auf der ei-
genen Homepage des sozialen Netzwerks leicht auffindbar veröffentlicht werden.

Der Entwurf legt gesetzliche Standards für ein wirksames Beschwerdemanagement fest, die gewährleisten, dass
soziale Netzwerke offensichtlich strafrechtlich relevante Inhalte, die den objektiven Tatbestand einer der in § 1
Absatz 3 genannten Strafvorschriften erfüllen, in der Regel 24 Stunden nach Eingang der Nutzerbeschwerde lö-
schen. Gefordert werden wirksame und transparente Verfahren zur unverzüglichen Löschung rechtswidriger In-
halte einschließlich nutzerfreundlicher Mechanismen zur Übermittlung von Beschwerden. Ausgangspunkt dieser
Compliance-Pflicht ist die Haftungsregelung für Diensteanbieter nach § 10 TMG. Diese sind verpflichtet, einen
rechtswidrigen Inhalt, den sie für einen Nutzer speichern, unverzüglich zu entfernen oder den Zugang zu ihm zu
sperren, wenn sie von dem Inhalt Kenntnis genommen haben. Die in diesem Entwurf statuierten Compliance-
Pflichten setzen diese Verpflichtung der Diensteanbieter voraus und konkretisieren sie.

Das Bedürfnis nach einer Regelung zum Umgang mit Beschwerden über Hasskriminalität und anderen strafbaren
Inhalten – im Unterschied zu den „klassischen Medien“ – lässt sich mit der Besonderheit des Internets erklären.
Bei den klassischen Medien wird eine rechtswidrige Situation nicht in gleicher Weise perpetuiert wie im Internet.

Die vorsätzliche oder fahrlässige Nichteinhaltung der Berichtspflicht und die Zuwiderhandlung gegen die Pflicht,
ein wirksames Beschwerdemanagement vorzuhalten, sowie die nicht rechtzeitige Benennung eines inländischen
Zustellungsbevollmächtigten oder eines inländischen Empfangsberechtigten stellen nach dem Entwurf eine Ord-
nungswidrigkeit dar, die mit einer Geldbuße bis zu fünf Millionen Euro geahndet werden kann. Die Ordnungs-
widrigkeit knüpft im Hinblick auf das Beschwerdemanagement an die Organisationspflichten an. Ordnungswidrig
handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig ein Beschwerdemanagement gar nicht oder mangelhaft einrichtet, orga-
nisatorische Unzulänglichkeiten nicht beseitigt oder die gesetzlichen Vorgaben für das Beschwerdemanagement
über einen nicht unerheblichen Zeitraum verfehlt. Die Geldbuße soll gemäß § 17 Absatz 4 des Gesetzes über
Ordnungswidrigkeiten (OWiG) den wirtschaftlichen Vorteil aus der Ordnungswidrigkeit übersteigen.

Durch den daneben anwendbaren § 130 OWiG ist auch eine Verfolgung des Inhabers des Unternehmens, das das
soziale Netzwerk betreibt, möglich, wenn die Zuwiderhandlung gegen die Pflicht zur Vorhaltung eines wirksamen
Beschwerdemanagements oder gegen die Berichtspflicht durch gehörige Aufsicht hätte verhindert oder wesent-
lich erschwert werden können.

Nach Maßgabe des § 30 OWiG kann auch gegen juristische Personen und Personenvereinigungen eine Geldbuße
festgesetzt werden. Das Höchstmaß der Geldbuße nach diesem Entwurf erhöht sich in diesem Fall auf 50 Millio-
nen Euro (§ 30 Absatz 2 Satz 3 OWiG).

Als zuständige Verwaltungsbehörde nach § 36 OWiG bestimmt der Entwurf das Bundesamt für Justiz, das im
Rahmen der Verfolgung der in diesem Entwurf bezeichneten OWiG-Tatbestände auch zu prüfen hat, ob ein straf-
barer Inhalt im Sinne des § 1 Absatz 3 vorliegt. Das Bundesamt für Justiz holt eine Vorabentscheidung über die
Rechtswidrigkeit des Inhalts beim zuständigen Gericht ein. Diese Prüfkompetenz ist vergleichbar mit der Tätig-
keit der Landesmedienanstalten als zuständige Verwaltungsbehörde gemäß § 24 des Jugendmedienschutz-Staats-
vertrages. Die Landesmedienanstalten können gegen Telemedienanbieter wegen unzulässiger Angebote, die zum
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Hass aufstacheln, zu Gewalt auffordern oder die Menschenwürde angreifen, Bußgelder verhängen. Außerdem
wird durch eine Ergänzung des Telemediengesetzes in Artikel 2 des Entwurfs Opfern von Persönlichkeitsrechts-
verletzungen im Netz ermöglicht, aufgrund gerichtlicher Anordnung die Bestandsdaten der Verletzer von Dienste-
anbietern zu erhalten.

III. Alternativen

Keine. Die mit den sozialen Netzwerken vereinbarten Selbstverpflichtungen haben sich als nicht ausreichend er-
wiesen.

IV. Gesetzgebungskompetenz

Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes ergibt sich aus Artikel 74 Absatz 1 Nummer 11 des Grundgesetzes
(Recht der Wirtschaft) sowie aus Artikel 74 Absatz 1 Nummer 7 des Grundgesetzes (öffentliche Fürsorge), soweit
Belange des Jugendschutzes betroffen sind, und hinsichtlich der Bußgeldvorschriften (§ 4 des Entwurfs) aus Ar-
tikel 74 Absatz 1 Nummer 1 des Grundgesetzes (Strafrecht). Artikel 74 Absatz 1 Nummer 7 des Grundgesetzes
ist einschlägig, da das Schutzziel des Entwurfs, das sich gegen die Verrohung der Debattenkultur in sozialen
Netzwerken richtet, auch den Schutzzweck des Jugendmedienschutzes berührt, nämlich die Entwicklung von
Kindern und Jugendlichen oder ihre Erziehung zu einer eigenverantwortlichen und gemeinschaftsfähigen Persön-
lichkeit. Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes im Bereich der Verbesserung der Rechtsdurchsetzung in so-
zialen Netzwerken ist gegeben, da hier die Herstellung gleichwertiger Lebensverhältnisse im Bundesgebiet und
die Wahrung der Rechts- oder Wirtschaftseinheit im gesamtstaatlichen Interesse mit einer bundesgesetzlichen
Regelung erforderlich ist (Artikel 72 Absatz 2 des Grundgesetzes). Durch eine einheitliche Bundesgesetzgebung
im Bereich der Rechtsdurchsetzung in sozialen Netzwerken wird verhindert, dass sich innerhalb der Bundesre-
publik Deutschland die Lebensverhältnisse auseinanderentwickeln, indem Hasskriminalität und andere rechts-
widrige Inhalte unter Umständen nicht in jedem Land effektiv bekämpft und verfolgt werden und dort infolge-
dessen das friedliche Zusammenleben einer freien, offenen und demokratischen Gesellschaft in Gefahr ist. Die
Regelungen können auch deshalb nur durch den Bundesgesetzgeber erfolgen, weil ansonsten die Gefahr einer
Rechtszersplitterung bestünde, die sowohl im Interesse des Bundes als auch der Länder nicht hinnehmbar ist. Eine
bundeseinheitliche Ausgestaltung der Rechtsdurchsetzung in sozialen Netzwerken gewährleistet die Anwendung
einheitlicher Maßstäbe unabhängig vom Standort der Anbieter sozialer Netzwerke und wirkt so Binnenwande-
rungen und einem möglichen Wettlauf zwischen den Ländern um das niedrigste Schutzniveau zur Anlockung von
Anbietern sozialer Netzwerke entgegen.

V. Vereinbarkeit mit dem Recht der Europäischen Union und völkerrechtlichen Verträgen

Die in den §§ 2, 3 und 5 des Entwurfs vorgesehenen gesetzlichen Compliance-Regeln sind mit europäischem
Recht vereinbar. Dies gilt insbesondere für die Richtlinie 2000/31/EG (e-commerce-RL).

1. Richtlinie 2000/31/EG (e-commerce-RL)

a) Die e-commerce-RL hält bereits eine Reihe von Instrumenten vor, die zur Regulierung sozialer Netz-
werke eingesetzt werden können.

So können nach Artikel 14 e-commerce-RL Mitgliedstaaten einen Diensteanbieter für die im Nutzer-
auftrag gespeicherten Informationen verantwortlich machen, sobald er „tatsächliche Kenntnis von der
rechtswidrigen Tätigkeit oder Information [hat], und, in Bezug auf Schadenersatzansprüche, […] er sich
[…] Tatsachen oder Umstände bewusst [ist], aus denen die rechtswidrige Tätigkeit oder Information
offensichtlich wird“ (Artikel 14 Absatz 1 Buchstabe a e-commerce-RL), oder aber wenn der Dienste-
anbieter nicht, „sobald er diese Kenntnis oder dieses Bewusstsein erlangt, unverzüglich tätig [wird], um
die Information zu entfernen oder den Zugang zu ihr zu sperren“ (Artikel 14 Absatz 1 Buchstabe b e-
commerce-RL). Allerdings verhält sich diese Richtlinien-Vorschrift nicht ausdrücklich zur Einrichtung
eines Verfahrens für den Umgang mit Beschwerden, ganz zu schweigen von der Möglichkeit für die
Mitgliedstaaten, auch insoweit Bußgelder als Sanktion vorzusehen (Artikel 20 e-commerce-RL). Arti-
kel 14 Absatz 3 e-commerce-RL eröffnet die zusätzliche Variante, „dass die Mitgliedstaaten Verfahren
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für die Entfernung einer Information oder die Sperrung des Zugangs zu ihr festlegen“. Dem entspricht
der Erwägungsgrund 46, wonach „diese Richtlinie die Möglichkeit der Mitgliedstaaten unberührt“ lässt,
„spezifische Anforderungen vorzuschreiben, die vor der Entfernung oder der Sperrung des Zugangs
unverzüglich zu erfüllen sind.“ Dementsprechend eröffnet der Erwägungsgrund 48 den Mitgliedstaaten
die Möglichkeit, dass die Mitgliedstaaten von Diensteanbietern verlangen, „die nach vernünftigem Er-
messen von ihnen zu erwartende und in innerstaatlichen Rechtsvorschriften niedergelegte Sorgfalts-
pflicht anzuwenden, um bestimmte Arten rechtswidriger Tätigkeiten aufzudecken und zu verhindern“.

Zwar verwehrt Artikel 15 Absatz 1 e-commerce-RL den Mitgliedstaaten, den Diensteanbietern eine all-
gemeine Verpflichtung aufzuerlegen, die von ihnen übermittelten oder gespeicherten Informationen zu
überwachen oder aktiv nach Umständen zu forschen, die auf eine rechtswidrige Tätigkeit hinweisen.
Diese allgemeine Recherchepflicht wird in diesem Entwurf auch nicht statuiert.

b) Hilfsweise besteht auch außerhalb des von der e-commerce-RL vorgehaltenen Instrumentariums Spiel-
raum für nationale Regelungen. Zwar enthält Artikel 3 Absatz 2 e-commerce-RL ein grundsätzliches
Verbot für die Mitgliedstaaten, den freien Verkehr von Diensten der Informationsgesellschaft aus einem
anderen Mitgliedstaat aus Gründen einzuschränken, die in den sogenannten koordinierten Bereich fal-
len. Dazu gehören nach Artikel 2 Buchstabe h Ziffer i 2. Spiegelstrich e-commerce-RL unter anderem
die von einem Diensteanbieter zu erfüllenden Anforderungen in Bezug auf die Ausübung der Tätigkeit
eines Dienstes der Informationsgesellschaft, beispielsweise Anforderungen betreffend das Verhalten
des Diensteanbieters, Anforderungen betreffend Qualität oder Inhalt des Dienstes sowie Anforderungen
betreffend die Verantwortlichkeit des Diensteanbieters. Hiervon dürften auch die im Entwurf vorge-
schlagenen Betreiberpflichten bei sozialen Netzwerken erfasst werden.

Eine Ausnahme zu dem grundsätzlichen Verbot sieht aber Artikel 3 Absatz 4 Buchstabe a Ziffer i e-
commerce-RL vor. Danach sind Maßnahmen zulässig, die etwa aus folgenden Gründen erforderlich
sind: „Schutz der öffentlichen Ordnung, insbesondere Verhütung, Ermittlung, Aufklärung und Verfol-
gung von Straftaten, einschließlich des Jugendschutzes und der Bekämpfung der Hetze aus Gründen
der Rasse, des Geschlechts, des Glaubens oder der Nationalität, sowie von Verletzungen der Menschen-
würde einzelner Personen“. Der Entwurf sieht insbesondere ein effektives Beschwerdemanagement zur
Verbesserung der Durchsetzung der in § 1 Absatz 3 genannten Straftatbestände in sozialen Netzwerken
vor. Dies ist notwendig, um Hasskriminalität und andere strafbare Inhalte effektiv zu bekämpfen und
zu verfolgen. So wird das friedliche Zusammenleben der freien, offenen und demokratischen Gesell-
schaft in der Bundesrepublik Deutschland geschützt.

Der Entwurf erfüllt auch die weiteren Voraussetzungen für die Ausnahme vom Regelungsverbot. So
verlangt Artikel 3 Absatz 4 Buchstabe a Ziffer ii und iii e-commerce-RL, dass die Maßnahmen einen
ganz bestimmten Dienst der Informationsgesellschaft betreffen, der gerade die vorgenannten Schutz-
ziele beeinträchtigt oder eine ernsthafte und schwerwiegende Gefahr einer Beeinträchtigung dieser
Ziele darstellt, und dass die Maßnahmen in einem angemessenen Verhältnis zu diesen Schutzzielen
stehen. Die im Entwurf geregelten Compliance-Pflichten sozialer Netzwerke betreffen spezielle Dienste
der Informationsgesellschaft und dienen der Verhinderung objektiv strafbarer Taten.

Darüber hinaus wird gemäß Artikel 3 Absatz 4 Buchstabe b Ziffer i 1. Spiegelstrich e-commerce-RL
zwar verfahrensmäßig vorausgesetzt, dass der Mitgliedstaat, der eine Maßnahme als Ausnahme zu dem
grundsätzlichen Verbot ergreifen will, zunächst den Mitgliedstaat, in dem der Diensteanbieter nieder-
gelassen ist, zu eigenen Maßnahmen auffordert, die dieser dann jedoch entweder unterlässt oder aber
die sich als unzulänglich erweisen. Weiterhin schreibt Artikel 3 Absatz 4 Buchstabe b Ziffer i 2. Spie-
gelstrich e-commerce-RL für das Verfahren vor, dass der zu einer Ausnahmeregelung entschlossene
Mitgliedstaat den zuvor vergeblich aufgeforderten Mitgliedstaat und die Europäische Kommission über
seine Absicht unterrichten muss, nunmehr Maßnahmen zu ergreifen. In dringenden Fällen gestattet je-
doch Artikel 3 Absatz 5 e-commerce-RL ein Absehen von den Verfahrensvorgaben, um ein sofortiges
Handeln zu ermöglichen. Ein sofortiges Handeln ist zur effektiven Bekämpfung von Hasskriminalität
und weiterer objektiv strafbarer Handlungen im Internet dringend geboten.
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2. Dienstleistungsfreiheit

Vorbehaltlich spezieller sekundärrechtlicher Bestimmungen ist eine nationale Regelung zur Verbesserung
der Rechtsdurchsetzung in sozialen Netzwerken an den unionsrechtlichen Grundfreiheiten zu messen, sobald
ein grenzüberschreitender Bezug besteht. Davon dürfte hier auszugehen sein. Denn die Regulierung richtet
sich nicht ausschließlich an inländische Betreiber und umfasst auch nicht nur deren Dienstleistung im Inland,
sondern betrifft ebenso Betreiber aus anderen EU-Mitgliedstaaten beziehungsweise die Erbringung von
Dienstleistungen durch inländische Betreiber an Nutzer in anderen EU-Mitgliedstaaten (außer bei § 4 Ab-
satz 1 Nummer 2 des Entwurfs).

Berührt wird hier die Grundfreiheit des freien Dienstleistungsverkehrs (Artikel 56 des Vertrags über die Ar-
beitsweise der Europäischen Union). Eine Beschränkung lässt sich hier nur rechtfertigen, wenn sich erweist,
dass sie zwingenden Gründen des Allgemeininteresses entspricht, geeignet ist, die Erreichung des mit ihr
verfolgten Ziels zu gewährleisten, und nicht über das hinausgeht, was zur Erreichung dieses Ziels erforder-
lich ist.

Als zwingendes Gemeinwohlinteresse ist die Verhütung und Bekämpfung von Hasskriminalität und anderen
strafbaren Inhalten auf Plattformen der sozialen Netzwerke anzusehen. Der mit dem Entwurf verfolgte
Zweck wird in der Begründung ausgeführt. Dort wird auch dezidiert dargelegt, anhand welcher Erwägungen
bußgeldbewehrte Compliance- und Berichtspflichten als geeignet und erforderlich eingestuft werden.

3. Notifizierungspflicht nach der Richtlinie (EU) 2015/1535

Die geplante Regelung ist notifizierungspflichtig nach der Richtlinie (EU) 2015/1535 vom 9. September
2015 über ein Informationsverfahren auf dem Gebiet der technischen Vorschriften und der Vorschriften für
die Dienste der Informationsgesellschaft.

VI. Gesetzesfolgen

1. Rechts- und Verwaltungsvereinfachung

Der Entwurf dient nicht der Rechts- und Verwaltungsvereinfachung.

2. Nachhaltigkeitsaspekte

Das grundlegende Ziel des Entwurfs besteht darin, Hasskriminalität und anderen strafbaren Inhalten, die den Tat-
bestand des § 1 Absatz 3 des Entwurfs erfüllen, in sozialen Netzwerken entgegenzutreten, um so das friedliche
Zusammenleben in einer freien, offenen und demokratischen Gesellschaft zu fördern. Dieses Ziel entspricht den
Leitgedanken der Bundesregierung für eine nachhaltige Entwicklung im Sinne der Deutschen Nachhaltigkeits-
strategie. Denn Nachhaltigkeit zielt auf sozialen Zusammenhalt, der nach der Managementregel Nummer 10 ge-
mäß Ziffer II. 2. des Nachhaltigkeitsmanagementsystems der Deutschen Nachhaltigkeitsstrategie zu stärken ist.

3. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand

Keine.

4. Erfüllungsaufwand

a) Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger

Keiner.

b) Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft

Der Entwurf führt neun neue Informationspflichten für soziale Netzwerke ein, die in einem vierteljährlich zu
erstellenden Bericht zu erfüllen sind. Die Schätzung des damit verbundenen Erfüllungsaufwands ist naturgemäß
mit Unsicherheiten verbunden. Für die weitere Betrachtung wird davon ausgegangen, dass die Unternehmen be-
reits jetzt die Mehrzahl der im Entwurf geforderten Angaben intern erheben, so dass diese Informationspflichten
keinen erheblichen Mehraufwand bei den sozialen Netzwerken auslösen. Außerdem veröffentlichen die Betreiber
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sozialer Netzwerke schon jetzt einen Teil der im Entwurf geforderten Angaben in sogenannten Transparenzbe-
richten. Daher wird durch den Entwurf in erster Linie ein zusätzlicher Prüfungs- und Kontrollaufwand für das
intern vorhandene Zahlenwerk ausgelöst.

Mit diesen Maßgaben wird der auf jeden Bericht entfallende Erfüllungsaufwand einschließlich der Entgelte für
die Veröffentlichung im Bundesanzeiger auf 50 000 Euro geschätzt. Hierbei wird auch berücksichtigt, dass die
Berichte thematisch auf die Bekämpfung von Hasskriminalität und andere strafbare Inhalte im Sinne dieses Ent-
wurfs beschränkt sind.

Wegen des Schwellenwertes in § 1 Absatz 2 (zwei Millionen Nutzerinnen und Nutzer im Inland) werden höchs-
tens zehn soziale Netzwerke berichtspflichtig werden. Der gesamte Erfüllungsaufwand für die Berichtspflicht ist
daher auf 2 Millionen Euro jährlich zu schätzen.

Die Schätzung des Erfüllungsaufwands für die Pflicht zur Vorhaltung eines wirksamen Beschwerdesystems ist
ebenfalls mit Unsicherheiten verbunden. Die Kosten, die die sozialen Netzwerke für die bereits vorhandenen
Beschwerdesysteme aufwenden, sind nicht bekannt. Diese Kosten werden für alle sozialen Netzwerke auf 50 Mil-
lionen Euro jährlich geschätzt. Es wird weiterhin angenommen, dass die sozialen Netzwerke ihre Aufwendungen
zur Bekämpfung von Hasskriminalität und anderen strafbaren Inhalten gegenüber dem Ist-Zustand um 50 Prozent
steigern müssen, um den Compliance-Anforderungen aus diesem Entwurf gerecht zu werden. Daraus ergibt sich
ein jährlicher Erfüllungsaufwand in Höhe von 25 Millionen Euro für die Pflicht zur Vorhaltung eines wirksamen
Beschwerdemanagements.

Schließlich wird der Erfüllungsaufwand der Pflicht, einen inländischen Zustellungsbevollmächtigten für jeden
Zivilprozess und jedes Bußgeldverfahren nach diesem Gesetz zu benennen, auf 1 Million Euro jährlich geschätzt.

Der Erfüllungsaufwand für den durch die Änderung in Artikel 2 durchsetzbar gemachten Auskunftsanspruch ge-
gen sämtliche Diensteanbieter nach dem Telemediengesetz wird auf eine Million Euro jährlich geschätzt.

Der Entwurf verursacht für die sozialen Netzwerke mithin insgesamt einen Erfüllungsaufwand in Höhe von
28 Millionen Euro jährlich, zusätzlich für sämtliche Diensteanbieter nach dem Telemediengesetz in Höhe von
einer Million Euro jährlich. Dieser jährliche Erfüllungsaufwand unterliegt der „One in, one out“-Regel der Bun-
desregierung. Die Kompensation erfolgt durch Teile des Anteils des Bundesministeriums der Justiz und für Ver-
braucherschutz an den Entlastungen aus dem Gesetz zur Entlastung insbesondere der mittelständischen Wirtschaft
von Bürokratie (Bürokratieentlastungsgesetz).

Davon Bürokratiekosten aus Informationspflichten

2 Millionen Euro jährlich.

c) Erfüllungsaufwand der Verwaltung

Der Entwurf führt zu Erfüllungsaufwand beim Bund.

Für die Bundesverwaltung entstehen durch die im Gesetz vorgesehene Funktion des Bundesamtes für Justiz als
Verfolgungsbehörde für Verstöße gegen die Berichtspflicht nach § 2 und gegen das in § 3 vorgegebene Beschwer-
demanagement sozialer Netzwerke Kosten von rund 4 Millionen Euro jährlich und einmalige Aufwendungen in
Höhe von circa 350 000 Euro.

Die sozialen Netzwerke werden durch § 2 verpflichtet, vierteljährlich einen Bericht über den Umgang mit Hass-
kriminalität und anderen strafbaren Inhalten in sozialen Netzwerken herauszugeben. Vom Entwurf sind primär
drei soziale Netzwerke betroffen, bei weiteren sieben Netzwerken ist eine Einbeziehung denkbar. Insgesamt geht
es also jährlich um höchstens 40 Berichte, die Gegenstand eines Bußgeldverfahrens sein könnten. Da diese Be-
richte mit hoher Aufmerksamkeit aufgenommen werden, sind rund 500 Beschwerden gegen die Berichte denkbar.
Auf der anderen Seite ist zu erwarten, dass die sozialen Netzwerke ihrer Berichtspflicht rechtzeitig und richtig
nachkommen werden, so dass sich der Kontrollaufwand in Grenzen hält. Daher werden pro Jahr voraussichtlich
nicht mehr als 20 Bußgeldverfahren erwachsen.

Daneben werden die sozialen Netzwerke durch § 3 verpflichtet, ein wirksames und effizientes Beschwerdema-
nagement vorzuhalten. Insbesondere werden sie verpflichtet, einen offensichtlich rechtswidrigen Inhalt innerhalb
von 24 Stunden nach Eingang der Beschwerde zu löschen. Verstöße gegen diese Pflicht können mit einem Buß-
geld geahndet werden. In diesem Bereich ist mit einer erheblichen Zahl von Anzeigen an das Bundesamt für Justiz
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zu rechnen. Bei den sozialen Netzwerken gehen schätzungsweise jährlich mindestens 500 000 Beschwerden aus
der Bundesrepublik Deutschland wegen Hasskriminalität und anderen strafbaren Inhalten ein. Gelöscht oder ge-
sperrt wird jedoch nur ein Bruchteil dessen. Zahlreiche Nutzer, die vermeintliche Hasskriminalität oder andere
strafbare Inhalte gemeldet haben, könnten sich daher veranlasst sehen, ihre erfolglose Beschwerde dem Bundes-
amt für Justiz zuzuleiten. Geschätzt wird, dass dies in 5 Prozent aller erfolglosen Beschwerden, also in rund
25 000 Fällen geschieht. Da diese Anzeigen aber zum großen Teil unbegründet sein werden, kann mit einem
jährlichen Verfahrensaufkommen von 500 Bußgeldverfahren im Bereich des Beschwerdemanagements gerechnet
werden.

Nach einer Schätzung des Bundesamtes für Justiz ergeben sich durch die durch den Entwurf eingeführte Funktion
als Verfolgungsbehörde zusätzliche jährliche Personalkosten für die Registrierung und Prüfung der Anzeigen, die
Führung der Bußgeldverfahren einschließlich der Rechtsmittelverfahren, die Fach- und Rechtsaufsicht, Führungs-
und Leitungsaufgaben, Zwangsvollstreckung und Rechnungswesen. Hinzu kommt Personal für den IT-Betrieb.
Die Personalkosten setzen sich wie folgt zusammen:

Stellen
Personalkosten je Stelle/Jahr einschließlich Sach-

kostenpauschale (€)
Personalkosten gesamt (€)

A 15 1 125 158,19 125 158

A 14 7 112 523,69 787 666

A 13gD 2,5 103 647,49 259 186

A 12 20 95 273,87 1 905 477

A 8 8,5 72 233,77 613 987

A 6e 0,5 65 318,oo 32 659

Summe 39,5 3 724 134

Weiterer Erfüllungsaufwand wird durch notwendige Schulungen und Betreuungen der Bearbeiterinnen und Be-
arbeiter, Übersetzungen für fremdsprachige Inhalte, die als rechtswidrig gemeldet werden und durch das in § 3
Absatz 5 vorgesehene Monitoring durch eine externe Stelle verursacht. Die Gesamtkosten werden auf 300 000
Euro jährlich geschätzt. Für IT-Aufwände fallen einmalige Sachkosten in Höhe von rund 350 000 Euro und jähr-
liche Kosten in Höhe von 25 000 Euro an.

Mehrbedarf an Sach- und Personalmitteln beim Bund soll finanziell und stellenmäßig im Einzelplan 07 ausgegli-
chen werden. Über Einzelheiten zur Deckung des Mehrbedarfs wird im Rahmen kommender Haushaltsaufstel-
lungsverfahren zu entscheiden sein.

5. Weitere Kosten

Geringe Mehrkosten für die Justiz der Länder ergeben sich zum einen aus der in § 4 Absatz 5 vorgesehenen
Verpflichtung des Bundesamtes für Justiz, eine Vorabentscheidung über die Rechtswidrigkeit beim zuständigen
Gericht einzuholen. Dieses Aufkommen wird auf weniger als 100 Fälle im Jahr geschätzt. Zum anderen werden
die Gerichte der Länder mit zusätzlichen gerichtlichen Verfahren nach dem Ordnungswidrigkeitengesetz und zur
Durchsetzung von Auskunftsansprüchen befasst. Hier ist von 300 Verfahren im Jahr auszugehen. Der insgesamt
erforderliche Erfüllungsaufwand wird auf 300 000 Euro im Jahr geschätzt.

Auswirkungen auf das Preisniveau, insbesondere auf das Verbraucherpreisniveau, sind nicht zu erwarten.

6. Weitere Gesetzesfolgen

Der Entwurf hat Auswirkungen von gleichstellungspolitischer Bedeutung. Der Entwurf trägt dazu bei, Diskrimi-
nierungen auch wegen des Geschlechts durch Hasskriminalität und anderen strafbaren Inhalten auf den Plattfor-
men sozialer Netzwerke wirksamer zu bekämpfen.
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VII. Befristung; Evaluierung

Dieses Gesetz wird spätestens drei Jahre nach Inkrafttreten evaluiert. Dabei wird die Bundesregierung in fachlich
geeigneter Weise prüfen, ob und inwieweit die beabsichtigten Wirkungen auf die sozialen Netzwerke mit Blick
auf ihren Umgang mit Beschwerden über Hasskriminalität und andere strafbare Inhalte erreicht worden sind. Die
Bundesregierung wird ferner untersuchen, wie sich der Erfüllungsaufwand für Wirtschaft und Verwaltung entwi-
ckelt hat und ob die Entwicklung in einem angemessenen Verhältnis zu den festgestellten Regelungswirkungen
steht. Die Evaluierung wird die Frage nach unbeabsichtigten Nebenwirkungen sowie nach der Akzeptanz und
Praktikabilität der Regelungen einschließen.

B. Besonderer Teil

Zu Artikel 1 (Gesetz zur Verbesserung der Rechtsdurchsetzung in sozialen Netzwerken)

Zu § 1 (Anwendungsbereich)

Die Vorschrift definiert den Anwendungsbereich des Gesetzes entsprechend der Zielsetzung, Hasskriminalität,
andere strafbare Inhalte, die unter § 1 Absatz 3 des Entwurfs fallen, sowie strafbare Falschnachrichten auf den
Plattformen sozialer Netzwerke wirksamer zu bekämpfen, um die damit verbundenen Gefahren für das friedliche
Zusammenleben und für die freie, offene und demokratische Gesellschaft abzuwenden. Die in den §§ 2, 3 und 5
aufgestellten Compliance-Regeln beziehen sich daher nur auf soziale Netzwerke und allein auf rechtswidrige
Inhalte, die den objektiven Tatbestand einer der in Absatz 3 genannten Normen erfüllen.

Zu Absatz 1

Die Compliance-Pflichten des Gesetzes sollen nur sozialen Netzwerken, nicht allen Diensteanbietern nach dem
TMG auferlegt werden. Soziale Netzwerke werden in Absatz 1 Satz 1 definiert als Telemediendiensteanbieter,
die mit Gewinnerzielungsabsicht Plattformen im Internet betreiben, die es Nutzern ermöglichen, beliebige Inhalte
mit anderen Nutzern auszutauschen, zu teilen oder der Öffentlichkeit zugänglich zu machen.

Telemediendiensteanbieter sind solche, bei denen die elektronische Informationsbereitstellung im Vordergrund
steht. Die Begriffsbestimmung folgt Artikel 2 Buchstabe b e-commerce-RL. § 2 Nummer 1 TMG gilt entspre-
chend.

Nutzer im Sinne des Gesetzes ist eine natürliche oder juristische Person, die die Infrastruktur der Plattform zu-
gangsfrei nutzt, insbesondere, um auf Inhalte zuzugreifen und um Informationen zu erlangen (vgl. § 2 Nummer 3
TMG). So werden beispielsweise auch die sogenannten Follower des Kurznachrichtendienstes Twitter von dem
Nutzerbegriff in Absatz 2 erfasst.

Erfasst sind nur Telemediendiensteanbieter, die Plattformen betreiben, die darauf angelegt sind, dass Inhalte für
Nutzer gespeichert werden, um sie mit anderen Nutzern auszutauschen, zu teilen oder der Öffentlichkeit zugäng-
lich zu machen. Erfasst sind damit in erster Linie Dienste im Sinne von § 10 TMG. Dienste der Individualkom-
munikation, insbesondere E-Mail-Dienste fallen hingegen nicht unter die erfassten Plattformen.

Erfasst werden Plattformen unabhängig von der Form der Kommunikation. Die Norm erfasst also sowohl Platt-
formen, die es den Nutzern ermöglichen, Inhalte wie Bilder, Videos sowie Texte und dergleichen einzustellen,
als auch Plattformen, deren Hauptaugenmerk auf nur einer der genannten Kategorien liegt.

Der Austausch findet stets zwischen administrativ festgelegten Gruppenmitgliedern oder Chatmitgliedern statt.
Im Gegensatz zum „Teilen“ und der „Öffentlichkeit zugänglich machen“ bestimmt der Nutzer die einzelnen Emp-
fänger. Der Austausch findet mit einem potenziell bestimmten Personenkreis statt.

Teilen bedeutet sowohl das Zugänglichmachen von selbst eingestellten als auch von bereits vorhandenen beliebi-
gen Inhalten für ausgewählte Nutzergruppen, wobei Inhalte auch für alle Nutzer freigegeben werden können.

Ein soziales Netzwerk kann den Nutzerinnen und Nutzern zudem ermöglichen, beliebige Inhalte der Öffentlich-
keit zugänglich zu machen. Auf den tatsächlichen Empfang kommt es nicht an. Zugänglichmachen bedeutet die
Ermöglichung des Empfangs durch eine Öffentlichkeit (BGH GRUR 1994, 45 (46) – Verteileranlagen; GRUR
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1996, 875 (876) – Zweibettzimmer im Krankenhaus; Schricker/Loewenheim/v. Ungern-Sternberg Rn. 10). Ein
zeitgleicher Empfang durch die Empfänger muss ermöglicht werden (BGH GRUR 2009, 845 (848) – Internet-
Videorecorder). Technisch bedingte geringfügige Zeitdifferenzen bei den Empfangsmöglichkeiten stehen dem
nicht entgegen (Schricker/Loewenheim/von Ungern-Sternberg Rn. 10).

Das Gesetz erfasst nur soziale Netzwerke ohne spezielle Themen- und Nutzerfestlegung. Es muss möglich sein,
beliebige Inhalte mit beliebigen anderen Nutzern auszutauschen, zu teilen oder der Öffentlichkeit zugänglich zu
machen. Eine entsprechende Eröffnung des Verbreitens beliebiger Inhalte liegt auch dann noch vor, wenn es
spezifische Einschränkungen gibt, z. B. aufgrund der sog. Netiquette oder einer virtuellen Hausordnung. Denn
auch bei punktuellen thematischen Einschränkungen bleibt es dann dabei, dass entsprechende Netzwerke grund-
sätzlich keine Themenvorgaben machen. Plattformen, die hingegen darauf angelegt sind, dass nur spezifische
Themen verbreitet werden (z. B. berufliche Netzwerke) werden vom Gesetz nicht erfasst. Unschädlich ist, wenn
sich einige Nutzer an diese Vorgaben nicht halten, da es auf die generelle Ausrichtung der Plattform ankommt.
Thematisch und personell eingegrenzte Netzwerke wie berufliche Netzwerke bedürfen keiner gesetzlichen Com-
pliance-Regeln.

Telemediendiensteanbieter mit journalistisch-redaktionell gestalteten Angeboten werden gemäß Absatz 1 Satz 2
von diesem Gesetz nicht erfasst. Für sie gelten die Vorschriften der §§ 54 ff. des Rundfunkstaatsvertrages.

Ebenso nicht erfasst sind Plattformen, die für die Zugänglichmachung ihrer eigenen journalistisch-redaktionell
gestalteten Angebote auf die Infrastruktur eines anderen sozialen Netzwerkes zurückgreifen, wie z. B. durch den
Betrieb einer eigenen Seite oder eines Profils bei Facebook. In Bezug auf Angebote, die danach nicht von diesem
Gesetz erfasst werden, unterliegt das soziale Netzwerk, dessen Infrastruktur für die Zugänglichmachung genutzt
wird, ebenso keinen Compliance-Verpflichtungen nach den §§ 2 und 3 dieses Gesetzes.

Zu Absatz 2

In Absatz 2 wird die Bagatellgrenze definiert. Absatz 2 befreit soziale Netzwerke im Sinne des Absatzes 1 von
den Pflichten, wenn das Netzwerk weniger als zwei Millionen Nutzerinnen und Nutzer in der Bundesrepublik
Deutschland hat.

Der Grund für eine solche Regelung liegt darin, dass kleinere soziale Netzwerke von aufwändigen Prüfpflichten
befreit werden sollen. Die umfassenden gesetzlichen Anforderungen können nur von sozialen Netzwerken mit
entsprechenden Ressourcen und Kapazitäten bewältigt werden.

Ein weiterer Grund liegt in der Perpetuierungswirkung der ausgetauschten und geteilten oder der Öffentlichkeit
zugänglich gemachten Inhalte. Bei einer großen Anzahl von Nutzern ist die Reichweite der Inhalte regelmäßig
höher. Dies geht mit einem Anstieg der diffamierenden Wirkung einher.

Die Bagatellschwelle liegt bei zwei Millionen Nutzerinnen und Nutzern, da nach gegenwärtigen Daten die in der
Öffentlichkeit relevanten und breit vertretenen sozialen Netzwerke mindestens zwei Millionen Nutzer haben.
Diese sozialen Netzwerke sind vom Gesetz zu erfassen, damit der Sinn und Zweck des Gesetzes erfüllt wird.

Ein ausreichend territorialer Bezug ist gleichfalls gewährleitet. Absatz 2 bezieht sich auf im Inland ansässige
Nutzerinnen und Nutzer. Es kommt nicht darauf an, in welchem Land der jeweilige Nutzer hauptsächlich aktiv
ist.

Zu Absatz 3

Der Begriff des rechtswidrigen Inhalts stellt einen zentralen Anknüpfungspunkt des Entwurfs dar. Strafbar sind
solche Inhalte, die den Tatbestand der §§ 86, 86a, 89a, 90, 90a, 90b, 91, 100a, 111, 126, 129, 129a, 129b, 130,
131, 140, 166, 184b, 184d, 185 bis 187, 241 oder 269 des Strafgesetzbuchs erfüllen. Hierdurch wird verdeutlicht,
dass es bei dem Entwurf nicht um staatliche Reaktionen auf Verstöße gegen beliebige Verletzungen des geltenden
Rechts durch Einträge in sozialen Netzwerken gehen kann (wozu etwa selbst geringfügige Verletzungen von
verwaltungsrechtlichen Verboten oder auch vertraglichen Pflichten gehören können). Es ist nicht Ziel des Geset-
zes, auf den Plattformen der sozialen Netzwerke begangene Ordnungswidrigkeiten oder bloße unerlaubte Hand-
lungen zu erfassen. Vielmehr machen der Begriff und die abschließende Aufzählung der einschlägigen Straftat-
bestände deutlich, dass die Rechtsdurchsetzung bei der Bekämpfung von Hasskriminalität und strafbaren Falsch-
nachrichten in sozialen Netzwerken geregelt werden soll. Erfasst werden also ausschließlich Handlungen, die den
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Tatbestand eines oder mehrerer der in Absatz 3 genannten Strafgesetze erfüllen und rechtswidrig, aber nicht not-
wendigerweise schuldhaft begangen werden. Dies trägt dem Gebot der Bestimmtheit sowie Verhältnismäßigkeit
Rechnung.

Zu § 2 (Berichtspflicht)

Die Vorschrift verpflichtet die Anbieter sozialer Netzwerke, über den Umgang mit Beschwerden über Hasskrimi-
nalität und anderen strafbaren Inhalten zu berichten. Gegenwärtig ist den öffentlich zugänglichen Transparenzbe-
richten der reichweitenstarken sozialen Netzwerke weder zu entnehmen, wie die Zahl an Beschwerden über
rechtswidrige Inhalte insgesamt zu beziffern ist noch wie viele rechtswidrige Inhalte von privaten Nutzern gemel-
det sowie in welchem Zeitraum gemeldete Inhalte gelöscht oder gesperrt werden. Daneben ist nicht nachvollzieh-
bar, wie sich die Bearbeitungsteams der einzelnen Unternehmen zusammensetzen und über welche Qualifikatio-
nen diese verfügen. Vor diesem Hintergrund bedarf es einer gesetzlichen Berichtspflicht, um die gebotene Trans-
parenz für die breite Öffentlichkeit herzustellen. Daneben ist im Interesse einer wirksamen Gesetzesfolgenab-
schätzung, insbesondere der Evaluation des Umgangs mit Beschwerden über Hasskriminalität und andere straf-
bare Inhalte, eine regelmäßige Berichtspflicht notwendig.

Zu Absatz 1

Anbieter sozialer Netzwerke haben einen Bericht zu erstellen, um auf diese Weise ein aussagekräftiges und um-
fassendes Bild über ihren Umgang mit Beschwerden sicherzustellen. Der Bericht ist vierteljährlich zu erstellen,
da auf diese Weise eine feste Struktur und ein systematischer Prozess für die Evaluation des Umgangs mit Be-
schwerden aufgesetzt werden. Der Bericht ist innerhalb eines Monats nach Ende des Quartals im Bundesanzeiger
sowie auf der eigenen Homepage zu veröffentlichen. Ersteres ist notwendig, um einen inländischen Anknüpfungs-
punkt für die Bußgeldtatbestände zu gewährleisten. Zudem orientiert sich die Veröffentlichungspflicht im Bun-
desanzeiger an einigen Maßgaben des Regierungsentwurfs eines CSR-Richtlinie-Umsetzungsgesetzes (Bundes-
tagsdrucksache 18/9982).

Zu Absatz 2

Absatz 2 bestimmt die Mindestvoraussetzungen der Berichtspflicht.

Zu Nummer 1

Soziale Netzwerke haben inzwischen eine wesentliche Bedeutung für öffentliche Debatten und können die Stim-
mung im Land beeinflussen. Gegenwärtig sind in den sozialen Netzwerken massive Veränderungen des gesell-
schaftlichen Diskurses hin zu einer aggressiven, verletzenden und hasserfüllten Debattenkultur festzustellen. Das
Internet ist jedoch kein rechtsfreier Raum, in dem Hasskriminalität und andere strafbare Inhalte verbreitet werden
dürfen. Deshalb müssen auch die Diensteanbieter ihrer gesteigerten gesellschaftlichen Verantwortung nachkom-
men.

Zu Nummer 2

Diensteanbieter müssen ein wirksames Beschwerdemanagement einrichten, um zu gewährleisten, dass Nutzerin-
nen und Nutzer von der Möglichkeit des Meldens eines rechtswidrigen Inhaltes tatsächlich Gebrauch machen. So
wird ein effektives Tätigwerden der Diensteanbieter erst sichergestellt. Hierüber muss der Bericht Angaben ent-
halten.

Diensteanbieter müssen darstellen, anhand welcher Kriterien sie rechtswidrige Inhalte löschen oder sperren. Somit
ist nachvollziehbar, ob soziale Netzwerke rechtswidrige Inhalte anhand nationaler Strafvorschriften oder anhand
ihrer Community Standards löschen oder sperren.

Zu Nummer 3

Im Interesse der Transparenz und der Evaluation ist in dem Bericht die Anzahl der Beschwerden zu nennen. Eine
Aufschlüsselung der Beschwerden nach Beschwerdegruppen ist notwendig, um nachprüfen zu können, dass eine
effektive Beschwerdebearbeitung von Beschwerden von Beschwerdestellen und Nutzerinnen und Nutzern gleich-
ermaßen gegeben ist. Zudem ist der Beschwerdegrund anzugeben.
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Zu Nummer 4

Für eine effektive Beschwerdebearbeitung ist ein qualifiziertes Bearbeitungsteam unerlässlich. Um ein transpa-
rentes und somit nachvollziehbares Beschwerdeverfahren zu gewährleisten, sind alle Arbeitseinheiten, die Be-
schwerden bearbeiten, das heißt interne sowie externe, vollständig zu benennen. Auf diese Weise soll zudem
sichergestellt werden, dass die Anforderungen an die Qualifikationen externer Arbeitseinheiten erfüllt werden.

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sind in der Regel einer hohen physischen Belastung und einem hohen Arbeits-
aufwand mit ständig neuen Herausforderungen ausgesetzt. Um die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter zu schützen
und entsprechend zu qualifizieren, müssen Betreuung und Schulungen gewährleistet sein. Zur Überprüfbarkeit
der Umsetzung dieser Anforderungen an die Anbieter sozialer Netzwerke ist hierauf in dem Bericht einzugehen.

Zu Nummer 5

Diensteanbieter müssen darlegen, ob sie Mitglied in einem Branchenverband sind und ob dieser Branchenverband
eine Beschwerdestelle für Meldungen von Hasskriminalität und anderen strafbaren Inhalten in sozialen Netzwer-
ken vorsieht. Ist eine Beschwerdestelle vorhanden, kann dieser Umstand im Falle einer Bußgeldbewehrung straf-
mildernd berücksichtigt werden.

Zu Nummer 6

Die Zahl der Beschwerden, bei denen die internen Ressourcen der Anbieter nicht ausreichend sind, beispielsweise
aus Gründen des Umfangs oder der Komplexität der Beschwerde, ist anzugeben, um ein aussagekräftiges Ge-
samtbild der Beschwerden zu ermöglichen.

Zu Nummer 7

Im Interesse der Transparenz und der Effektivität des Beschwerdemanagements ist die Anzahl der Beschwerden,
die im Berichtszeitraum zur Löschung oder Sperrung des beanstandeten Inhalts führten, zu nennen. Zur weiteren
Begründung wird auf die Ausführungen zu Nummer 3 verwiesen.

Zu Nummer 8

Um überprüfen zu können, ob die vorgegebene Bearbeitungszeit von 24 Stunden eingehalten wird, ist die Bear-
beitungszeit anzugeben. Darüber hinaus ist die Bearbeitungszeit in Zeitspannen von 48 Stunden, einer Woche und
einem späteren Zeitpunkt anzugeben, um evaluieren zu können, wie effizient die zuständigen Teams die Be-
schwerden bearbeiten. Zur weiteren Begründung wird auf die Ausführungen zu Nummer 3 verwiesen.

Zu Nummer 9

Im Interesse der Transparenz, der Nachvollziehbarkeit und der Güte der Argumente für die Löschung oder Sper-
rung eines rechtswidrigen Inhalts, sind die Maßnahmen zur Unterrichtung des Beschwerdeführers sowie des Nut-
zers über die Entscheidung der Beschwerde darzulegen.

Zu § 3 (Umgang mit Beschwerden über rechtswidrige Inhalte)

Das Bedürfnis einer Regelung zum Umgang mit Beschwerden über Hasskriminalität und andere strafbare Inhalte
– im Unterschied zu den „klassischen Medien“ – lässt sich mit der Besonderheit des Internets erklären. Bei den
klassischen Medien wird eine rechtswidrige Situation nicht so perpetuiert wie im Internet. § 3 sieht Regelungen
vor, die sowohl eigene Inhalte eines sozialen Netzwerks betreffen als auch fremde, also solche, die Nutzerinnen
und Nutzer eingestellt haben, ohne dass das soziale Netzwerk sich die Inhalte zu Eigen gemacht hat.

Die in § 3 normierte Regelung dient lediglich dazu, dass den gesetzlichen Verpflichtungen, rechtswidrige Inhalte
zu löschen oder zu sperren, schnell und umfassend nachgekommen wird. Hierin liegt kein neuer Eingriff in Arti-
kel 5 Absatz 1 des Grundgesetzes im Vergleich zum geltenden Recht. Denn das Gebot, rechtswidrige Inhalte zu
löschen oder zu sperren, ergibt sich schon aus den allgemeinen Gesetzen. Vielmehr sieht § 3 eine Verpflichtung
vor, ein bestimmtes Verfahren vorzuhalten, damit der an anderer Stelle geregelten Verpflichtung, rechtswidrige
Inhalte zu entfernen beziehungsweise zu sperren, in wirksamer Weise nachgekommen wird.

Die Verpflichtung, ein Verfahren vorzuhalten, das die Durchsetzung der Rechtsordnung (Löschungs- oder
Sperrverpflichtung) sicherstellt, ist ein Eingriff in die Berufsausübungsfreiheit, die durch Artikel 12 Absatz 1 des
Grundgesetzes geschützt wird. Der BGH hat in einem Fall geurteilt, dass eine Löschungsverpflichtung für einen
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Hostprovider dann bestehe, wenn auf der Grundlage der Stellungnahme desjenigen, der einen Inhalt eingestellt
hat, und einer etwaigen Replik des Betroffenen unter Berücksichtigung etwa zu verlangender Nachweise von
einer rechtswidrigen Verletzung des Persönlichkeitsrechts auszugehen ist (BGHZ 191, 219, Leitsatz 3). Es gibt
aber bislang keine gesetzliche Verpflichtung, ein spezielles Verfahren vorzuhalten, die unabhängig von tatsächli-
chen Rechtsverletzungen ist.

Eingriffe in die Berufsausübungsfreiheit können durch jede vernünftige Erwägung des Gemeinwohls legitimiert
werden. Der Schutz der Meinungsfreiheit und der Rundfunk- und Pressefreiheit muss hier in die Gesamtbewer-
tung mit einfließen. Die Regelung zielt auf die praktische Durchsetzung von Löschungs- oder Sperrpflichten ab,
die sich aus anderen Gesetzen ergeben. Dies ist ein legitimes Ziel.

Die einzelnen in § 3 vorgesehenen Verfahrensvorschriften sind geeignet, erforderlich und verhältnismäßig im
engeren Sinne, um dieses Ziel zu erreichen. Denn bei der derzeitigen Rechtslage und Praxis kommen die sozialen
Netzwerke dem Gebot, rechtswidrige Inhalte, die die in § 1 Absatz 3 normierten Straftatbestände erfüllen, zu
löschen, nicht hinreichend und nicht schnell genug nach (siehe A. II.)

Zu Absatz 1

Absatz 1 enthält die Grundsätze für ein wirksames Beschwerdemanagement sozialer Netzwerke. Soziale Netz-
werke werden durch Absatz 1 Satz 1 verpflichtet, ein wirksames und transparentes Verfahren für den Umgang
mit Nutzerbeschwerden über rechtswidrige Inhalte vorzuhalten. Die näheren Anforderungen an diese Verfahren
werden in den Absätzen 2 und 3 beschrieben. Im Übrigen werden die bewehrungsfähigen Inhalte der Absätze 2
und 3, die separat mangels Vorliegen von Handlungsgeboten oder Handlungsverboten nicht bewehrbar wären, in
die Bußgeldbewehrung einbezogen.

Durch Absatz 1 Satz 2 wird das soziale Netzwerk verpflichtet, ein nutzerfreundliches Verfahren zur Übermittlung
von Beschwerden über rechtswidrige Inhalte anzubieten. Das Verfahren muss leicht erkennbar, unmittelbar er-
reichbar und ständig verfügbar sein. Diese Anforderungen entsprechen den gesetzlichen Vorgaben für Informati-
onspflichten von Telemedienanbietern gemäß § 5 Absatz 1 TMG.

Die bestehenden Beschwerdesysteme sozialer Netzwerke müssen anhand der in den Absätzen 1 bis 3 festgelegten
Standards weiterentwickelt werden. Die gesetzlichen Anforderungen an die Beschwerdesysteme sozialer Netz-
werke gelten unabhängig davon, ob die sozialen Netzwerke die Beschwerden über rechtswidrige Inhalte durch
eigenes Personal bearbeiten oder diese Aufgabe an einen externen Dienstleister auslagern.

Zu Absatz 2

Absatz 2 enthält die gesetzlichen Zielvorgaben für das Beschwerdemanagementsystem der sozialen Netzwerke.

Zu Nummer 1

Nummer 1 fordert von den sozialen Netzwerken unverzügliche Kenntnisnahme und Prüfung von Nutzerbe-
schwerden. Die Vorschrift konkretisiert und ergänzt damit die in § 10 TMG enthaltene Verpflichtung für Anbieter
von Telemedien, rechtswidrige Inhalte unverzüglich nach Kenntnisnahme zu entfernen oder den Zugang zu ihnen
zu sperren. Das soziale Netzwerk hat von einer Beschwerde Kenntnis genommen, wenn der befugte Wissensver-
treter innerhalb des Bearbeitungsteams Kenntnis erlangt hat. Als befugter Wissensvertreter ist nur derjenige an-
zusehen, der auch die Vollmacht zur Löschung oder Sperrung des gemeldeten Inhalts hat. Denn nur dieser kann
die von der Vorschrift geforderte Prüfung vornehmen.

Zu Nummer 2

Nummer 2 fordert von den sozialen Netzwerken, offensichtlich rechtswidrige, also offensichtlich strafbare (§ 1
Absatz 3) Inhalte binnen 24 Stunden nach Eingang der Beschwerde zu löschen oder zu sperren. Ein Inhalt ist
offensichtlich rechtswidrig, wenn zur Feststellung der Rechtswidrigkeit im Sinne von § 1 Absatz 3 keine vertiefte
Prüfung erforderlich ist. Durch diese Vorschrift ist gewährleistet, dass evidente Fälle von Hasskriminalität und
Gewaltverherrlichung und andere offensichtlich strafbare Inhalte von den Plattformen so schnell wie möglich
entfernt werden. Da die Vorschrift nur offensichtlich rechtswidrige Inhalte erfasst und für diese Inhalte eine auf-
wändige Prüfung nicht erforderlich ist, ist der den sozialen Netzwerken gegebene Zeitrahmen von 24 Stunden
zumutbar.
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Ausgenommen von der 24-Stunden-Regelung sind die offensichtlich rechtswidrigen Inhalte, die von einer Be-
schwerdestelle nicht nur bei dem sozialen Netzwerk, sondern auch bei den Strafverfolgungsbehörden gemeldet
werden. In der Folge kann es zu einer Vereinbarung zwischen sozialem Netzwerk und Strafverfolgungsbehörde
kommen, dass der offensichtlich rechtswidrigen Inhalt erst zeitverzögert gelöscht oder gesperrt werden soll. Diese
Wartefrist kann im Einzelfall notwendig sein, um die erforderlichen Strafverfolgungsmaßnahmen (insbesondere
die Sicherung von Beweisen) und gegebenenfalls laufende Ermittlungsverfahren nicht zu gefährden.

Zu Nummer 3

Nummer 3 soll gewährleisten, dass soziale Netzwerke gemeldete Inhalte, die nicht offensichtlich rechtswidrig
sind, innerhalb einer angemessenen Frist von sieben Tagen sorgfältig prüfen. Das soziale Netzwerk kann inner-
halb dieser Frist der Verfasserin oder dem Verfasser des gemeldeten Inhalts Gelegenheit zur Stellungnahme zu
der Beschwerde geben. Es kann bei schwierigen Rechtsfragen innerhalb dieser Frist auch externe Expertise ein-
holen. Damit wird verhindert, dass soziale Netzwerke aufgrund Zeitdrucks Beiträge löschen („chilling effect“).
Gleichzeitig wird gewährleistet, dass Anbieter sozialer Netzwerke dazu angehalten werden, alle gemeldeten In-
halte, auch wenn sie nicht offensichtlich rechtswidrig im Sinne des § 1 Absatz 3 sind, zügig zu bearbeiten und
eine Auseinandersetzung mit ihnen nicht zu vernachlässigen.

Zu Nummer 4

Die in Nummer 4 vorgeschriebene Sicherung zu Beweiszwecken vor der Entfernung eines rechtswidrigen Inhalts
dient in erster Linie der Sicherung der Strafverfolgung gegen den Absender einer Nachricht mit strafbarem Inhalt.
Die Frist für die im Inland vorzunehmende Speicherung beträgt zehn Wochen. Die Länge der Speicherfrist orien-
tiert sich an der Speicherfrist für Verkehrsdaten in § 113b Absatz 1 Nummer 1 TKG. Mit dieser kurzen Speicher-
frist wird einerseits dem Gebot einer möglichst grundrechtsschonenden Regelung Rechnung getragen. Diese Spei-
cherungsdauer ist andererseits ausreichend, um die Verfügbarkeit der maßgeblichen Daten des Absenders eines
strafbaren Inhalts zum Zweck der Strafverfolgung gewährleisten zu können.

Zu Nummer 5

Die in Nummer 5 vorgesehene Begründungspflicht gegenüber dem Beschwerdeführer und dem Absender ist in
den Beschwerdesystemen der sozialen Netzwerke in der Regel bereits vorgesehen. Sowohl die Löschung bezie-
hungsweise Sperrung des Inhalts als auch die Ablehnung von Maßnahmen nach § 10 TMG sind unverzüglich zu
begründen. Die in den Beschwerdesystemen der sozialen Netzwerke übliche Multiple-Choice-Begründungsform
ist ausreichend. Die Begründung stellt sicher, dass ein Nutzer, der gegen die Entfernung oder Sperrung eines für
ihn gespeicherten Inhalts vorgehen will, die geeigneten rechtlichen Schritte zur Wahrung seines Rechts auf Mei-
nungsfreiheit zeitnah einleiten kann. Niemand muss hinnehmen, dass seine legitimen Äußerungen aus sozialen
Netzwerken entfernt werden.

Zu Nummer 6

Die Entfernung eines rechtswidrigen Inhalts muss sich gemäß Nummer 6 auch auf sämtliche auf den Plattformen
des sozialen Netzwerks befindlichen Kopien des rechtswidrigen Inhalts erstrecken. Diese Vorschrift enthält eine
Konkretisierung und Klarstellung der Löschungsverpflichtung in § 10 TMG.

Zu Absatz 3

Die Dokumentationspflicht in Absatz 3 ist insbesondere für das Monitoring gemäß Absatz 5, aber auch zur Be-
weissicherung für ein gerichtliches Verfahren über die Rechtmäßigkeit einer Löschung oder Entfernung eines
gespeicherten Inhalts unverzichtbar. Entscheidend ist, dass die Dokumentation im Inland verfügbar ist.

Zu Absatz 4

Absatz 4 umschreibt die organisationsinternen Pflichten im Hinblick auf das Beschwerdemanagement. Satz 1
ordnet eine hochrangige Überwachung des Beschwerdemanagements durch die Leitung des sozialen Netzwerks
an. Dies entspricht der gesellschaftlichen Bedeutung der Aufgabe, Hasskriminalität und andere Straftaten im Netz
wirksam zu bekämpfen. Plattformen, die von ihrer Struktur her missbrauchsanfällig sind, müssen institutionelle
Gewähr dafür bieten, dass von höchster Stelle alles Notwendige für eine Bekämpfung des Missbrauchs zu krimi-
nellen Zwecken getan wird. Satz 2 verpflichtet die Leitung des sozialen Netzwerks, organisatorische Unzuläng-
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lichkeiten unverzüglich zu beseitigen. Da die Beurteilung gemeldeter Inhalte eine psychisch sehr belastbare Tä-
tigkeit sein kann, wird die Leitung des sozialen Netzwerks gemäß Satz 3 verpflichtet, den Bearbeiterinnen und
Bearbeitern von Nutzerbeschwerden regelmäßig Schulungen und Betreuungen anzubieten.

Zu Absatz 5

Das gemäß Absatz 5 zulässige Monitoring der Beschwerdebearbeitung wird derzeit von jugendschutz.net durch-
geführt und hat sich in der Praxis bewährt.

Zu § 4 (Bußgeldvorschriften)

Zu Absatz 1

Durch Absatz 1 wird ein Verstoß gegen die Compliance-Vorschriften der §§ 2, 3 und 5 als Ordnungswidrigkeit
verfolgbar. Es reicht aus, dass der Verstoß fahrlässig begangen worden ist. In Fällen, in denen die Bußgeldvor-
schriften an Rechtspflichten des Diensteanbieters anknüpfen (Absatz 1 Nummer 1 bis 3 und Nummer 7), kann
das Bußgeld gegen die gesetzlichen oder gewillkürten Vertreter des Unternehmens verhängt werden. Dies ergibt
sich aus § 9 Absatz 1 und 2 OWiG, der vorliegend Anwendung findet. Demzufolge zählt die (eigen-)verantwort-
liche Leiterin oder der (eigen-)verantwortliche Leiter der Beschwerdestelle zum Kreis der betroffenen Personen,
sofern sie oder er nach § 9 Absatz 2 OWiG beauftragt wurde. Nicht erfasst ist hingegen die Mitarbeiterin oder der
Mitarbeiter ohne eigenverantwortliche Aufgabenwahrnehmung.

In den Fällen des Absatzes 1 Nummer 4 bis 6 wenden sich die bußgeldbewehrten Normen des § 3 Absatz 4 bereits
ausdrücklich an die Leitung des sozialen Netzwerkes. Ein Rückgriff auf § 9 Absatz 1 OWiG ist damit entbehrlich.
Eine gewillkürte Vertretung gemäß § 9 Absatz 2 OWiG kommt hier jedoch in Betracht.

Die sozialen Netzwerke werden durch die Androhung von empfindlichen Bußgeldern zu erhöhter Aufmerksam-
keit bei der Einhaltung des gesetzlichen Compliance-Standards verpflichtet.

Zu Nummer 1

Nummer 1 enthält die Bußgeldvorschrift, die die Berichtspflicht sozialer Netzwerke in § 2 absichert. In den Buß-
geldvorschriften des sogenannten Nebenstrafrechts ist stets eine akzessorische Anknüpfung an die bewehrte ver-
waltungsrechtliche Vorschrift vorzusehen. Zudem wurde aus Gründen der Bestimmtheit eine inhaltliche und
sprachliche Übereinstimmung zwischen der Bußgeldvorschrift und der bewehrten verwaltungsrechtlichen Norm
hergestellt. Diese beiden Anforderungen werden durch die hier vorgenommene übliche Bewehrungsausgestaltung
erfüllt. Zudem wird die gebotene differenzierte Anknüpfung an § 2 Absatz 1 Satz 1 vorgenommen.

Zu Nummer 2

Durch Nummer 2 wird die vorsätzliche oder fährlässige Zuwiderhandlung gegen die Verpflichtung sozialer Netz-
werke, ein wirksames und transparentes Verfahren für den Umgang mit Beschwerden über rechtswidrige Inhalte
vorzuhalten, als Ordnungswidrigkeit verfolgbar. Die Bußgeldvorschrift erfasst die Pflicht der sozialen Netzwerke
zur unverzüglichen Kenntnisnahme und Prüfung der Beschwerde (§ 3 Absatz 2 Nummer 1), die Pflicht zur Ent-
fernung oder Sperrung eines offensichtlich rechtswidrigen Inhalts (§ 3 Absatz 1 Nummer 2), die Pflicht zur Ent-
fernung oder Sperrung anderer rechtswidriger Inhalte innerhalb von 7 Tagen (§ 3 Absatz 1 Nummer 3), die Pflicht
zur Sicherung zu Beweiszwecken (§ 3 Absatz 1 Nummer 4), die Pflicht zur Information des Beschwerdeführers
und des Nutzers, für den gespeichert wurde (§ 3 Absatz 1 Nummer 5) sowie die Pflicht zur Entfernung oder Sper-
rung sämtlicher auf den Plattformen befindlichen Kopien rechtswidriger Inhalte (§ 3 Absatz 1 Nummer 6).

Der Tatbestand wird in der Regel nicht bereits durch einen einmaligen Verstoß gegen die Pflicht, offensichtlich
rechtswidrige Inhalte innerhalb von 24 Stunden nach Eingang der Beschwerde oder andere rechtswidrige Inhalte
innerhalb von 7 Tagen zu löschen oder zu sperren, erfüllt. Bei einem einmaligen Verstoß kann regelmäßig noch
nicht davon ausgegangen werden, dass kein wirksames Verfahren für den Umgang mit Beschwerden über rechts-
widrige Inhalte vorgehalten wird. Eine Verletzung der Pflicht, offensichtlich rechtswidrige Inhalte innerhalb von
24 Stunden nach Eingang der Beschwerde oder andere rechtswidrige Inhalte innerhalb von 7 Tagen zu löschen
oder zu sperren kann dementsprechend nur zur Verhängung eines Bußgelds führen, wenn es sich nicht nur um
einen Einzelfall handelt. Unterbleibt eine Entfernung oder Sperrung, weil das soziale Netzwerk den Inhalt ver-
tretbar nicht für rechtswidrig hält, kann daraus nicht der Schluss auf systemische Mängel im Beschwerdemanage-
ment gezogen werden.
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Mit der Fokussierung des Bußgeldtatbestandes auf organisatorische Pflichten wird das Ziel des Gesetzes betont,
wirksame Beschwerdeverfahren zu etablieren, die dem sozialen Netzwerk die unvoreingenommene Prüfung des
Einzelfalls ermöglichen und dadurch sogenannte „chilling effects“ zu verhindern. Dem sozialen Netzwerk droht
dadurch kein Bußgeld bei einer Fehlentscheidung im Einzelfall.

Macht das soziale Netzwerk hingegen organisatorische Vorgaben (z. B. rechtliche Leitlinien) für die Bewertung
von Sachverhalten bei der Einzelfallprüfung, die regelmäßig dazu führen, dass rechtswidrige Inhalte nicht gesperrt
oder nicht gelöscht werden, ist der Anwendungsbereich des § 4 Absatz 1 Nummer 2 eröffnet. In solchen Fällen
ist jedoch vor einer eindeutigen Klärung der Rechtswidrigkeit einer Äußerung ein Bußgeldverfahren nicht ange-
zeigt. Vielmehr muss das Bundesamt für Justiz ein Vorabentscheidverfahren nach § 4 Absatz 5 durchführen.

Zum Schutz der Meinungsfreiheit ist generell ein behutsames Vorgehen der Bußgeldbehörde angezeigt. Auch soll
ein Bußgeldverfahren nicht eingeleitet werden, wenn die Rechtswidrigkeit eines Inhalts von dessen Wahrheitsge-
halt abhängt und das soziale Netzwerk keine Möglichkeit hat, den Wahrheitsgehalt zeitnah zu klären und den
Inhalt deswegen nicht innerhalb der in § 3 Absatz 2 Nummer 2 genannten Frist entfernt oder sperrt. Näheres wird
in Bußgeldleitlinien geregelt (siehe zu Absatz 4). Insgesamt ist außerdem auf das in § 47 Absatz 1 OWiG veran-
kerte Opportunitätsprinzip hinzuweisen.

Durch die hier vorgesehene Fassung der Bußgeldvorschrift wird lediglich eine Teilbewehrung des § 3 Absatz 1
Satz 1 Nummer 1 vorgenommen, die sich auf Beschwerden von Inländern beschränkt.

Zu Nummer 3

Nummer 3 enthält die korrespondierende Bußgeldvorschrift zu der Verpflichtung der sozialen Netzwerke, ein
leicht erkennbares, unmittelbar erreichbares und ständig verfügbares Verfahren zur Übermittlung von Nutzerbe-
schwerden zur Verfügung zu stellen (§ 3 Absatz 1 Satz 2).

Zu Nummer 4

Nummer 4 enthält die Bußgeldvorschrift, die die Pflicht der Leitung des sozialen Netzwerks zur Überwachung
des Umgangs mit Beschwerden über rechtswidrige Inhalte (§ 3 Absatz 4 Satz 1) absichert.

Zu Nummer 5

Nummer 5 enthält die Bußgeldvorschrift, die die Pflicht der Leitung des sozialen Netzwerks zur unverzüglichen
Beseitigung einer organisatorischen Unzulänglichkeit absichert.

Zu Nummer 6

Gemäß Nummer 6 ist es als Ordnungswidrigkeit verfolgbar, wenn die Leitung des sozialen Netzwerks den mit
der Bearbeitung von Beschwerden über rechtswidrige Inhalte beauftragten Personen eine Schulung oder eine Be-
treuung nicht oder nicht rechtzeitig angeboten hat.

Zu Nummer 7

Nummer 7 enthält schließlich die Bußgeldvorschrift, die mit der Pflicht der sozialen Netzwerke zur Benennung
eines inländischen Zustellungsbevollmächtigten und eines inländischen Empfangsberechtigten für Auskunftser-
suchen der Strafverfolgungsbehörden (§ 5) korrespondiert.

Zu Absatz 2

Der Bußgeldrahmen bei Verstößen gegen die Compliance-Pflichten gemäß Absatz 1 Nummer 1 bis 6 orientiert
sich an den vergleichbaren Tatbeständen im Kreditwesengesetz (KWG) und reicht bis zu 5 Millionen Euro (vgl.
§ 56 Absatz 6 Nummer 1 KWG).

Bei der Festsetzung der konkreten Geldbuße ist zu berücksichtigen, dass bei der Bemessung die Bedeutung der
Ordnungswidrigkeit und der Vorwurf, der den Täter trifft, berücksichtigt werden. Daher ist ein weiter Bußgeld-
rahmen vorzusehen, der der Verfolgungsbehörde die notwendige Flexibilität bei der Bußgeldbemessung im Ein-
zelfall gibt. In jedem Fall kommt es auf den Unrechtsgehalt der Tat an. Außerdem soll sich die Geldbuße am
wirtschaftlichen Vorteil, den der Betroffene durch die begangene Ordnungswidrigkeit erlangt hat, orientieren (vgl.
§ 17 Absatz 4 OWiG).
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Für den Verstoß gegen § 5 ist eine niedrigere Bußgelddrohung vorzusehen. Es handelt sich lediglich um die Ver-
letzung einer förmlichen Pflicht, die der Behörde oder dem Gericht eine erleichterte Zustellung ermöglichen soll
und daher einen geringeren Unrechtsgehalt aufweist. Auch bei Nichtnennung eines inländischen Zustellungsbe-
vollmächtigten bleibt eine Zustellung beim Sitz des sozialen Netzwerks möglich.

Absatz 2 Satz 2 verweist auf § 30 Absatz 2 Satz 3 OWiG und führt dadurch bei der nach § 30 Absatz 1 OWiG
möglichen Festsetzung einer Geldbuße gegen die das soziale Netzwerk betreibende juristische Person oder Per-
sonenvereinigung dazu, dass sich das Höchstmaß der nach diesem Gesetz angedrohten Geldbuße auf 50 Millionen
Euro verzehnfacht. Zudem kann eine Verbandsgeldbuße auch bei Auslandstaten und gegen ausländische Unter-
nehmensträger verhängt werden (vgl. dazu OLG Celle wistra 2002, 230), wenn die Ordnungswidrigkeit, die als
Anknüpfungstat nach § 30 Absatz 1 OWiG dient, deutschem Sanktionsrecht unterliegt (siehe hierzu Absatz 3)
und die Typologie des ausländischen Verbandes rechtlich mit derjenigen einer juristischen Person oder Personen-
vereinigung nach deutschem Recht vergleichbar ist (vgl. KK-OWiG-Rogall, 4. Auflage, § 30 Rd. 33 m.w.N.).

Die Kriterien für die Bemessung der Höhe der Geldbuße werden in Leitlinien für das Bußgeldverfahren festgelegt
(siehe zu Absatz 4).

Zu Absatz 3

Absatz 3 stellt sicher, dass die hier vorgesehenen Pflichten und die korrespondierenden Ordnungswidrigkeiten-
tatbestände auch auf Handlungen im Ausland anwendbar sind. Ohne die klarstellende Vorschrift wäre zweifelhaft,
ob für sämtliche Bußgeldtatbestände des Entwurfs die §§ 5 und 7 Absatz 1 OWiG zur Ahndbarkeit von Auslands-
taten führen würden. Beispielsweise könnte der Anbieter den Bericht nach § 2 Absatz 1 Satz 1 auch im Ausland
erstellen (lassen) oder Schulungen nach § 3 Absatz 4 Satz 3 auch im Ausland anbieten. Der Handlungsort im
Sinne des § 7 Absatz 1 OWiG, an dem der Pflichtige bei einem Unterlassen hätte handeln müssen, würde daher
nicht im Inland liegen, so dass die räumliche Geltung des OWiG nach § 5 nicht gegeben wäre.

Zu Absatz 4

Absatz 4 Satz 1 bestimmt als Bußgeldbehörde für die in diesem Gesetz bezeichneten Ordnungswidrigkeiten das
Bundesamt für Justiz. Aufgabe des Bundesamtes ist es, Gesetzesverstöße im Rahmen des durch § 47 Absatz 1
OWiG eingeräumten Ermessens zu verfolgen und zu ahnden. Um eine gleichmäßige, effektive und verhältnismä-
ßige Sanktionierung sicherzustellen, ist gemäß Satz 2 der Erlass von Bußgeldleitlinien vorgesehen. In diesen Leit-
linien soll unter anderem festgelegt werden, wie das Bundesamt bei der Festsetzung von Geldbußen und bei der
Ausübung seines Verfolgungsermessens vorgehen wird.

Zu Absatz 5

Durch Absatz 5 Satz 1 wird die Verwaltungsbehörde verpflichtet, über die Rechtswidrigkeit im Sinne des § 1
Absatz 3 eine gerichtliche Vorabentscheidung einzuholen. Das Bundesamt für Justiz soll über die Strafbarkeit
von Inhalten nicht selbst entscheiden, sondern die Entscheidung den Gerichten überlassen. Nach der Kompetenz-
verteilung des Grundgesetzes sind allein die Gerichte dazu berufen, über die Strafbarkeit einer Handlung zu ent-
scheiden. Zudem trägt die enge Einbeziehung der Gerichte zur notwendigen Klärung der Strafbarkeit von Hand-
lungen und Äußerungen in sozialen Netzwerken bei.

Das Gericht führt ausschließlich eine rechtliche Überprüfung des gemeldeten Inhalts durch. Prüfmaßstab sind die
in § 1 Absatz 3 genannten Straftatbestände. Ausreichend ist eine Prüfung der objektiven Strafbarkeit. Mit Schuld-
gesichtspunkten muss sich das Gericht nicht auseinandersetzen. Das Gericht hat die Rechtsprüfung auf der Grund-
lage des von der Verwaltungsbehörde ermittelten Sachverhalts vorzunehmen. In der Regel wird durch den gemel-
deten Inhalt nebst dem Kontext, in dem er verfasst worden ist, eine hinreichende Entscheidungsgrundlage für das
Gericht eröffnet.

Die Pflicht zur Einholung einer gerichtlichen Vorabentscheidung trifft das Bundesamt für Justiz, wenn die Rechts-
widrigkeit gemeldeter Inhalte Voraussetzung für den Erlass eines Bußgeldbescheids ist. Das ist insbesondere dann
der Fall, wenn das soziale Netzwerk aufgrund organisatorischer Defizite im Beschwerdemanagement oder auf-
grund organisatorischer Vorgaben (zum Beispiel Leitlinien oder Handreichungen zur Beurteilung von bestimmten
Fallgruppen) regelmäßig den Standpunkt vertritt, gemeldete Inhalte seien nicht rechtswidrig und müssten daher
nicht entfernt oder gesperrt werden.
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Zuständig ist gemäß Satz 2 das Gericht, das gemäß § 68 OWiG über den Einspruch der oder des Betroffenen
gegen den Bußgeldbescheid entscheidet. Das ist das Amtsgericht, in dessen Bezirk die Verwaltungsbehörde ihren
Sitz hat.

Die Vorabentscheidung ist gemäß Satz 3 von der Verwaltungsbehörde zu beantragen. Zuvor hat sie eine Stellung-
nahme des sozialen Netzwerks über die Rechtswidrigkeit einzuholen, die dem Antrag beizufügen ist. In dem
Antrag ist der Sachverhalt, den das Gericht unter strafrechtlichen Gesichtspunkten prüfen soll, umfassend darzu-
stellen.

Gemäß Satz 4 ist die mündliche Verhandlung fakultativ. Das angerufene Gericht kann hierüber nach Zweckmä-
ßigkeitsgesichtspunkten entscheiden. Da das Gericht ausschließlich eine rechtliche Prüfung des gemeldeten In-
halts durchführt, kann es zu keiner Beweisaufnahme kommen, so dass eine mündliche Verhandlung nicht zwin-
gend geboten ist.

Da das Vorabentscheidungsverfahren eine eigenständige Entscheidung der Verwaltungsbehörde über die Rechts-
widrigkeit gerade verhindern soll, ist die gerichtliche Entscheidung gemäß Satz 5 bindend. Kommt das Gericht
zu dem Ergebnis, dass der gemeldete Inhalt nicht rechtswidrig ist, ist das Bußgeldverfahren somit zwingend ein-
zustellen. Andernfalls kann bei Vorliegen der weiteren Voraussetzungen ein Bußgeldbescheid erlassen werden.

Eines gesonderten Rechtsbehelfs gegen die Vorabentscheidung bedarf es nicht. Wenn das soziale Netzwerk durch
die Vorabentscheidung beschwert ist, kann es den Bußgeldbescheid anfechten, in den die Vorabentscheidung
zwingend einfließt.

Zu § 5 (Inländischer Zustellungsbevollmächtigter)

Eines der Hauptprobleme bei der Rechtsdurchsetzung in sozialen Netzwerken ist das Fehlen von verantwortlichen
Ansprechpartnern bei den Betreibern der sozialen Netzwerke für Justiz, Bußgeldbehörden und für Betroffene und
das Fehlen einer zustellungsfähigen Adresse des Plattformbetreibers in Deutschland. Durch Satz 1 werden
Diensteanbieter von sozialen Netzwerken künftig gesetzlich verpflichtet, einen inländischen Zustellungsbevoll-
mächtigten in Deutschland vorzuhalten und in Zivilprozessen, die gegen sie geführt werden, sowie in Bußgeld-
verfahren nach diesem Gesetz einschließlich des gerichtlichen Verfahrens unverzüglich zu benennen.

Die Vorschrift gilt für alle soziale Netzwerke unabhängig von ihrem Sitz im Inland oder im Ausland. Eine Be-
schränkung auf soziale Netzwerke im Ausland, einen inländischen Zustellungsbevollmächtigen zu bestellen, wäre
problematisch, weil damit auch EU-Ausländer (etwa in Irland) erfasst werden. Darin läge eine unzulässige Be-
schränkung der Dienstleistungsfreiheit, weil inländische soziale Netzwerke nicht erfasst werden. Die Pflicht aus
Satz 1 trifft deswegen alle sozialen Netzwerke im In- und Ausland. Die bisher gegen soziale Netzwerke geführten
Zivilprozesse haben gezeigt, dass die europäischen Zustellungsmechanismen (Einschreiben mit Rückschein in
Zivilverfahren) generell nicht ausreichen. Gerade wegen der erheblichen Meinungsmacht sozialer Netzwerke ist
es dringend erforderlich, insbesondere zur gerichtlichen Abwehr von strafrechtlich relevanten Falschnachrichten
eine schnelle und sichere Zustellungsvariante zur Verfügung zu haben, um den Betroffenen ein schnelles rechtli-
ches Einschreiten zu ermöglichen. Ein Zustellungsbevollmächtigter im Heimatstaat des sozialen Netzwerks kann
eine sichere und zügige Zustellung nicht in gleichem Maße gewährleisten, selbst wenn per Einschreiben zugestellt
werden könnte.

Satz 2 erweitert die Pflicht der sozialen Netzwerke, einen inländischen Ansprechpartner zu benennen, auf Straf-
verfahren, die gegen die Nutzer sozialer Netzwerke geführt werden. Für Auskunftsersuchen nach den §§ 14, 15
TMG, die die Bestands- und Nutzungsdaten der Verfasser strafrechtlich relevanter Inhalte zum Gegenstand haben,
haben die sozialen Netzwerke eine inländische empfangsberechtigte Person zu benennen. Ziel der Regelung ist
es sicherzustellen, dass die sozialen Netzwerke sozusagen einen „Briefkasten“ im Inland bereitstellen. Durch die
Benennung eines Ansprechpartners werden daher keine zusätzlichen Auskunftspflichten begründet. Die Benen-
nung eines Ansprechpartners verbessert jedoch die Möglichkeiten einer freiwilligen unmittelbaren Kooperation
zwischen Strafverfolgungsbehörden und Providern. Weitere Verpflichtungen des sozialen Netzwerks oder recht-
liche Folgen knüpfen sich an die Benennung des Empfangsberechtigten nicht; insbesondere handelt es sich nicht
um einen Zustellungsbevollmächtigten im Sinne von § 132 Absatz 2 der Strafprozessordnung.
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Zu § 6 (Übergangsvorschriften)

Zu Absatz 1

Die Vorschrift enthält eine Übergangsregelung für die Berichtspflicht. Um den sozialen Netzwerken Zeit für die
Anpassung an die Berichtspflicht zu geben, wird der erste Quartalsbericht erst für das zweite auf das Inkrafttreten
folgende Quartal fällig.

Zu Absatz 2

Die Vorschrift enthält eine Übergangsregelung für das Beschwerdemanagement (§ 3 Absatz 1 Satz 1) und das
Vorhalten eines nutzerfreundlichen Systems zur Übermittlung von Beschwerden (§ 3 Absatz 1 Satz 2). Diese
Verfahren müssen drei Monate nach Inkrafttreten entsprechend den Anforderungen in § 3 Absatz 2 eingeführt
werden.

Zu Artikel 2 (Änderung des Telemediengesetzes)

Die Änderung erweitert die datenschutzrechtliche Erlaubnisnorm des Telemedienrechts, die nach geltendem
Recht einem zivilrechtlichen Auskunftsanspruch bei Persönlichkeitsrechtsverletzungen oder bei der Verletzung
anderer absolut geschützter Rechte entgegenstehen kann. Nach der sogenannten „Ärztebewertung I“-Entschei-
dung des BGH vom 1. Juli 2014 (BGHZ 201, 380) ergibt sich nämlich der Auskunftsanspruch des durch einen
auf eine Internet-Plattform eingestellten Beitrags in seinem allgemeinen Persönlichkeitsrecht Verletzten bereits
aus allgemeinen zivilrechtlichen Grundsätzen, insbesondere gemäß § 242 BGB. Auch kann dieser Anspruch nach
der Entscheidung im Einzelfall gegen einen anderen als den unmittelbaren Rechtsverletzer, hier den Dienstanbie-
ter, gerichtet sein. Der BGH sah sich jedoch an einer Verurteilung zur Auskunft dadurch gehindert, dass die da-
tenschutzrechtliche Ermächtigungsnorm des § 14 Absatz 2 TMG die Durchsetzung des allgemeinen Persönlich-
keitsrechts als Herausgabezweck nicht erwähnte und auch eine Analogie nicht möglich war. Ausdrücklich verwies
der BGH drauf, dass es hierzu einer gesetzgeberischen Entscheidung durch Ausweitung des § 14 Absatz 2 TMG
bedürfe. Diese Ausweitung wird durch die Änderung des Telemediengesetzes in Artikel 2 umgesetzt.

Diese Forderung war bereits im Rechtsetzungsverfahren zum 2. TMG-Änderungsgesetz erstmals vom Bundesrat
in seiner Stellungnahme vom 8. November 2015 erhoben worden. In ihrer Gegenäußerung führte die Bundesre-
gierung hierzu seinerzeit aus:

„Aus Sicht der Bundesregierung bestehen grundsätzlich keine Einwände dagegen, die Auskunftserteilung auf
weitere Fälle zu erweitern. Denkbar wäre dabei eine Erweiterung nicht nur im Hinblick auf die Verletzung von
Persönlichkeitsrechten, sondern auf alle sonstigen absoluten Rechte. Die konkrete Reichweitenbestimmung be-
darf weiterer Prüfung. Die Bundesregierung verweist darüber hinaus auf die anstehende Verabschiedung der
neuen EU-Datenschutz-Grundverordnung und die Schlussfolgerungen, die zu gegebener Zeit auf ihrer Grundlage
hinsichtlich aller in Deutschland bestehenden Datenschutzvorschriften zu ziehen sein werden. Die geltende Fas-
sung von § 14 Absatz 2 TMG hat zur Folge, dass trotz Bestehens eines gesetzlichen Auskunftsanspruchs wegen
einer anonym begangenen Verletzung von Persönlichkeitsrechten der Diensteanbieter nicht befugt ist, Daten zum
Zwecke der Auskunftserteilung zu verwenden. In diesem Fall hat der Datenschutz Vorrang; der gesetzliche Aus-
kunftsanspruch geht ins Leere. Die Ausführungen des Bundesrates sind insofern zutreffend.“

Eine Änderung der Sachlage wird nunmehr durch die anstehende Anpassung des Datenschutzrechts im TMG an
die Datenschutz-Grundverordnung eintreten. Mit der Aufhebung des bereichsspezifischen Telemediendatenschut-
zes werden für die Telemedien dann die Vorschriften der Datenschutz-Grundverordnung und des Bundesdaten-
schutzgesetzes gelten, dessen Anpassung sich in der parlamentarischen Beratung befindet (Bundestagsdrucksache
18/11325). Diensteanbieter werden dann nach § 24 Absatz 1 Nummer 2 BDSG n. F. zur Datenverarbeitung zum
Zwecke der Erfüllung von zivilrechtlichen Auskunftsansprüchen berechtigt sein:

„§ 24 Verarbeitung zu anderen Zwecken durch nichtöffentliche Stellen

[...] Die Verarbeitung personenbezogener Daten zu einem anderen Zweck als zu demjenigen, zu dem die Daten
erhoben wurden, durch nichtöffentliche Stellen ist zulässig, wenn [...] sie zur Geltendmachung, Ausübung oder
Verteidigung rechtlicher Ansprüche erforderlich ist, sofern nicht die Interessen der betroffenen Person an dem
Ausschluss der Verarbeitung überwiegen.“
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Diese künftige Rechtslage nimmt die in Artikel 2 vorgesehene Änderung des Telemediengesetzes in modifizierter
Form vorweg und eröffnet bereits mit Inkrafttreten dieses Gesetzes einen durchsetzbaren Auskunftsanspruch des
Opfers gegenüber sozialen Netzwerken bei Persönlichkeitsrechtsverletzungen und Verletzungen anderer absolut
geschützter Rechte.

Zu Artikel 3 (Inkrafttreten)

Die Vorschrift enthält die Regelung über das Inkrafttreten dieses Gesetzes.

Satz: Satzweiss.com Print, Web, Software GmbH, Mainzer Straße 116, 66121 Saarbrücken, www.satzweiss.com
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18. Wahlperiode 14.06.2017

Gesetzentwurf

der Bundesregierung

Entwurf eines Gesetzes zur Verbesserung der Rechtsdurchsetzung
in sozialen Netzwerken

(Netzwerkdurchsetzungsgesetz – NetzDG)

A. Problem und Ziel

Gegenwärtig ist eine massive Veränderung des gesellschaftlichen Diskurses im
Netz und insbesondere in den sozialen Netzwerken festzustellen. Die Debatten-
kultur im Netz ist oft aggressiv, verletzend und nicht selten hasserfüllt. Durch
Hasskriminalität und andere strafbare Inhalte kann jede und jeder aufgrund der
Meinung, Hautfarbe oder Herkunft, der Religion, des Geschlechts oder der Sexu-
alität diffamiert werden. Hasskriminalität und andere strafbare Inhalte, die nicht
effektiv bekämpft und verfolgt werden können, bergen eine große Gefahr für das
friedliche Zusammenleben einer freien, offenen und demokratischen Gesell-
schaft. Nach den Erfahrungen im US-Wahlkampf hat überdies auch in der Bun-
desrepublik Deutschland die Bekämpfung von strafbaren Falschnachrichten
(„Fake News“) in sozialen Netzwerken hohe Priorität gewonnen. Es bedarf daher
einer Verbesserung der Rechtsdurchsetzung in sozialen Netzwerken, um objektiv
strafbare Inhalte wie etwa Volksverhetzung, Beleidigung, Verleumdung oder Stö-
rung des öffentlichen Friedens durch Vortäuschen von Straftaten unverzüglich zu
entfernen.

Die zunehmende Verbreitung von Hasskriminalität und anderen strafbaren Inhal-
ten vor allem in sozialen Netzwerken wie Facebook, YouTube und Twitter hat
das Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz bereits im Jahr 2015
veranlasst, eine Task Force mit den Betreibern der Netzwerke und Vertretern der
Zivilgesellschaft ins Leben zu rufen. Die in der Task Force vertretenen Unterneh-
men haben zugesagt, den Umgang mit Hinweisen auf Hasskriminalität und andere
strafbare Inhalte auf ihren Seiten zu verbessen. Die Unternehmen haben sich ver-
pflichtet, anwenderfreundliche Mechanismen zur Meldung kritischer Beiträge
einzurichten und die Mehrzahl der gemeldeten Beiträge mit sprachlich und juris-
tisch qualifizierten Teams innerhalb von 24 Stunden zu prüfen und zu löschen,
falls diese rechtswidrig sind. Maßstab der Prüfung ist deutsches Recht.

Die Selbstverpflichtungen der Unternehmen haben zu ersten Verbesserungen ge-
führt. Diese reichen aber noch nicht aus. Noch immer werden zu wenige strafbare
Inhalte gelöscht. Ein von jugendschutz.net durchgeführtes Monitoring der Lösch-
praxis sozialer Netzwerke vom Januar/Februar 2017 hat ergeben, dass die Be-
schwerden von Nutzerinnen und Nutzern gegen Hasskriminalität und andere straf-
bare Inhalte nach wie vor nicht unverzüglich und ausreichend bearbeitet werden.
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Zwar werden bei YouTube mittlerweile in 90 Prozent der Fälle strafbare Inhalte
gelöscht. Facebook hingegen löschte nur in 39 Prozent der Fälle, Twitter nur in
1 Prozent der Fälle.

Die Anbieter der sozialen Netzwerke haben eine Verantwortung, der sie gerecht
werden müssen. Angesichts der Tatsache, dass das bisherige Instrumentarium und
die zugesagten Selbstverpflichtungen der sozialen Netzwerke nicht ausreichend
wirken und es erhebliche Probleme bei der Durchsetzung des geltenden Rechts
gibt, bedarf es der Einführung von bußgeldbewehrten Compliance-Regeln für so-
ziale Netzwerke, um effektiv und unverzüglich gegen Hasskriminalität und an-
dere strafbare Inhalte im Netz vorgehen zu können.

B. Lösung

Um die sozialen Netzwerke zu einer zügigeren und umfassenderen Bearbeitung
von Beschwerden insbesondere von Nutzerinnen und Nutzern über Hasskrimina-
lität und andere strafbare Inhalte anzuhalten, werden durch den Entwurf gesetzli-
che Compliance-Regeln für soziale Netzwerke eingeführt. Vorgesehen sind eine
gesetzliche Berichtspflicht für soziale Netzwerke über den Umgang mit Hasskri-
minalität und anderen strafbaren Inhalten, ein wirksames Beschwerdemanage-
ment sowie die Benennung eines inländischen Zustellungsbevollmächtigten. Ver-
stöße gegen diese Pflichten können mit Bußgeldern gegen das Unternehmen und
die Aufsichtspflichtigen geahndet werden. Außerdem wird es Opfern von Persön-
lichkeitsrechtsverletzungen im Netz ermöglicht, aufgrund gerichtlicher Anord-
nung die Bestandsdaten der Verletzer von Diensteanbietern zu erhalten.

C. Alternativen

Keine.

D. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand

Keine.

E. Erfüllungsaufwand

E.1 Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger

Keiner.

E.2 Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft

Der Entwurf führt neun neue Informationspflichten für soziale Netzwerke ein, die
in einem vierteljährlich zu erstellenden Bericht zu erfüllen sind. Die Schätzung
des damit verbundenen Erfüllungsaufwands ist naturgemäß mit Unsicherheiten
verbunden. Der auf jeden Bericht entfallende Erfüllungsaufwand einschließlich
der Entgelte für die Veröffentlichung im Bundesanzeiger wird auf 50 000 Euro
geschätzt. Hierbei wird auch berücksichtigt, dass die Berichte thematisch auf die
Bekämpfung von Hasskriminalität und anderen strafbaren Inhalten im Sinne die-
ses Entwurfs beschränkt sind.
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Wegen des Schwellenwertes in § 1 Absatz 2 (zwei Millionen Nutzerinnen und
Nutzer im Inland) werden höchstens zehn soziale Netzwerke berichtspflichtig
werden. Der gesamte Erfüllungsaufwand für die Berichtspflicht ist daher auf
2 Millionen Euro jährlich zu schätzen.

Die Schätzung des Erfüllungsaufwands für die Pflicht zur Vorhaltung eines wirk-
samen Beschwerdesystems ist ebenfalls mit Unsicherheiten verbunden. Unter Be-
rücksichtigung aller relevanten Umstände ergibt sich ein jährlicher Erfüllungsauf-
wand in Höhe von 25 Millionen Euro für die Pflicht zur Vorhaltung eines wirk-
samen Beschwerdemanagements.

Schließlich wird der Erfüllungsaufwand der Pflicht, einen inländischen Zustel-
lungsbevollmächtigten für jeden Zivilprozess und jedes Bußgeldverfahren nach
diesem Gesetz zu benennen, auf eine Million Euro jährlich geschätzt.

Der Erfüllungsaufwand für den durch die Änderung in Artikel 2 durchsetzbar ge-
machten Auskunftsanspruch gegen sämtliche Diensteanbieter nach dem Tele-
mediengesetz wird auf eine Million Euro jährlich geschätzt.

Der Entwurf verursacht für die sozialen Netzwerke mithin insgesamt einen Erfül-
lungsaufwand in Höhe von 28 Millionen Euro jährlich, zusätzlich für sämtliche
Diensteanbieter nach dem Telemediengesetz einen Erfüllungsaufwand in Höhe
von einer Million Euro jährlich. Dieser jährliche Erfüllungsaufwand unterliegt der
„One in, one out“-Regel der Bundesregierung. Die Kompensation erfolgt durch
Teile des Anteils des Bundesministeriums der Justiz und für Verbraucherschutz
an den Entlastungen aus dem Gesetz zur Entlastung insbesondere der mittelstän-
dischen Wirtschaft von Bürokratie (Bürokratieentlastungsgesetz).

Davon Bürokratiekosten aus Informationspflichten

2 Millionen Euro jährlich.

E.3 Erfüllungsaufwand der Verwaltung

Der Entwurf führt zu Erfüllungsaufwand beim Bund.

Für die Bundesverwaltung entstehen durch die im Gesetz vorgesehene Funktion
des Bundesamtes für Justiz als Verfolgungsbehörde für Verstöße gegen die Be-
richtspflicht nach § 2 und gegen das in § 3 vorgegebene Beschwerdemanagement
sozialer Netzwerke Kosten von rund 4 Millionen Euro jährlich und einmalige
Aufwendungen in Höhe von circa 350 000 Euro.

Die sozialen Netzwerke werden durch § 2 verpflichtet, vierteljährlich einen Be-
richt über den Umgang mit Hasskriminalität und anderen strafbaren Inhalten in
sozialen Netzwerken herauszugeben. Vom Entwurf sind primär drei soziale Netz-
werke betroffen, bei weiteren sieben Netzwerken ist eine Einbeziehung denkbar.
Insgesamt geht es also jährlich um höchstens 40 Berichte, die Gegenstand eines
Bußgeldverfahrens sein könnten. Da diese Berichte mit hoher Aufmerksamkeit
aufgenommen werden, sind rund 500 Beschwerden gegen die Berichte denkbar.
Auf der anderen Seite ist zu erwarten, dass die sozialen Netzwerke ihrer Berichts-
pflicht rechtzeitig und richtig nachkommen werden, so dass sich der Kontrollauf-
wand in Grenzen hält. Daher werden pro Jahr voraussichtlich nicht mehr als 20
Bußgeldverfahren erwachsen.

Daneben werden die sozialen Netzwerke durch § 3 verpflichtet, ein wirksames
und effizientes Beschwerdemanagement vorzuhalten. Insbesondere werden sie
verpflichtet, einen offensichtlich rechtswidrigen Inhalt innerhalb von 24 Stunden
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nach Eingang der Beschwerde zu löschen. Verstöße gegen diese Pflicht können
mit einem Bußgeld geahndet werden. In diesem Bereich ist mit einer erheblichen
Zahl von Anzeigen an das Bundesamt für Justiz zu rechnen. Bei den sozialen
Netzwerken gehen schätzungsweise jährlich mindestens 500 000 Beschwerden
aus der Bundesrepublik Deutschland wegen Hasskriminalität und anderen straf-
baren Inhalten ein. Gelöscht oder gesperrt wird jedoch nur ein Bruchteil dessen.
Zahlreiche Nutzer, die vermeintliche Hasskriminalität oder andere strafbare In-
halte gemeldet haben, könnten sich daher veranlasst sehen, ihre erfolglose Be-
schwerde dem Bundesamt für Justiz zuzuleiten. Geschätzt wird, dass dies in
5 Prozent aller erfolglosen Beschwerden, also in rund 25 000 Fällen geschieht. Da
diese Anzeigen aber zum großen Teil unbegründet sein werden, kann mit einem
jährlichen Verfahrensaufkommen von 500 Bußgeldverfahren im Bereich des Be-
schwerdemanagements gerechnet werden.

Nach einer Schätzung des Bundesamtes für Justiz ergeben sich durch die durch
den Entwurf eingeführte Funktion als Verfolgungsbehörde zusätzliche jährliche
Personalkosten für die Registrierung und Prüfung der Anzeigen, die Führung der
Bußgeldverfahren einschließlich der Rechtsmittelverfahren, die Fach- und
Rechtsaufsicht, Führungs- und Leitungsaufgaben, Zwangsvollstreckung und
Rechnungswesen. Hinzu kommt Personal für den IT-Betrieb. Die Personalkosten
setzen sich wie folgt zusammen:

Stellen
Personalkosten je Stelle/Jahr ein-

schließlich Sachkostenpauschale (€)
Personalkosten gesamt (€)

A 15 1 125 158,19 125 158

A 14 7 112 523,69 787 666

A 13gD 2,5 103 647,49 259 186

A 12 20 95 273,87 1 905 477

A 8 8,5 72 233,77 613 987

A 6e 0,5 65 318,00 32 659

Summe 39,5 3 724 134

Weiterer Erfüllungsaufwand wird durch notwendige Schulungen und Betreuun-
gen der Bearbeiterinnen und Bearbeiter, Übersetzungen für fremdsprachige In-
halte, die als rechtswidrig gemeldet werden und durch das in § 3 Absatz 5 vorge-
sehene Monitoring durch eine externe Stelle verursacht. Die Gesamtkosten wer-
den auf 300 000 Euro jährlich geschätzt. Für IT-Aufwände fallen einmalige Sach-
kosten in Höhe von rund 350 000 Euro und jährliche Kosten in Höhe von 25 000
Euro an.

Mehrbedarf an Sach- und Personalmitteln beim Bund soll finanziell und stellen-
mäßig im Einzelplan 07 ausgeglichen werden. Über Einzelheiten zur Deckung des
Mehrbedarfs wird im Rahmen kommender Haushaltsaufstellungsverfahren zu
entscheiden sein.

F. Weitere Kosten

Geringe Mehrkosten für die Justiz der Länder ergeben sich zum einen aus der in
§ 4 Absatz 5 vorgesehenen Verpflichtung des Bundesamtes für Justiz, eine Vor-
abentscheidung über die Rechtswidrigkeit beim zuständigen Gericht einzuholen.
Dieses Aufkommen wird auf weniger als 100 Fälle im Jahr geschätzt. Zum ande-
ren werden die Gerichte der Länder mit zusätzlichen gerichtlichen Verfahren nach
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dem Ordnungswidrigkeitengesetz und zur Durchsetzung von Auskunftsansprü-
chen befasst. Hier ist von 300 Verfahren im Jahr auszugehen. Der insgesamt er-
forderliche Erfüllungsaufwand wird auf 300 000 Euro im Jahr geschätzt.

Auswirkungen auf das Preisniveau, insbesondere auf das Verbraucherpreisni-
veau, sind nicht zu erwarten.
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BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND Berlin, 14. Juni 2017

DIE BUNDESKANZLERIN

An den

Präsidenten des

Deutschen Bundestages

Herrn Prof. Dr. Norbert Lammert

Platz der Republik 1

11011 Berlin

Sehr geehrter Herr Präsident,

hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen

Entwurf eines Gesetzes zur Verbesserung der Rechtsdurchsetzung
in sozialen Netzwerken
(Netzwerkdurchsetzungsgesetz – NetzDG)

mit Begründung und Vorblatt (Anlage 1).

Ich bitte, die Beschlussfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen.

Federführend ist das Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz.

Die Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrates gemäß § 6 Absatz 1 NKRG ist

als Anlage 2 beigefügt.

Die Stellungnahme der Bundesregierung zur Stellungnahme des Nationalen Normen-

kontrollrates ist als Anlage 3 beigefügt.

Der Bundesrat hat in seiner 958. Sitzung am 2. Juni 2017 gemäß Artikel 76 Absatz 2

des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Gesetzentwurf wie aus Anlage 4 ersichtlich

Stellung zu nehmen.

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bundesrates ist in der

als Anlage 5 beigefügten Gegenäußerung dargelegt.

Mit freundlichen Grüßen

Dr. Angela Merkel
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Entwurf eines Gesetzes zur Verbesserung der Rechtsdurchsetzung
in sozialen Netzwerken

(Netzwerkdurchsetzungsgesetz – NetzDG)

Der Text des Gesetzentwurfs und der Begründung ist gleich lautend mit der
Bundestagsdrucksache 18/12356.

Anlage 1
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Anlage 2

Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrates gem. § 6 Absatz 1 NKRG

Entwurf eines Gesetzes zur Verbesserung der Rechtsdurchsetzung in sozialen

Netzwerken (NKR-Nummer 4137, BMJV)

Der Nationale Normenkontrollrat hat den Entwurf des oben genannten Regelungsvorhabens

geprüft.

I. Zusammenfassung

Bürgerinnen und Bürger Keine Auswirkungen

Wirtschaft

Jährlicher Erfüllungsaufwand: rund 29 Mio. Euro

davon aus Informationspflichten

(Quartalsberichte):

rund 2 Mio. Euro

Verwaltung (Bund)

Bund

Jährlicher Erfüllungsaufwand: rund 4 Mio. Euro

Einmaliger Erfüllungsaufwand: rund 350.000 Euro

Weitere Kosten (Gerichte) rund 300.000 Euro

‘One in one out’-Regel Im Sinne der ‚One in one out‘-Regel der Bundesregierung

stellt der jährliche Erfüllungsaufwand der Wirtschaft in die-

sem Regelungsvorhaben ein „In“ von rund 29 Mio. Euro

dar. Die Kompensation erfolgt aus dem Anteil des BMJV

an dem Bürokratieentlastungsgesetz.

Evaluierung Das Gesetz wird spätestens drei Jahre nach Inkrafttreten

evaluiert. Dabei wird die Bundesregierung in fachlich geeig-

neter Weise prüfen, ob und inwieweit die beabsichtigten Wir-

kungen auf die sozialen Netzwerke mit Blick auf ihren Um-

gang mit Beschwerden über Hasskriminalität und andere

strafbare Inhalte erreicht worden sind. Die Bundesregierung

wird ferner untersuchen, wie sich der Erfüllungsaufwand für

Wirtschaft und Verwaltung entwickelt hat und ob die Ent-

wicklung in einem angemessenen Verhältnis zu den festge-

stellten Regelungswirkungen steht. Die Evaluierung wird die

Frage nach unbeabsichtigten Nebenwirkungen sowie nach

der Akzeptanz und Praktikabilität der Regelungen einschlie-

ßen.

Anhänge

256

https://doi.org/10.5771/9783748909477-207 https://www.inlibra.com/de/agb - Open Access - 

https://doi.org/10.5771/9783748909477-207
https://www.inlibra.com/de/agb
https://creativecommons.org/licenses/by/4.0/


Deutscher Bundestag – 18. Wahlperiode – 11 – Drucksache 18/12727

Mit dem Regelungsvorhaben soll u.a. die bisher eigenverantwortliche Bekämpfung von Hasskrimi-

nalität durch die Netzwerkbetreiber (Beschwerdemanagement) gesetzlichen Vorgaben unterworfen

werden. Diese Vorgaben erzeugen den größten Anteil des Erfüllungsaufwands für die Wirtschaft.

Um dessen Höhe ermitteln zu können, hat das Ressort die drei größten Marktteilnehmer (google,

facebook, Twitter) um Auskunft über ihren bisherigen Aufwand gebeten, jedoch nur „unbefriedi-

gende Antworten“ erhalten. Tatsächlich sind ihm „die Kosten, die die sozialen Netzwerke für die

bereits vorhandenen Beschwerdesysteme aufwenden, nicht bekannt“. Das BMJV hat geschätzt,

dass diese Kosten 50 Millionen Euro betragen und sich durch die neuen Vorgaben um 50 Prozent

erhöhen werden. Eine Begründung für diese Ansätze enthält der Regelungsentwurf allerdings nicht.

Daher ist die Darstellung des Erfüllungsaufwands insoweit nicht nachvollziehbar.

Ebenfalls ohne Begründung und daher nicht nachvollziehbar ist die Schätzung des Erfüllungsauf-

wands für den neuen Auskunftsanspruch bei Verletzung von Persönlichkeitsrechten. Ebenso wie

für den Zustellungsbevollmächtigten, hätten hierbei Fallzahlen zu Grunde gelegt werden müssen.

Zwar hat das Ressort den Entwurf auf Empfehlung des Nationalen Normenkontrollrats (NKR) um

eine ursprünglich nicht vorgesehene Evaluierungsklausel erweitert, die den Erfüllungsaufwand ein-

schließt. Jedoch wird das Ziel, bereits im Zeitpunkt der Entscheidung ein realitätsnahes Bild der zu

erwartenden Belastungen zu geben, nicht erreicht.

II. Im Einzelnen

Das Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz (BMJV) will der Hasskriminalität

und anderen strafbaren Inhalten einschließlich sogenannter Fake News in sozialen Netzwer-

ken entgegenwirken. Eine Selbstverpflichtung der Netzwerkbetreiber (2015) hat sich hierfür

als nicht ausreichend erwiesen. Zwar werden nach Feststellung des Ressorts z.B. bei Y-

ouTube mittlerweile in 90 Prozent der Fälle strafbare Inhalte gelöscht. Facebook hingegen

löschte bisher in nur 39 Prozent, Twitter in nur einem Prozent (Januar 2017). Mit dem Rege-

lungsvorhaben sollen daher gesetzliche Compliance-Regeln für soziale Netzwerke ≥ zwei Mil-

lionen Nutzer (Inland) eingeführt werden. Vorgesehen sind

 eine vierteljährliche Berichtspflicht über den Umgang mit Hasskriminalität und anderen

strafbaren Inhalten,

 ein wirksames Beschwerdemanagement,

 die Benennung eines inländischen Zustellungsbevollmächtigten

 bei der Verletzung von Persönlichkeitsrechten: ein Anspruch des Verletzten gegen den

Netzwerkbetreiber auf Auskunft über die Bestandsdaten des Verletzers.

Verstöße gegen die neuen gesetzlichen Pflichten sollen mit Bußgeldern gegen das Unterneh-

men und die Aufsichtspflichtigen geahndet werden können.

II.1. Erfüllungsaufwand

Für Bürgerinnen und Bürger ruft das Regelungsvorhaben keinen Erfüllungsaufwand hervor.

Wirtschaft

Das Ressort geht davon aus, dass zehn soziale Netzwerke den Schwellenwert von zwei Mil-

lionen inländischen Nutzern erreichen. Diesen zehn Wirtschaftsbeteiligten entsteht jährlicher

Erfüllungsaufwand, den das BMJV auf 29 Millionen Euro schätzt:
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 Vierteljährliche Berichte auf eigener Homepage und im Bundesanzeiger

10 Unternehmen x 4 Quartale x 50 000 Euro/Bericht = 2 Millionen Euro p.a.

Für die Kostenhöhe/Bericht (50 000 Euro) geht das BMJV davon aus, dass die Netzwerk-

betreiber die Mehrzahl der geforderten Angaben bereits intern erheben, so dass diese

Informationspflichten keinen erheblichen Mehraufwand auslösen. Ferner davon, dass die

Unternehmen die geforderten Angaben teilweise bereits in sogenannten Transparenzbe-

richten veröffentlichen. Daher werde durch mit dem Regelungsvorhaben in erster Linie

ein zusätzlicher Prüfungs- und Kontrollaufwand für das intern vorhandene Zahlenwerk

ausgelöst.

 Wirksames Beschwerdemanagement

Dem Ressort ist nicht bekannt, in welcher Höhe den Netzwerkbetreibern bisher Kosten

für Beschwerdesysteme entstanden sind. Jedoch schätzt das BMJV diese Kosten auf

jährlich 50 Millionen Euro und geht zugleich davon aus, dass mit dem Regelungsvorha-

ben eine Kostensteigerung um 50 Prozent verbunden ist. Auf diesem Weg kommt das

Ressort zu der Annahme eines zusätzlichen Erfüllungsaufwands für die Wirtschaft von

25 Millionen Euro jährlich.

 Zustellungsbevollmächtigter

Die Bestellung eines inländischen Zustellungsbevollmächtigten für jedes Bußgeldverfah-

ren und jeden Zivilprozess verursacht nach Einschätzung des BMJV Erfüllungsaufwand

von einer Million Euro jährlich.

 Auskunftsanspruch

Ebenfalls auf eine Million Euro jährlich schätzt das Ressort den Erfüllungsaufwand für

den neuen Auskunftsanspruch bei Verletzung von Persönlichkeitsrechten.

Verwaltung (Bund)

Verstöße gegen die Pflicht zur Berichterstattung bzw. zum Betrieb eines Beschwerdemana-

gements sollen künftig mit Geldbußen von bis zu fünf Millionen Euro geahndet werden kön-

nen. Verfolgungsbehörde ist das Bundesamt für Justiz (BfJ), dem zugleich die präventive

Überwachung des Beschwerdemanagements übertragen wird. Den Erfüllungsaufwand des

BfJ hat das Ressort mit rund 4 Millionen Euro (jährlich) sowie mit rund 350.000 Euro (einmalig)

nachvollziehbar dargestellt.

II.2. Weitere Kosten (Länder)

Weitere Kosten, die das BMJV auf jährlich 300.000 Euro schätzt, entstehen auf der Landes-

ebene durch richterliche Entscheidungen über die Rechtswidrigkeit von Netzwerkinhalten so-

wie über Bußgeldbescheide und über den neuen Auskunftsanspruch bei Verletzung von Per-

sönlichkeitsrechten.

II.3. ‚One in one Out‘-Regel

Im Sinne der ‚One in one out‘-Regel der Bundesregierung stellt der jährliche Erfüllungsauf-

wand der Wirtschaft in diesem Regelungsvorhaben ein „In“ von rund 29 Millionen Euro dar.

Die Kompensation soll aus dem Anteil des BMJV am Bürokratieentlastungsgesetz erfolgen.

II.4 Evaluierung

Das Gesetz wird spätestens drei Jahre nach Inkrafttreten evaluiert. Dabei wird die Bundesre-

gierung in fachlich geeigneter Weise prüfen, ob und inwieweit die beabsichtigten Wirkungen
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auf die sozialen Netzwerke mit Blick auf ihren Umgang mit Beschwerden über Hasskriminali-

tät und andere strafbare Inhalte erreicht worden sind. Die Bundesregierung wird ferner unter-

suchen, wie sich der Erfüllungsaufwand für Wirtschaft und Verwaltung entwickelt hat und ob

die Entwicklung in einem angemessenen Verhältnis zu den festgestellten Regelungswirkun-

gen steht. Die Evaluierung wird die Frage nach unbeabsichtigten Nebenwirkungen sowie

nach der Akzeptanz und Praktikabilität der Regelungen einschließen.

III. Votum

Mit dem Regelungsvorhaben soll u.a. die bisher eigenverantwortliche Bekämpfung von Hass-

kriminalität durch die Netzwerkbetreiber (Beschwerdemanagement) gesetzlichen Vorgaben

unterworfen werden. Diese Vorgaben erzeugen den größten Anteil des Erfüllungsaufwands

für die Wirtschaft.

Um dessen Höhe ermitteln zu können, hat das Ressort die drei größten Marktteilnehmer

(google, facebook, Twitter) um Auskunft über ihren bisherigen Aufwand gebeten, dabei jedoch

nur „unbefriedigende Antworten“ erhalten. Tatsächlich sind ihm „die Kosten, die die sozialen

Netzwerke für die bereits vorhandenen Beschwerdesysteme aufwenden, nicht bekannt“. Das

BMJV hat geschätzt, dass diese Kosten 50 Millionen Euro betragen und sich durch die neuen

Vorgaben um 50 Prozent erhöhen werden. Eine Begründung für diese Ansätze enthält der

Regelungsentwurf allerdings nicht. Daher ist die Darstellung des Erfüllungsaufwands insoweit

nicht nachvollziehbar.

Ebenfalls ohne Begründung und daher nicht nachvollziehbar ist die Schätzung des Erfüllungs-

aufwands für den neuen Auskunftsanspruch bei Verletzung von Persönlichkeitsrechten.

Ebenso wie für den Zustellungsbevollmächtigten, hätten hierbei Fallzahlen zu Grunde gelegt

werden müssen.

Zwar hat das Ressort den Entwurf auf Empfehlung des Nationalen Normenkontrollrats (NKR)

um eine ursprünglich nicht vorgesehene Evaluierungsklausel erweitert, die den Erfüllungsauf-

wand einschließt. Jedoch wird das Ziel, bereits im Zeitpunkt der Entscheidung ein realitäts-

nahes Bild der zu erwartenden Belastungen zu geben, nicht erreicht.

Dr. Ludewig Dr. Holtschneider

Vorsitzender Berichterstatter
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Anlage 3

Stellungnahme der Bundesregierung zu der Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrates

Die Bundesregierung nimmt zu der Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrates wie folgt Stellung:

Der Nationale Normenkontrollrat hat in seiner Stellungnahme zu dem oben genannten Gesetzentwurf kritisiert,
es fehlten die Darstellung der Schätzgrundlagen für den Erfüllungsaufwand im Bereich des Beschwerdemanage-
ments der sozialen Netzwerke, des Zustellungsbevollmächtigten sowie des Auskunftsanspruchs bei der Verlet-
zung von Persönlichkeitsrechten.

Die Bundesregierung hält nach nochmaliger Prüfung an der von ihr dargestellten Höhe des Erfüllungsaufwands
für die Wirtschaft fest. Die Kosten, die die sozialen Netzwerke für ihre bereits vorhandenen Beschwerdesysteme
aufwenden, sind nicht bekannt. Um hier Transparenz herzustellen, sieht § 2 Absatz 2 Nummer 4 NetzDG gerade
vor, dass soziale Netzwerke vierteljährlich über Organisation, personelle Ausstattung, fachliche und sprachliche
Kompetenz der für die Bearbeitung von Beschwerden zuständigen Arbeitseinheiten und Schulung und Betreuung
der für die Bearbeitung von Beschwerden zuständigen Personen berichten. Erst wenn diese Angaben gemacht
werden, sind belastbare Schätzgrundlagen für die von den sozialen Netzwerken aufgewandten Kosten für die
Beschwerdesysteme vorhanden.

Die Schätzung des Erfüllungsaufwands für von den sozialen Netzwerken zu benennenden Zustellungsbevoll-
mächtigten beruht auf hinreichenden Grundlagen. Der Zustellungsbevollmächtigte kann zum einen in allen nach
diesem Gesetz entstehenden Bußgeldverfahren benannt werden. Diese Zahl wird in dem Gesetzentwurf – vom
Nationalen Normenkontrollrat unbeanstandet – auf 520 Verfahren jährlich geschätzt. Hinzu kommt eine Anzahl
von Zivilprozessen, die künftig gegen soziale Netzwerke geführt werden, die sich in ähnlicher Größenordnung
bewegen dürfte. Eine genauere Schätzung ist nicht möglich, da eine Statistik über die Anzahl der bisher gegen
soziale Netzwerke geführten Prozesse nicht vorliegt.

Die Schätzung des Erfüllungsaufwands der sozialen Netzwerke für den künftig durchsetzbaren Auskunftsan-
spruch lässt sich nicht verlässlich mit Fallzahlen unterlegen. Mit der vorgeschlagenen Ergänzung des § 14 Ab-
satz 2 des Telemediengesetzes wird lediglich die Befugnis der Diensteanbieter geschaffen, personenbezogene
Daten der Nutzer für Zwecke der Auskunftserteilung zu verarbeiten, die aufgrund von anderen gesetzlichen
Grundlagen bestehen, § 14 Absatz 2 des Telemediengesetzes enthält keinen eigenständigen Anspruch auf Aus-
kunftserteilung. In wie vielen Fällen der in einem absolut geschützten Recht Verletzte künftig gegenüber dem
Diensteanbieter Auskunft über die Bestandsdaten des Verletzers anfordert, kann nicht beziffert werden, da die
Zahl der Persönlichkeitsverletzungen in sozialen Netzwerken statistisch nicht erhoben wird.

Anhänge

260

https://doi.org/10.5771/9783748909477-207 https://www.inlibra.com/de/agb - Open Access - 

https://doi.org/10.5771/9783748909477-207
https://www.inlibra.com/de/agb
https://creativecommons.org/licenses/by/4.0/


Deutscher Bundestag – 18. Wahlperiode – 15 – Drucksache 18/12727

Anlage 4

Stellungnahme des Bundesrates

Der Bundesrat hat in seiner 958. Sitzung am 2. Juni 2017 beschlossen, zu dem Gesetzentwurf gemäß Artikel 76
Absatz 2 des Grundgesetzes wie folgt Stellung zu nehmen:

1. Zum Gesetzentwurf insgesamt (Erfüllungsaufwand)

Der Bundesrat bittet, die Schätzung des Erfüllungsaufwandes des Gesetzes im weiteren Verlauf des Ge-
setzgebungsverfahrens zu überprüfen.

Begründung:

Die Begründung des Gesetzentwurfs geht davon aus, dass der Justiz der Länder durch das NetzDG ein insgesamt
erforderlicher Erfüllungsaufwand in Höhe von 300 000 Euro im Jahr entsteht.

Diese Schätzung erscheint nur schwer nachvollziehbar. In der Begründung des Gesetzentwurfs ist ausgeführt,
dass bei den sozialen Netzwerken jährlich mindestens 500 000 Beschwerden wegen Hasskriminalität eingehen,
wovon schätzungsweise 25 000 Beschwerden an das Bundesamt weitergegeben werden. Bei diesen 25 000 Be-
schwerden soll es lediglich in 500 Fällen zu Bußgeldverfahren kommen, weil die übrigen Anzeigen unbegründet
sein sollen. Hieraus sollen 300 gerichtliche Verfahren nach dem OWiG pro Jahr resultieren. Worauf diese Schät-
zungen beruhen, erschließt sich nicht. Ebenso ist anhand der Begründung des Gesetzentwurfs nicht nachvollzieh-
bar, warum es lediglich in weniger als 100 Fällen zu einem gerichtlichen Vorabentscheidungsverfahren kommen
soll.

Zudem dürften die betroffenen Verfahren auch aus qualitativen Gründen mit erheblichem Arbeitsaufwand für die
Gerichte der Länder einhergehen. Hasskriminalität und strafbare Falschnachrichten in den reichweitenstarken so-
zialen Netzwerken können nur durch die Verhängung empfindlicher Bußgelder bekämpft werden, die nach dem
Gesetzentwurf bis zu 50 Millionen Euro betragen können. Angesichts der hohen Komplexität der betroffenen
Rechtsmaterie ist davon auszugehen, dass eine gerichtliche Überprüfung der verhängten Bußgelder erst im An-
schluss an eine detaillierte und arbeitsaufwändige Einzelfallprüfung erfolgen kann.

Der Bundesrat bittet daher, die in der Begründung des Gesetzentwurfs zum Erfüllungsaufwand genannten Zahlen
im weiteren Gesetzgebungsverfahren zu überprüfen und den durch das beabsichtigte Gesetz entstehenden Erfül-
lungsaufwand für die Länder korrekt abzuschätzen.

Zum Gesetzentwurf allgemein

2. Der Bundesrat stellt fest, dass die Zielsetzung des Gesetzentwurfs, für soziale Netzwerke und Anbieter von
Internetplattformen eine schnellere, umfassendere und wirkungsvollere Behandlung von berechtigten Be-
schwerden und Fällen von Hasskriminalität, Falschinformationen und anderen strafbaren Inhalten sicher-
zustellen, eine hohe Priorität und Dringlichkeit hat.

3. Der Bundesrat erkennt an, dass bei der effektiven Rechtsdurchsetzung im Internet Handlungsbedarf be-
steht. Auf entsprechende Entschließungen von Landesparlamenten, wirksam gegen strafbare Hasskom-
mentare vorzugehen, wird Bezug genommen. Der Bundesrat begrüßt daher ausdrücklich das im Gesetz-
entwurf genannte Ziel, die Rechtsdurchsetzung in sozialen Netzwerken hinsichtlich der Verbreitung rechts-
widriger Inhalte zu verbessern.
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4. Soziale Netzwerke werden von Einzelnen als rechtsfreier Raum verstanden, um dort etwa schwerwiegende
Beleidigungen oder Volksverhetzungen zu begehen. Die Funktionsweise des Internets, wobei es nur eines
Klicks bedarf, um innerhalb von Sekunden einen Beitrag mit zahlreichen anderen zu teilen, schadet den
Betroffenen umso mehr, indem sich die rechtswidrigen Eingriffe in ihre geschützten Rechte entsprechend
perpetuieren. Auch hat sich gezeigt, dass freiwillige Selbstverpflichtungen sozialer Netzwerke, konsequen-
ter gegen strafbare Inhalte vorzugehen, keine ausreichende Wirkung erzielt haben. Der Bundesrat begrüßt
deshalb, dass mit dem NetzDG-E regulatorische Maßnahmen ergriffen werden sollen, um bestimmte straf-
bare Inhalte zeitnah aus sozialen Netzwerken zu entfernen und deren Perpetuierungswirkung entgegenzu-
wirken.

5. Dabei sind auch die Anbieter sozialer Netzwerke grundsätzlich stärker in die Verantwortung zu nehmen.

6. Der Bundesrat weist darauf hin, dass die Regulierung die Kommunikation in sozialen Netzwerken betrifft
und damit Auswirkungen auf die nach Artikel 5 Absatz 1 Satz 1 und 2 GG geschützten freiheits- und de-
mokratiefördernden Grundrechte (Meinungsfreiheit, Informationsfreiheit und Medienfreiheiten) hat. Die
Aufsicht über Telemedien enthält in § 59 RStV in Verbindung mit § 20 Absatz 4 JMStV ein Instrumenta-
rium, das die Verbreitung unzulässiger Inhalte erfasst und diese unmittelbar mit einem Bußgeld belegt.
Diese Regelungen gelten für alle Anbieter von Telemedien, mithin auch für soziale Netzwerke. Der Bun-
desrat bittet, im weiteren Gesetzgebungsverfahren zu prüfen, inwieweit die Zuständigkeit des Bundesamtes
für Justiz (BfJ) gemäß § 4 Absatz 5 NetzDG-E in diese Zuständigkeitsregelungen für die Aufsicht über
Telemedien eingreift und dies zu Doppelstrukturen führt. In diesem Zusammenhang bittet der Bundesrat,
im weiteren Gesetzgebungsverfahren zudem zu prüfen, ob das NetzDG-E zustimmungsbedürftig ist.

7. Der Bundesrat unterstreicht überdies, dass jegliche Aufsicht beziehungsweise Regulierung in diesem Be-
reich – im Gegensatz zur Ahndung strafbaren Verhaltens – staatsfern ausgestaltet sein muss. Der Staat hat
sich der Regulierung von meinungsrelevanten Kommunikationsinhalten weitestgehend zu enthalten. Auch
unter diesem Gesichtspunkt ist die vorgesehene Zuständigkeit des BfJ für die Einhaltung der Verfahrens-
vorgaben wegen der Relevanz für die Meinungsfreiheit in den Augen des Bundesrates zu beanstanden.

8. Der Bundesrat ist der Auffassung, dass neben repressiven Mitteln zur staatlichen Durchsetzung der im
NetzDG-E enthaltenen Pflichten vor allem präventive Befugnisse zu stärken sind, die es den Aufsichtsbe-
hörden erleichtern, Rechtsverstöße im Sinne des NetzDG-E durch Anordnungen in Form des Verwaltungs-
aktes zu verhüten oder zu beseitigen. Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzgebungsverfahren eine § 20
Absatz 1 des Jugendmedienschutz-Staatsvertrags (JMStV) entsprechende Ermächtigung vorzusehen, auf
deren Grundlage die Landesmedienanstalten die für den Vollzug des NetzDG-E erforderlichen Maßnah-
men treffen können. Dies sollte auch einen § 14 Absatz 2 TMG vergleichbaren Auskunftsanspruch der
Landesmedienanstalten zu Bestandsdaten der Nutzer als Grundlage für entsprechende Untersagungen oder
Beanstandungen umfassen. Die in § 4 JMStV aufgeführten Straftatbestände sind teilweise deckungsgleich
mit denen in § 1 Absatz 3 des NetzDG-E (so zum Beispiel die §§ 86, 86a und 126 StGB). In diesem Zu-
sammenhang stellen die Länder in Aussicht zu prüfen, welche der im NetzDG-E genannten Straftatbe-
stände in den Staatsvertrag zusätzlich aufzunehmen sind, um eine lückenlose Rechtsdurchsetzung zu ge-
währleisten.

9. Zum Gesetzentwurf insgesamt

Der Bundesrat weist darauf hin, dass marktbeherrschenden sozialen Netzwerken heutzutage als Instrument
zur Teilhabe an der Kommunikation und dem öffentlichen Diskurs eine große Bedeutung bei der Ausübung
des Grundrechts auf freie Meinungsäußerung zukommt. Soziale Netzwerke bieten eine niederschwellige
Möglichkeit, um mit anderen zu kommunizieren. Zunehmend treten sie an die Stelle klassischer Telekom-
munikationsmittel. Auch findet eine Debatte etwa zu politischen Themen zunehmend darüber statt. Derzeit
sind soziale Netzwerke im Rahmen der Privatautonomie weitgehend frei in ihrer Entscheidung, Inhalte zu
löschen oder sogar den Nutzungsvertrag mit Nutzerinnen und Nutzern zu kündigen. Zusätzlich birgt die
erhebliche Bußgeldbewehrung (§ 4 Absatz 2 NetzDG-E) das Risiko, dass soziale Netzwerke als sogenann-
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ter chilling effect verleitet werden, Inhalte vorsorglich zu löschen, um nicht gegebenenfalls eine Ordnungs-
widrigkeit im Sinne von § 4 Absatz 1 NetzDG-E zu begehen, soweit sie einen Inhalt als nicht strafbar im
Sinne des NetzDG einschätzen und deshalb nicht löschen. Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzge-
bungsverfahren zu prüfen, wie ein diskriminierungsfreier Zugang zu sozialen Netzwerken gewährleistet
und einer vorsorglichen Löschung von Inhalten, die nicht offensichtlich rechtswidrig sind, wirksam entge-
gengewirkt werden kann.

Das NetzDG beschränkt die gerichtliche Kontrolle auf das sogenannte Vorabentscheidungsverfahren (§ 4
Absatz 5 NetzDG-E) für den Fall, dass die zuständige Verwaltungsbehörde ein Bußgeld verhängen möchte,
weil das soziale Netzwerk einen Inhalt nicht gelöscht hat, den die Verwaltungsbehörde aber als strafbar
im Sinne des NetzDG einschätzt. Demgegenüber ist für die Entscheidung über die Löschung eines Inhalts,
den ein soziales Netzwerk entgegen der Ansicht des Nutzers bzw. der Nutzerin für strafbar im Sinne des
NetzDG hält, keine Kontrolle im NetzDG implementiert. Der Bundesrat bittet um Prüfung, wie eine solche
Kontrolle der Löschentscheidungen durch soziale Netzwerke angemessen, effektiv und möglichst auf Kos-
ten der Betreiber gewährleistet werden kann.

10. Zu Artikel 1 (Einrichtung einer Clearingstelle)

Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzgebungsverfahren zu prüfen, ob die Einrichtung einer Clearing-
stelle durch die Plattformbetreiber vorgesehen werden sollte, bei denen auf Kosten der Betreiber insbeson-
dere auch Beschwerden vorgebracht werden können, wenn eine Äußerung gelöscht wurde, obwohl sie nicht
rechtswidrig im Sinne des NetzDG-E ist, das Gesetz also eine Löschung nicht verlangt.

Begründung:

Aufgrund der Bußgeldbewehrung in § 4 NetzDG-E droht die Gefahr eines sogenannten „Overblocking“. Platt-
formbetreiber könnten sich zur Vermeidung von Bußgeldern veranlasst sehen, bei Zweifeln über die Rechtswid-
rigkeit von Inhalten vorschnell eine Löschung vorzunehmen, aus der sich keinerlei Sanktionen ergeben können,
als zu riskieren, dass die Nichtlöschung als Indiz für die Nichterfüllung ihrer Überwachungspflicht mit der Folge
der Verhängung hoher Bußgelder herangezogen werden kann.

Derjenige, der einen rechtmäßigen Inhalt in das soziale Netzwerk eingestellt hat, hat im Falle der Löschung keine
rechtliche Möglichkeit, hiergegen vorzugehen. Zwar kann ein Plattformbetreiber nicht gesetzlich verpflichtet wer-
den, bestimmte Inhalte Dritter zu verbreiten. Für den Betroffenen, der sich der Löschung eines rechtmäßigen
Inhalts ausgesetzt sieht, ist die Situation aber unbefriedigend und es droht eine Gefahr für die Meinungsäuße-
rungsfreiheit (Artikel 5 Absatz 1 Satz 1 des Grundgesetzes). Daher erscheint es erwägenswert, die Plattformbe-
treiber zu verpflichten, auf ihre Kosten eine Clearingstelle einzurichten, bei der von einer Löschung Betroffene
ihre Beschwerden vorbringen und insbesondere den Nachweis der Rechtmäßigkeit ihrer Äußerung führen können.
Dies erscheint insbesondere aufgrund der durch die Bußgeldbewehrung des NetzDG-E geschaffenen Gefahren
für die Meinungsäußerungsfreiheit (Artikel 5 Absatz 1 Satz 1 des Grundgesetzes) angezeigt.

11. Zu Artikel 1 (Verhältnis des Netzwerkdurchsetzungsgesetzes zum Telemediengesetz)

Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzgebungsverfahren zu prüfen, wie durch geeignete Regelungen das
Verhältnis zwischen dem Netzwerkdurchsetzungsgesetz und dem Telemediengesetz klargestellt werden
kann.

Begründung:

Das Verhältnis zwischen den Regelungen des Netzwerkdurchsetzungsgesetzes (NetzDG-E) und den Regelungen
des Telemediengesetzes (TMG) muss geklärt werden. § 10 TMG enthält bereits jetzt Regelungen zur Haftung des
Betreibers. Zwar lässt sich die Begründung des Gesetzentwurfs zum NetzDG (etwa auf Seite 19 letzter Absatz
oder auf Seite 21 erster Absatz) so verstehen, dass die Gesetze nebeneinander anwendbar sein sollen. Eine aus-
drückliche Klarstellung im Gesetzestext erschiene aber aus Gründen der Rechtssicherheit wünschenswert und
sinnvoll.
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12. Zu Artikel 1 (§ 1 Absatz 1 Satz 1 NetzDG)

Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzgebungsverfahren zu prüfen, wie der Begriff des sozialen Netz-
werks konkretisiert und stärker eingegrenzt werden kann.

Begründung:

Nach der Begründung des Gesetzentwurfs sollen nach aktuellem Stand drei soziale Netzwerke, höchstens aber
zehn berichtspflichtig gemacht werden. Die Definition des § 1 Absatz 1 Satz 1 NetzDG-E bedarf vor diesem Hin-
tergrund einer Präzisierung. Die Formulierung „beliebige Inhalte mit anderen Nutzern auszutauschen, zu teilen
oder der Öffentlichkeit zugänglich zu machen“ erscheint mit Blick auf die Angebotsvielfalt in Internetplattformen
konkretisierungsbedürftig. Heutzutage ist es auf zahlreichen digitalen Plattformen möglich, Text-, Foto- oder Vi-
deoinhalte zu erstellen, die von anderen Nutzern eingesehen werden können. Dadurch würden weit mehr Platt-
formen in den Anwendungsbereich des Gesetzes fallen als in der Begründung des Gesetzentwurfs genannt sind,
was dem Ziel des Gesetzesvorhabens zuwiderlaufen würde.

Dies gilt auch unter Heranziehung der im Gesetzes- und Begründungstext genannten Eingrenzungskriterien. So
bedarf es einer Konkretisierung, was unter thematisch eingegrenzten Netzwerken – die nicht vom Netzwerkdurch-
setzungsgesetz erfasst sein sollen – zu verstehen ist. Nach den Ausführungen in der Begründung des Gesetzent-
wurfs soll für den Themenbezug eines Netzwerkes der Austausch beliebiger Inhalte entscheidend sein. Letztlich
ist es jedoch bereits mit einem einfachen Kommentarformular auf einer Webseite möglich, beliebige Inhalte zu
teilen.

Auch die Begrenzung auf solche Netzwerke, die mehr als zwei Millionen Nutzerinnen und Nutzer im Inland
aufweisen, schafft keine Vollzugssicherheit bei Plattformen, auf denen sich die Nutzer nicht registrieren müssen
und die genaue Zahl der Nutzer daher nur schwer erfasst werden kann.

Beispielhaft sind folgende Netzwerke zu nennen, welche Gefahr laufen, auch in den Anwendungsbereich des
Netzwerkdurchsetzungsgesetzes zu fallen. Dies sind Sharing-Plattformen, Online-Speicherdienste, eCommerce-
Plattformen, E-Mail- und internetbasierte Kurznachrichtendienste und (Online-)Chats, Auktionsplattformen,
Gaming-Netzwerke, Reiseportale, Rubrikenseiten, Vergleichsportale oder Ratgebercommunities.

13. Zu Artikel 1 (§ 1 Absatz 2 NetzDG)

Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzgebungsverfahren zu prüfen, ob die Bagatellgrenze auf zwei Mil-
lionen registrierte Nutzer im Inland festgelegt werden sollte.

Begründung:

Die Erfassung aller Nutzer eines Netzwerks gestaltet sich technisch sehr schwierig. Zwar kann mittels Analyse-
Tools der Besucherstrom auf eine Webseite beziffert werden, allerdings müssten aus den erfassten Daten die
(vielen) Nutzer herausgefiltert werden, welche die Webseite mehrmals am Tag besuchen. Dies ist nicht zuverläs-
sig über eine Filterung der IP-Adresse möglich, da ein Nutzer z. B. für den Aufruf der Seite zuhause aus dem
WLAN und unterwegs aus dem Mobilnetz jeweils eine andere IP-Adresse zugeteilt bekommen kann. Diese
Schwierigkeiten bei der Erfassung können durch das Abstellen auf registrierte Nutzer nicht vollständig ausge-
räumt, jedoch dadurch abgeschwächt werden, dass bei der Registrierung weitere Angaben verlangt werden, die
eine Bestimmung des Herkunftslandes der Nutzer erleichtern.

Im Interesse der Rechtssicherheit sowohl für die zuständige Verwaltungsbehörde als auch für die Plattformbetrei-
ber ist daher zu prüfen, ob ein Abstellen auf registrierte Nutzer den Vollzug des Netzwerkdurchsetzungsgesetzes
verbessern könnte.

14. Zu Artikel 1 (§ 1 Absatz 3 NetzDG)

Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzgebungsverfahren die in § 1 Absatz 3 NetzGD-E enthaltene Auf-
zählung der Straftatbestände, die einen „rechtswidrigen Inhalt“ im Sinne des NetzDG-E begründen, zu
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überprüfen. Dabei sollte insbesondere die Aufnahme der folgenden weiteren Vorschriften in Betracht ge-
zogen werden: §§ 80a, 105, 106, 107, 108, 109d, 130a, 145d, 164, 189, 201, 201a, 238 Absatz 1 Nummer 4,
§§ 240, 241a Absatz 4 StGB und § 52 Absatz 1 Nummer 4 WaffG. Auch sollte eine Streichung des § 269
StGB aus der Aufzählung in § 1 Absatz 3 NetzDG-E geprüft werden.

Begründung:

Ein zentrales Element des Gesetzentwurfs ist die Definition des Begriffs „rechtswidrige Inhalte“ in § 1 Absatz 3
NetzDG-E. Denn der Großteil der im NetzDG-E enthaltenen Pflichten knüpft an das Vorliegen eines rechtswid-
rigen Inhalts oder einer Beschwerde über einen rechtswidrigen Inhalt an. Ausweislich der Begründung des Ge-
setzentwurfs soll der Katalog der Straftatbestände, deren objektive Erfüllung einen „rechtswidrigen Inhalt“ im
Sinne des NetzDG-E begründet, verdeutlichen, dass nicht ein Einschreiten gegen jede in sozialen Netzwerken
begangene Rechtsverletzung das Anliegen des Gesetzentwurfs ist, sondern die Bekämpfung von Hasskriminalität
und strafbaren Falschnachrichten. Im Gesetzentwurf wird bezüglich der einzelnen in § 1 Absatz 3 NetzDG-E
aufgezählten Straftatbestände jedoch nicht begründet, wieso sie ausgewählt wurden. Es wird auch nicht begründet,
wieso andere für die Bekämpfung von Hassrede und „Fake News“ ebenfalls bedeutsame oder sogar noch bedeut-
samere Straftatbestände nicht in § 1 Absatz 3 NetzDG-E aufgezählt werden.

Geprüft werden sollte insbesondere die Aufnahme folgender weiterer Straftatbestände in den Katalog des § 1
Absatz 3 NetzDG:

§ 80a StGB: Das Aufstacheln zum Verbrechen der Aggression ist eine schwerwiegende Hassstraftat, die durch
das Einstellen von Inhalten in sozialen Netzwerken begangen werden kann.

§§ 105, 106, 107, 108 StGB: Bei diesen Vorschriften handelt es sich um Spezialfälle der Nötigung, die einen
Bezug zum politischen Leben aufweisen. Drohungen gegen Verfassungsorgane und ihre Mitglieder, gegen Wah-
len als zentralem Merkmal unseres demokratischen Gemeinwesens oder gegen die an ihnen teilnehmenden Wäh-
ler sind eine nicht seltene Erscheinungsform von Hassreden.

§ 109d StGB: Die Vorschrift hat mit dem in § 1 Absatz 3 NetzDG-E genannten § 100a StGB gemeinsam, dass
durch unwahre Tatsachenbehauptungen öffentliche Sicherheitsinteressen gefährdet werden. Sie kann bei der Be-
kämpfung strafbarer „Fake News“ von Bedeutung sein.

§ 130a StGB: Es erschließt sich nicht, wieso zwar das öffentliche Auffordern zu Straftaten (§ 111 StGB), die
Störung des öffentlichen Friedens durch Androhung von Straftaten (§ 126 StGB) und das Billigen von Straftaten
(§ 140 StGB) in den Anwendungsbereich des NetzDG-E fallen, das Anleiten zu Straftaten aber nur, wenn es sich
um schwere staatsgefährdende Gewalttaten (§ 91 StGB) handelt. Die Bekämpfung von nach § 130a StGB straf-
baren Anleitungen zu Straftaten ist ein ebenso wichtiges Element zur Bekämpfung von Hassrede, insbesondere
um zu verhindern, dass Hassrede in gewälttätiges Hassverbrechen umschlägt. Ein Ausufern des Anwendungsbe-
reichs des NetzDG-E ist dadurch nicht zu befürchten. Denn § 130a StGB bezieht sich auf dieselbe abschließende
Aufzählung schwerwiegender Straftaten wie der in § 1 Absatz 3 NetzDG-E genannte § 126 StGB.

§ 145d StGB: Das strafbare Vortäuschen einer Straftat kann nicht nur durch Mitteilungen unmittelbar gegenüber
einer zur Entgegennahme von Anzeigen zuständigen Behörde begangen werden, sondern auch durch an die Öf-
fentlichkeit gerichtete Behauptungen, sofern der Täter billigend in Kauf nimmt, dass eine Behörde davon Kenntnis
erlangt (vgl. z. B. Valerius, in: v. Heintschel-Heinegg, BeckOK StGB, § 145d Rn. 6). Der Tatbestand hat gerade
in jüngster Zeit im Zusammenhang mit der Verbreitung von „Fake News“ im Internet Bedeutung erlangt (vgl.
Fahl, Zur Strafbarkeit der Falschmeldung im Internet über den Tod eines Asylsuchenden, Jura 2016, 735 ff.).

§ 164 StGB: Auch die falsche Verdächtigung kann durch wider besseres Wissen im Internet aufgestellte Falsch-
behauptungen begangen werden (vgl. § 164 Absatz 2 2. Alternative StGB). Sie ist daher ein wichtiger Straftatbe-
stand im Kampf gegen „Fake News“.

§ 189 StGB: Nur schwer nachvollziehbar ist, wieso zwar die Beleidigung und Verleumdung Lebender, nicht aber
die Verunglimpfung Verstorbener in den Anwendungsbereich des NetzDG-E fallen. Die Herabwürdigung verstor-
bener Menschen ist eine verbreitete und besonders perfide Erscheinungsform der Hassrede.

§§ 201, 201a StGB: Die Diffamierung anderer Menschen durch das unbefugte Einstellen von kompromittierenden
Bildaufnahmen in sozialen Netzwerken ist eine weit verbreitete Vorgehensweise zur Verbreitung von Hass und
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zur Verletzung der Menschenwürde. Gleiches gilt für das unbefugte Veröffentlichen kompromittierender Tonauf-
nahmen.

§ 238 Absatz 1 Nummer 4 StGB: Diese Begehungsweise der Nachstellung ist eng mit den Straftatbeständen der
Nötigung und der Bedrohung verwandt.

§ 240 StGB: Es erschließt sich nicht, wieso der Tatbestand der Bedrohung (§ 241 StGB) in § 1 Absatz 3 NetzDG-
E aufgeführt ist, nicht aber derjenige der Nötigung (§ 240 StGB). Nicht selten werden gerade gegenüber Personen
des öffentlichen Lebens im Netz Drohungen mit Angriffen auf die körperliche Unversehrtheit oder das Eigentum
ausgesprochen. Sofern es sich bei diesen angedrohten Angriffen nicht um Verbrechen (wie z. B. Tötungsdelikte)
handelt, sondern nur z. B. nur um Körperverletzungen, wären diese Drohungen nach dem Gesetzentwurf nicht
vom NetzDG-E erfasst. Ein Grund für diese Differenzierung drängt sich jedenfalls nicht auf. Zwar beinhaltet die
Prüfung der Verwerflichkeit im Sinne des § 240 Absatz 2 StGB wertende Elemente. Dies ist jedoch etwa auch
bei dem Tatbestandsmerkmal der „Eignung zur Friedensstörung“ in § 130 StGB der Fall; gleichwohl wird diese
Vorschrift in § 1 Absatz 3 NetzDG-E genannt.

§ 241a Absatz 4 StGB: Das Aufstellen unwahrer Behauptungen, die den Betroffenen der Gefahr politischer Ver-
folgung aussetzen, ist eine schwerwiegende Erscheinungsform der Verbreitung von „Fake News“.

§ 52 Absatz 1 Nummer 4 WaffG: Dieser Straftatbestand wird verbreitet bei Hass-Postings aus dem salafistischen
und rechtsextremistischen Milieu beobachtet.

Auch sollte geprüft werden, ob die Erwähnung von § 269 StGB in § 1 Absatz 3 NetzDG-E sachgerecht ist. § 269
StGB schützt, wie auch die anderen Tatbestände der §§ 267 ff. StGB, die Sicherheit und Zuverlässigkeit des
Rechts- und Beweisverkehrs. Es leuchtet nicht ohne weiteres ein, wieso gerade diese Vorschrift als einziger Straf-
tatbestand aus dem Abschnitt „Urkundenfälschung“ in § 1 Absatz 3 NetzDG-E aufgenommen wurde. Für die
Bekämpfung von Hassrede und „Fake News“ dürfte § 269 StGB allenfalls am Rande tauglich sein.

15. Zu Artikel 1 (§ 2 Absatz 1 Satz 1 NetzDG)

In Artikel 1 ist in § 2 Absatz 1 Satz 1 die Angabe „vierteljährlich“ durch die Angabe „halbjährlich“ zu
ersetzen.

Folgeänderung:

In Artikel 1 ist in § 6 Absatz 1 die Angabe „Vierteljahr“ durch die Angabe „Halbjahr“ zu ersetzen.

Begründung:

Ziel der vierteljährlichen Berichtspflicht ist laut der Begründung des Gesetzentwurfs die Etablierung einer festen
Struktur und eines systematischen Prozesses für die Evaluation des Umgangs mit Beschwerden. Angesichts der
umfangreichen Angaben, die nach § 2 Absatz 2 NetzDG-E in dem Bericht enthalten sein sollen, erscheint es je-
doch vor dem Hintergrund der gebotenen sorgfältigen Evaluation und des damit verbundenen erheblichen büro-
kratischen Aufwands notwendig, den Zeitraum auf sechs Monate auszudehnen.

16. Zum Gesetzentwurf allgemein

Das NetzDG-E richtet seinen Fokus auf die Rechtsdurchsetzung durch Betroffene gegenüber den sozialen
Netzwerken, soweit bestimmte strafbare Inhalte betroffen sind. Es sollten aber nicht nur Anforderungen an
Anbieter von sozialen Netzwerken erhöht werden, um strafbare Inhalte schneller zu entfernen, sondern
zusätzlich auch die strafrechtliche Verfolgung durch staatliche Einrichtungen vereinfacht werden. Der
Bundesrat fordert deshalb, dass im NetzDG-E auch das Verfahren der Zusammenarbeit sozialer Netzwerke
mit Staatsanwaltschaften und Strafverfolgungsbehörden mit definierten kurzen Reaktionszeiten verbind-
lich geregelt wird.
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17. Zum Gesetzentwurf allgemein

Der Bundesrat ist der Auffassung, dass es auf der Grundlage gesetzlicher Regelungen auch eine Aufgabe
von Plattformbetreibern ist, zum einen die schnelle Entfernung eines Inhalts, bei dem eine Strafbarkeit im
Raum steht, zu gewährleisten, zum anderen auch den Aufsichts- und Strafverfolgungsbehörden die not-
wendigen Informationen für ein Einschreiten an die Hand zu geben. Hierfür ist ein effizientes Beschwer-
deverfahren aufzusetzen, bei dem bereits bewährte Selbstregulierungsmechanismen einzubeziehen sind.

18. Zu Artikel 1 (§ 3 Absatz 2 Nummer 2 und 3 NetzDG)

Die im NetzDG-E vorgesehenen starren Verfahrensfristen von 24 Stunden beziehungsweise sieben Tagen
für die Sperrung rechtswidriger Inhalte tragen einer juristisch fundierten Prüfung nur eingeschränkt Rech-
nung. In Verbindung mit den hohen Bußgeldern (bis 50 Millionen Euro für Unternehmen und bis fünf
Millionen Euro für einzelne Mitarbeiter) könnte zudem ein Anreiz gesetzt werden, gemeldete Inhalte im
Zweifel sofort zu löschen, was zu einer neuen Gefährdungslage für die Meinungsfreiheit führen kann. Der
Bundesrat regt daher an, im weiteren Gesetzgebungsverfahren das im NetzDG-E vorgeschlagene Instru-
mentarium unter dem Aspekt der Verhältnismäßigkeit zu optimieren.

19. Zu Artikel 1 (§ 3 Absatz 2 Nummer 2 und 3 NetzDG)

Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzgebungsverfahren zu prüfen, ob bei den Fristen zur Löschung von
rechtswidrigen Inhalten weitere Ausnahmen vorgesehen werden sollten.

Begründung:

Die Überprüfung eines gemeldeten Inhalts auf seine Rechtswidrigkeit bedarf nicht unerheblicher juristischer An-
strengungen, da sich nur wenige gemeldete Beiträge als offensichtlich rechtswidrig herausstellen. Selbst ein vor-
dergründig rechtswidriger Inhalt wie die Abbildung einer Hakenkreuzflagge kann ein Auszug aus einem Ge-
schichtsbuch oder einer historischen Dokumentation sein, welcher der Berichterstattung über historische Vor-
gänge des Zeitgeschehens dient. Im Bereich der Straftaten gegen die persönliche Ehre zeigte sich die Schwierig-
keit einer Beurteilung in jüngster Vergangenheit bei der Diskussion um das Böhmermann-Gedicht, die sich in
einer längeren Prozessdauer widerspiegelt.

Durch die vorgegebenen Fristen von vierundzwanzig Stunden bzw. sieben Tagen darf es nicht zu rein vorsorgli-
chen Löschungen aus Zeitdruck kommen, insbesondere da gerade bei der Siebentagefrist keinerlei Ausnahmen
im Gesetz vorgesehen sind. Der Gesetzentwurf will die Betreiber nicht zu willkürlichen Löschungen verpflichten,
sondern nur zur Löschung solcher Inhalte, die sich nach einer eingehenden Prüfung als tatsächlich rechtswidrig
herausstellen. Um sicherzustellen, dass ausschließlich rechtswidrige Inhalte entfernt werden und eine rechtlich
fundierte Überprüfung der gemeldeten Beiträge möglich bleibt, bietet sich die Schaffung von Ausnahmetatbe-
ständen an. Allein durch die Einstellung weiterer Mitarbeiter zur rechtlichen Beurteilung kann dem Problem der
Löschfristen angesichts der zahlreichen Beiträge in sozialen Netzwerken und der fehlenden Begrenzung des Ge-
setzentwurfs auf inländische Beiträge nicht wirksam begegnet werden. Diese können im Internet Größenordnun-
gen von mehreren Milliarden pro Tag erreichen.

20. Zu Artikel 1 (§ 3 Absatz 4,
§ 4 Absatz 1 Nummer 4 bis 6 NetzDG)

Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzgebungsverfahren eine inhaltliche Konkretisierung der bußgeld-
bewehrten Verpflichtungen aus § 3 Absatz 4 NetzDG-E zu prüfen.

Begründung:

Das in Artikel 103 Absatz 2 des Grundgesetzes verankerte Bestimmtheitsgebot gilt nicht nur für Straf-, sondern
auch für Bußgeldtatbestände. Danach kann eine Tat nur dann sanktioniert werden, wenn die Strafbarkeit oder
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Bußgeldbewehrung gesetzlich bestimmt war, bevor die Tat begangen wurde. Dies verpflichtet den Gesetzgeber,
die Voraussetzungen der Ahndung so genau zu umschreiben, dass sich Tragweite und Anwendungsbereich der
Normen durch Auslegung ermitteln lassen. Dies schließt zwar die Verwendung unbestimmter, auslegungsbedürf-
tiger Rechtsbegriffe nicht aus, um der Vielgestaltigkeit des Lebens Rechnung zu tragen. Jedenfalls im Regelfall
muss der Normadressat aber anhand der gesetzlichen Regelung voraussehen können, ob ein Verhalten strafbar
oder als Ordnungswidrigkeit zu ahnden ist (vgl. BVerfG NJW 2005, 349).

Mit Blick auf die nach § 4 Absatz 1 Nummer 4 bis 6 NetzDG-E bußgeldbewehrten Verpflichtungen aus § 3 Ab-
satz 4 NetzDG-E ist vor diesem Hintergrund Folgendes anzumerken:

Gemäß § 4 Absatz 1 Nummer 4 NetzDG-E handelt ordnungswidrig, wer entgegen § 3 Absatz 4 Satz 1 NetzDG-E
den Umgang mit Beschwerden nicht oder nicht richtig überwacht. Da die entsprechende Gebotsnorm lediglich
vorsieht, dass der Umgang mit Beschwerden von der Leitung des sozialen Netzwerks durch monatliche Kontrol-
len überwacht werden muss, ist unklar, welche Anknüpfung dem Tatbestandsmerkmal „nicht richtig“ zugrunde
liegen soll. Insoweit ist eine inhaltliche Präzisierung der Kontrollpflichten erforderlich.

Nach § 4 Absatz 1 Nummer 5 NetzDG-E handelt ordnungswidrig, wer entgegen § 3 Absatz 4 Satz 2 NetzDG-E
eine organisatorische Unzulänglichkeit nicht oder nicht rechtzeitig beseitigt. Insoweit ist – ungeachtet der zwei-
felhaften Bestimmtheit des Tatbestandsmerkmals – nicht erkennbar, welche (weiteren) „organisatorischen Unzu-
länglichkeiten“ der Entwurf hiermit im Blick hat, wenn und weil bereits mit den Vorschriften von § 4 Absatz 1
Nummer 2 und 3 NetzDG-E das Vorhalten bzw. Zurverfügungstellen der relevanten Verfahren und Mechanismen
umfassend sanktioniert wird.

Gemäß § 4 Absatz 1 Nummer 6 NetzDG-E handelt ordnungswidrig, wer entgegen § 3 Absatz 4 Satz 3 NetzDG-E
eine Schulung oder eine Betreuung nicht oder nicht rechtzeitig anbietet. Da die entsprechende Gebotsnorm ledig-
lich vorsieht, dass den mit der Bearbeitung von Beschwerden beauftragten Personen von der Leitung des sozialen
Netzwerks regelmäßig, mindestens aber halbjährlich deutschsprachige Schulungs- und Betreuungsangebote ge-
macht werden müssen, bleibt offen, welchen konkreten Inhalt die genannten Angebote haben müssen. Eine in-
haltliche Präzisierung der korrespondierenden Pflicht wäre auch hier angebracht.

21. Zu Artikel 1 (§ 3 Absatz 2 Nummer 6 NetzDG)

Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzgebungsverfahren zu prüfen, ob die Verpflichtung der Betreiber
sozialer Netzwerke, Kopien rechtswidriger Inhalte unverzüglich zu entfernen oder zu sperren, mit europä-
ischem Recht vereinbar ist, und erforderlichenfalls Konkretisierungen vorzunehmen.

Begründung:

Artikel 15 Absatz 1 der Richtlinie 2000/31/EG („eCommerce-Richtlinie“) verbietet den Mitgliedstaaten, Dienste-
anbietern allgemeine Pflichten aufzuerlegen, die von ihnen gespeicherten oder übermittelten Daten zu überwa-
chen oder aktiv nach Umständen zu forschen, die auf eine rechtswidrige Tätigkeit hinweisen. Es bestehen Zweifel,
dass die Entfernung von Kopien rechtswidriger Inhalte in jedem Fall ohne eine laufende aktive Überwachung des
gesamten Datenverkehrs möglich ist. So stellt sich die Frage, wie der Begriff der Kopie zu verstehen ist. Wird ein
und derselbe rechtswidrige Inhalt unter verschiedenen Meldungen in einem sozialen Netzwerk veröffentlicht,
stellen sich alle diese Postings als Veröffentlichung dieses einen rechtswidrigen Inhalts dar. Wird jedoch nur eines
der Postings als rechtswidrig gemeldet, könnte der Betreiber des sozialen Netzwerks nicht ohne aktive Überwa-
chung herausfinden, ob der Nutzer gleichlautende Inhalte (mithin Kopien) unter anderen Meldungen veröffent-
licht hat.

22. Zu Artikel 1 (§ 3 NetzDG)

Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzgebungsverfahren zu prüfen, wie der von einer Entfernung oder
Zugangssperrung eines inkriminierten Inhalts betroffene Nutzer die Möglichkeit zur Stellungnahme bezie-
hungsweise zum Widerspruch erhält.
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Begründung:

Der Entwurf des NetzDG, speziell § 3, enthält umfassende und detaillierte Vorgaben zur Berücksichtigung der
Einwände von Beschwerdeführern. Der betroffene Nutzer wird entsprechend § 3 Absatz 2 Nummer 5 nur über
die Entscheidung (mit Begründung) informiert. Eine Möglichkeit der Stellungnahme oder des Widerspruchs ist
nicht vorgesehen. Dies ist weniger ein Problem bei offensichtlich rechtswidrigen Inhalten als ein Problem bei
(nur) rechtswidrigen Inhalten. Für diese ist deshalb auch aus gutem Grund eine Prüffrist von bis zu sieben Tagen
vorgesehen.

Die korrekte Feststellung der Rechtswidrigkeit ist für die Vielzahl der unter § 1 Absatz 3 NetzDG-E angeführten
Tatbestände selbst von versierten Fachleuten nicht immer zweifelsfrei zu leisten.

Da eine nicht erfolgte Löschung oder Sperrung eines beanstandeten Inhalts mit einem hohen Bußgeld bewehrt
ist, kann davon ausgegangen werden, dass Inhalte vorsichtigerweise auch gelöscht werden, wenn diese nicht die
Kriterien der Rechtswidrigkeit erfüllen. Die rechtsstaatlichen Prinzipien gebieten es, dass einem Betroffenen die
Möglichkeit zur Stellungnahme beziehungsweise zum Widerspruch gegeben wird.

23. Zu Artikel 1 (§ 4 Absatz 5 NetzDG)

In Artikel 1 ist § 4 Absatz 5 zu streichen.

Begründung:

Die Prüfung der rechtlichen Voraussetzungen für den Erlass eines Bußgeldbescheides ist ureigenste Aufgabe der
für die Verfolgung und Ahndung der Ordnungswidrigkeit zuständigen Verwaltungsbehörde. Die Gerichte werden
nur auf einen Einspruch des Betroffenen gegen den Bußgeldbescheid tätig.

Hiervon weicht § 4 Absatz 5 NetzDG-E für den Fall ab, dass ein Bußgeldbescheid auf die Rechtswidrigkeit eines
nicht entfernten oder gesperrten Inhalts gestützt werden soll. Die Vorschrift sieht hierfür ein „Vorabentschei-
dungsverfahren“ vor dem Gericht, das über einen Einspruch gegen den Bußgeldbescheid zu entscheiden hätte
(also: dem Amtsgericht Bonn als Sitz des Bundesamtes für Justiz, § 68 Absatz 1 OWiG), vor. Gegenstand des
Vorabentscheidungsverfahrens soll die Frage sein, ob der umstrittene Inhalt den objektiven Tatbestand einer der
in § 1 Absatz 3 NetzDG-E genannten Strafvorschriften erfüllt. In der Einzelbegründung zu § 4 Absatz 5 NetzDG-
E heißt es hierzu, dass nach der Kompetenzverteilung des Grundgesetzes allein die Gerichte dazu berufen seien,
über die Strafbarkeit einer Handlung zu entscheiden.

Diese Begründung trägt verfassungsrechtlich nicht. Aus Artikel 92 des Grundgesetzes folgt nur, dass die Verhän-
gung von Kriminalstrafen den Gerichten vorbehalten ist (vgl. BVerfGE 22, 49 <80 f.>). Das Bußgeldverfahren
ist aber kein Strafverfahren; daher können Ordnungswidrigkeiten von einer Verwaltungsbehörde verfolgt werden
(vgl. BVerfGE 8, 195 <207>). Den rechtsstaatlichen Erfordernissen ist dadurch Rechnung getragen, dass gegen
den Bußgeldbescheid auf Einspruch eine gerichtliche Entscheidung erfolgt (vgl. BVerfGE 8, 195 <207 f.>).

Das Verfahren nach § 4 NetzDG-E ist ein Bußgeldverfahren. Es ändert seinen Charakter nicht deshalb, weil bei
der Bußgeldentscheidung inzident geprüft werden muss, ob das Verhalten eines Dritten (hier: des Nutzers, der
einen bestimmten Inhalt eingestellt hat) objektiv einen Straftatbestand erfüllt.

Dass Verwaltungsbehörden bei ihren Entscheidungen als inzidente Vorfrage die Erfüllung objektiver Straftatbe-
stände prüfen müssen, ist nicht selten. Ein gerichtliches „Vorabentscheidungsverfahren“ hat der Gesetzgeber den-
noch nirgendwo vorgesehen. Dies gilt auch in Fällen, die mit dem vorliegenden Sachverhalt insoweit vergleichbar
sind, als es auch in ihnen um die Erfüllung bestimmter objektiver Straftatbestände durch Medieninhalte als Vo-
raussetzung für den Erlass eines Bußgeldbescheides geht (vgl. § 24 Jugendmedienschutz-Staatsvertrag). Über-
zeugende Gründe, ein solches „Vorabentscheidungsverfahren“ nun gerade im NetzDG-E erstmals vorzusehen,
sind nicht ersichtlich.

Für eine Klärung grundsätzlicher Fragen darüber, welche Äußerungen in sozialen Netzwerken strafbar sind und
welche nicht, wäre eine erst- und letztinstanzliche Entscheidung eines Einzelrichters am Amtsgericht (vgl. § 4
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Absatz 5 NetzDG-E in Verbindung mit § 68 OWiG) auch nicht das geeignete Instrument. Das Einspruchsverfah-
ren gegen den Bußgeldbescheid, an dessen Ende der betroffene Netzwerkanbieter mittels einer Verfassungsbe-
schwerde auch das Bundesverfassungsgericht anrufen kann, ist diesbezüglich weitaus wirksamer.

Selbst für den Einzelfall könnte die Vorabentscheidung keine Rechtssicherheit schaffen, denn sie wäre nach § 4
Absatz 5 Satz 2 NetzDG-E nur für die Verwaltungsbehörde bindend, nicht aber für den Netzwerkanbieter oder
das Gericht, das später über einen Einspruch gegen den Bußgeldentscheid zu entscheiden hat. Es bestünde daher
die Gefahr divergierender Entscheidungen im Vorabentscheidungsverfahren und im Einspruchsverfahren.

24. Zu Artikel 1 (§ 5 Satz 2 NetzDG)

In Artikel 1 ist in § 5 Satz 2 nach den Wörtern „ist eine“ das Wort „deutschsprachige“ einzufügen.

Begründung:

Der Gesetzentwurf der Bundesregierung sieht die Verpflichtung der Betreiber aller sozialen Netzwerke vor, für
Auskunftsersuchen einer inländischen Strafverfolgungsbehörde eine empfangsberechtigte Person im Inland zu
benennen.

Diese Verpflichtung beinhaltet nach diesseitiger Auffassung wegen der Formulierung „im Inland“ bereits, dass
diese Person auch deutschsprachig sein muss. Aus Klarstellungsgesichtspunkten ist der Satz um das Wort
„deutschsprachig“ zu ergänzen. Dies entspricht auch der Begründung des Gesetzentwurfs, nach der eines der
Hauptprobleme bei der Rechtsdurchsetzung in sozialen Netzwerken das Fehlen verantwortlicher Ansprechpartner
der sozialen Netzwerke ist. Die Benennung eines Ansprechpartners soll „die Möglichkeiten einer freiwilligen
unmittelbaren Kooperation zwischen Strafverfolgungsbehörden und Providern“ verbessern (S. 25 der Begrün-
dung des Gesetzentwurfs).

Die unmittelbare Kooperation lässt sich aber nur dann effektiv verbessern, wenn dieser Ansprechpartner mit den
Strafverfolgungsbehörden auch in deutscher Sprache kommunizieren kann. Denn die Erfahrung zeigt, dass das
Verfassen von Auskunftsersuchen durch die Strafverfolgungsbehörden und die Rückübersetzung von Nachfragen
oder Antworten seitens der Provider schon in einer Standardsprache wie Englisch zu Verzögerungen und Miss-
verständnissen führen kann. Sollte der Ansprechpartner im Inland noch nicht einmal der englischen (und nicht
der deutschen) Sprache mächtig sein, wäre eine unmittelbare und rasche Verständigung sogar noch schwieriger.

25. Zu Artikel 1 (§ 5 NetzDG)

Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzgebungsverfahren zu prüfen, ob die Regelung des § 5 NetzDG-E
weiter gefasst werden sollte. Der Bundesrat ist der Ansicht, dass nicht lediglich – wie derzeit vorgesehen
– die Pflicht zur Benennung eines Zustellungsbevollmächtigten gegenüber der Verwaltungsbehörde, der
Staatsanwaltschaft, sowie den im Bußgeld- und Zivilverfahren zuständigen Gerichten im konkreten Ein-
zelfall vorgesehen werden sollte. Vielmehr sollten die Anbieter sozialer Netzwerke mit Wirkung für Jeder-
mann und losgelöst vom Einzelfall verpflichtet werden, auf ihrer Homepage leicht auffindbar einen inlän-
dischen Zustellungsbevollmächtigten zu benennen.

Begründung:

Die Regelung des § 5 NetzDG-E sieht lediglich die Pflicht vor, im jeweiligen Fall gegenüber der Verwaltungsbe-
hörde, der Staatsanwaltschaft, sowie den im Bußgeldverfahren und im Zivilverfahren zuständigen Gerichten einen
inländischen Zustellungsbevollmächtigten unverzüglich zu benennen.

Die vorgesehene Regelung geht – jedenfalls was das Zivilverfahren angeht – nicht nennenswert über die ohnehin
schon in § 184 ZPO enthaltene Regelung zur Benennung eines Zustellungsbevollmächtigten hinaus. Will etwa
ein Betroffener eine einstweilige Verfügung beantragen, etwa weil der Anbieter des sozialen Netzwerks der Lö-
schungsaufforderung nicht nachkommt, hat er keine Möglichkeit, eine Parteizustellung an einen Zustellungsbe-
vollmächtigten im Inland vorzunehmen (§ 922 Absatz 2 i. V. m. § 936 ZPO, § 181 ZPO), denn ihm gegenüber
besteht nach der derzeitigen Fassung des Gesetzes keine Verpflichtung, einen derartigen Zustellungsbevollmäch-
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tigten zu benennen. Es bleibt dem Betroffenen in diesem Fall nur eine eigene Auslandszustellung oder die Bean-
tragung einer Auslandszustellung (§ 183 ZPO). Eine Auslandszustellung ist aber insbesondere außerhalb Europas
mit oft ganz erheblichen Zeitverzögerungen und Problemen verbunden und auch innerhalb Europas muss mit
spürbaren – und gerade in Verfahren des einstweiligen Rechtsschutzes nicht hinnehmbaren – Verzögerungen ge-
rechnet werden. Darüber hinaus wäre auch im Rahmen außergerichtlicher Auseinandersetzungen mit dem Betrei-
ber eines sozialen Netzwerks für Betroffene von „Hate Speech“ die Benennung eines verbindlichen Ansprech-
partners im Inland wünschenswert.

Vor diesem Hintergrund erscheint es sinnvoll und angezeigt, die Unternehmen generell mit Wirkung für Jeder-
mann dazu zu verpflichten, auf ihrer Homepage leicht auffindbar einen inländischen Zustellungsbevollmächtigten
zu benennen.

Hierfür sprechen zudem auch verfahrensökonomische Gesichtspunkte. Die Unternehmen müssen einen derartigen
Bevollmächtigten auch nach dem derzeitigen Entwurf vorhalten. Sie müssen ihn aber immer wieder auf konkrete
Nachfrage von Behörden und Gerichten in jedem Einzelfall erneut benennen und diese müssen ihn in jedem Ein-
zelfall erfragen. Die einmalige und dauerhafte Benennung auf der eigenen Homepage würde daher auch für die
betroffenen Behörden, Gerichte und Unternehmen selbst eine deutliche Vereinfachung bedeuten und Verwal-
tungsaufwand in jedem Einzelfall sparen.

26. Zu Artikel 1 (§ 6 Absatz 2 NetzDG)

In Artikel 1 ist in § 6 Absatz 2 die Angabe „drei“ durch die Angabe „sechs“ zu ersetzen.

Begründung:

Der Entwurf des Netzwerkdurchsetzungsgesetzes stellt die nach dem Gesetz Verpflichteten und die für die Ver-
folgung der Ordnungswidrigkeiten zuständige Verwaltungsbehörde vor erhebliche organisatorische Herausforde-
rungen. Nicht zuletzt vor dem Hintergrund der hohen Bußgeldbewehrung wäre es unbillig, den Betreibern sozialer
Netzwerke für die Umsetzung der Anforderungen eine Frist von unter einem halben Jahr ab Inkrafttreten zu set-
zen.

27. Zu Artikel 2 (§ 14 Absatz 2 TMG)

Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzgebungsverfahren zu prüfen, ob die geplante Änderung des § 14
Absatz 2 des Telemediengesetzes erforderlich ist und in Zusammenhang mit der Zielsetzung des Gesetzes
steht.

Begründung:

Die Ausweitung des Auskunftsanspruchs gemäß § 14 Absatz 2 des Telemediengesetzes auf absolut geschützte
Rechte ist angesichts ihrer Tragweite genau zu prüfen. Anders als das Netzwerkdurchsetzungsgesetz verpflichtet
das Telemediengesetz alle Diensteanbieter. Dadurch droht eine faktische Abschaffung der Möglichkeit der ano-
nymen und pseudonymen Meinungsäußerung im Internet. Dies wäre insbesondere vor dem Hintergrund anony-
mer Berichterstattung äußerst bedenklich, wodurch sich verfassungsrechtliche Fragestellungen ergeben können.

Gesetzesentwurf der Bundesregierung – BT-Drucks. 18/12727 v. 14.06.2017

271

https://doi.org/10.5771/9783748909477-207 https://www.inlibra.com/de/agb - Open Access - 

https://doi.org/10.5771/9783748909477-207
https://www.inlibra.com/de/agb
https://creativecommons.org/licenses/by/4.0/


Drucksache 18/12727 – 26 – Deutscher Bundestag – 18. Wahlperiode

Anlage 5

Gegenäußerung der Bundesregierung

Die Bundesregierung äußert sich zu der Stellungnahme des Bundesrates wie folgt:

Zu Nummer 1 (Zum Gesetzentwurf insgesamt – Erfüllungsaufwand)

Die Schätzung des Erfüllungsaufwands des Gesetzes beruht auf den Annahmen in der Gesetzesbegründung. Da
es derzeit keine gesetzliche Verpflichtung der sozialen Netzwerke zu Transparenzberichten oder ähnlichem über
den Umgang mit Beschwerden im Hinblick auf rechtswidrige Inhalte gibt, fehlt es weitgehend an entsprechenden
belastbaren Angaben der Netzwerke. § 2 NetzDG führt entsprechende Berichtspflichten ein. Die Bundesregierung
geht davon aus, dass die nach § 2 NetzDG zu erstellenden Berichte zukünftig eine genauere Schätzung des Erfül-
lungsaufwands (insbes. im Rahmen der üblichen Nachmessung durch das Statistische Bundesamt und der geplan-
ten Evaluierung des Gesetzes) ermöglichen werden.

Zu den Nummern 2 bis 5 (Zum Gesetzentwurf allgemein)

Die Bundesregierung nimmt die Ausführungen des Bundesrates zur Kenntnis.

Zu Nummer 6 (Zum Gesetzentwurf allgemein)

Ein Konflikt mit dem Medienrecht bzw. der Medienaufsicht der Länder besteht nach Auffassung der Bundesre-
gierung nicht. Das NetzDG reguliert nicht unmittelbar die Verbreitung von Inhalten in sozialen Netzwerken. Den
Erstellern der fraglichen Inhalte, d. h. den Nutzerinnen und Nutzern werden keine neuen Vorgaben gemacht. Es
werden auch keine neuen Vorgaben geschaffen, welche Inhalte die sozialen Netzwerke auf ihren Plattformen
verbreiten dürfen. Erst recht werden keine diesbezüglichen Anordnungsbefugnisse für Behörden geschaffen. Im
Mittelpunkt stehen vielmehr Compliance-Vorgaben, wie die sozialen Netzwerke mit Beschwerden bezüglich der
von ihren Nutzerinnen und Nutzern eingestellten Inhalte vorgehen sollen.

Die Zuständigkeit des Bundesamtes für Justiz (BfJ) nach § 4 Absatz 4 NetzDG für die Verfolgung von Ordnungs-
widrigkeiten nach § 4 Absatz 1 NetzDG führt somit nicht zu Überschneidungen mit den Zuständigkeiten der Lan-
desbehörden für Anordnungen gegen Anbieter von Telemedien nach § 20 Absatz 4 des Jugendmedienschutz-
Staatsvertrages (JMStV) in Verbindung mit § 59 Absatz 4 des Rundfunkstaatsvertrages (RfStV). Nach diesen
Vorschriften können die zuständigen Landesbehörden „Maßnahmen zur Sperrung von Angeboten … auch gegen
den Diensteanbieter von fremden Inhalten nach den §§ 8 bis 10 des Telemediengesetzes“ richten, d. h. insbeson-
dere Angebote bzw. Inhalte untersagen und deren Sperrung anordnen, § 20 Absatz 4 JMStV, § 59 Absatz 4 in
Verbindung mit Absatz 3 RfStV.

Entsprechende Anordnungsbefugnisse eröffnet das NetzDG dem BfJ gerade nicht. Das BfJ ist einzig zuständig
für die Verfolgung und Ahndung der in § 4 Absatz 1 NetzDG genannten Ordnungswidrigkeiten. Anordnungsbe-
fugnisse bestehen nicht.

Das Netzwerkdurchsetzungsgesetz ist nicht zustimmungsbedürftig. Insbesondere liegt kein Fall des Artikels 84
Absatz 1 Satz 5 des Grundgesetzes vor, da das NetzDG nicht durch die Länder ausgeführt wird.

Zu Nummer 7 (Zum Gesetzentwurf allgemein)

Die Bundesregierung hat Zweifel, ob die Einbindung eines staatsfernen Systems der regulierten Selbstregulierung
vorliegend zielführend sein kann. Sie weist darauf hin, dass die Vorschrift des § 20 Absatz 5 JMStV, die ein
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mögliches Vorbild sein könnte, die Privilegierungswirkung der Unterwerfung unter eine Selbstkontrolleinrich-
tung gerade nicht vorsieht für die absolut unzulässigen Inhalte im Sinne von § 4 Absatz 1 JMStV. Bei diesen von
der Selbstregulierung ausgenommenen Inhalten handelt es sich überwiegend um Inhalte, deren Verbreitung einen
Straftatbestand erfüllen kann. Von der Selbstregulierung ausgenommen sind also gerade diejenigen strafbaren
Inhalte, die vom NetzDG erfasst werden. Die Einbeziehung des NetzDG in ein System regulierter Selbstregulie-
rung würde also zu einem Wertungswiderspruch mit dem Jugendmedienschutzstaatsvertrag führen.

Die Bundesregierung hat darüber hinaus auch die begründete Sorge, dass mit einer entsprechenden Selbstregulie-
rung Verzögerungseffekte einhergehen würden, die im Bereich der strafbaren Inhalte des NetzDG nicht hinnehm-
bar wären. Aus den genannten Gründen lehnt die Bundesregierung eine entsprechende Umgestaltung des NetzDG
im laufenden Gesetzgebungsverfahren ab.

Zu Nummer 8 (Zum Gesetzentwurf allgemein)

Die Bundesregierung hat Bedenken gegen den Vorschlag des Bundesrates, eine § 20 Absatz 1 JMStV entspre-
chende Ermächtigung vorzusehen, auf deren Grundlage die Landesmedienanstalten die für den Vollzug des
NetzDG erforderlichen Maßnahmen treffen können. Die Überwachungsbefugnis nach § 3 Absatz 5 NetzDG ent-
hält bereits Aufsichtselemente. Es kann nicht ausgeschlossen werden, dass eine zusätzliche Aufsicht durch die
Landesmedienanstalten zu ineffizienten Parallelstrukturen führen würde. Außerdem würde die vorgeschlagene
Ausweitung des NetzDG um eine präventiv ausgerichtete Anordnungsbefugnis den Charakter des Gesetzes maß-
geblich ändern. Schließlich eröffnet der Jugendmedienschutzstaatsvertrag den Ländern bereits nach geltendem
Recht eine Aufsicht durch die Landesmedienanstalten über die Angebote von Telemediendiensten. Die unzuläs-
sigen Angebote gemäß § 4 Absatz 1 JMStV sind in vielerlei Hinsicht deckungsgleich mit dem Straftatenkatalog
des § 1 Absatz 3 NetzDG, so dass nicht ersichtlich ist, dass die Einräumung weiterer Aufsichtsbefugnisse im
Rahmen des Vollzugs des NetzDG den Ländern in der Sache eine wesentliche Erweiterung ihrer medienrechtli-
chen Kompetenzen bringen würde.

Zu Nummer 9 (Zum Gesetzentwurf insgesamt)

Die Zweifel des Bundesrates bezüglich Beschränkungseffekten für die Informations- und Meinungsfreiheit nimmt
die Bundesregierung zur Kenntnis. Nach Auffassung der Bundesregierung sind Kollateralschäden für die Kom-
munikationsfreiheiten durch sogenanntes Overblocking nicht zu befürchten. Maßgeblich ist insofern, dass grund-
sätzlich nicht ein einzelnes (fehlerhaftes) Nichtlöschen bußgeldbewehrt ist, sondern nur systemisches Versagen
(z. B. kein Vorhalten eines Beschwerdemanagements). Hinzu kommt, dass nur schuldhafte Verstöße gegen die
Compliance-Vorgaben Ordnungswidrigkeiten darstellen. Schließlich ist das eigene wirtschaftliche Interesse der
sozialen Netzwerke zu beachten, nicht zu weitgehend Inhalte zu entfernen. Die Bundesregierung wird jedoch
prüfen, ob weitere Mechanismen zum Schutz vor einem auch aus Sicht der Bundesregierung unerwünschten Over-
blocking sinnvoll sind, z. B. durch noch stärkere Klarstellung, dass Bußgelder nur bei systemischem Versagen
drohen.

Zudem wird die Bundesregierung prüfen, inwiefern die in § 3 Absatz 5 NetzDG angelegte Überwachungsbefugnis
auch auf etwaige Overblocking-Effekte erstreckt werden kann. Denkbar wäre hier auch ein Monitoring des Um-
gangs der sozialen Netzwerke mit Wiederherstellungsansprüchen von Nutzerinnen und Nutzern, d. h. wenn diese
geltend machen, dass ihre Inhalte zu Unrecht gelöscht wurden und deren Wiedereinstellung begehren.

Zu Nummer 10 (Artikel 1 – Einrichtung einer Clearingstelle)

Die Bundesregierung wird die Prüfbitte des Bundesrates, wie einer vorsorglichen Löschung nicht offensichtlich
rechtswidriger Inhalte wirksam entgegen getreten werden kann, im weiteren Verlauf des Gesetzgebungsverfah-
rens berücksichtigen. Nach Auffassung der Bundesregierung liegt ein Verhindern der Löschung tatsächlich recht-
mäßiger Inhalte zunächst im eigenen Interesse der sozialen Netzwerke. Insofern ist zu erwarten, dass soziale
Netzwerke Anstrengungen in diese Richtung unternehmen werden. Da das NetzDG grundsätzlich nicht das ein-
zelne Nichtlöschen zur Ordnungswidrigkeit erhebt, sondern nur systemisches Versagen, besteht auch kein tat-
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sächlicher Anreiz, „vorsorglich“ rechtmäßige Inhalte zu löschen. Dies wird auch daran deutlich, dass nur schuld-
hafte Verstöße gegen die Compliance-Vorgaben zu einem Bußgeld führen können, § 4 Absatz 1 NetzDG. Schließ-
lich wirkt das gerichtliche Vorabentscheidungsverfahren in § 4 Absatz 5 NetzDG wie ein Filter zugunsten der
sozialen Netzwerke und damit möglichen Anreizen, „vorsorglich“ zu weitgehend zu löschen, entgegen: denn was
das Gericht in dem Vorabentscheidungsverfahren nicht als rechtswidrigen Inhalt im Sinne von § 1 Absatz 3
NetzDG erkennen kann, wird auch nicht (in Bezug auf die Nichtlöschung) Grundlage für ein Bußgeld sein können.

Die Bundesregierung wird zudem, wie in den Ausführungen zu Nummer 9 dargetan, prüfen, ob weitere Klarstel-
lungen vorgenommen werden sollten, um die Gefahr eines „vorsorglichen Löschens“ auszuschließen und insbe-
sondere die Verbindlichkeit der Sieben-Tages-Frist in § 3 Absatz 2 Nummer 3 NetzDG prüfen, um gegebenenfalls
den sozialen Netzwerken für die Prüfung schwieriger Grenzfälle mehr Zeit zu geben.

Auch wird die Bundesregierung prüfen, ob Ergänzungen notwendig sind, um die Wiederherstellung zu Unrecht
gelöschter Inhalte abzusichern. So wird die Bundesregierung prüfen, inwiefern die in § 3 Absatz 5 NetzDG ange-
legte Überwachungsbefugnis auch auf etwaige Overblocking-Effekte erstreckt werden kann. Denkbar wäre hier
auch ein Monitoring des Umgangs der sozialen Netzwerke mit Wiederherstellungsansprüchen von Nutzerinnen
und Nutzern, wenn diese darauf hinweisen, dass ihre Inhalte zu Unrecht gelöscht wurden und Wiedereinstellung
der Inhalte begehren.

Zu Nummer 11 (Artikel 1 – Verhältnis des Netzwerkdurchsetzungsgesetzes zum Telemediengesetz)

NetzDG und TMG bestehen unabhängig nebeneinander.

§ 7 Absatz 2 Satz 1 TMG stellt lediglich klar, dass den Diensteanbietern keine allgemeinen Überwachungspflich-
ten auferlegt werden dürfen. Solche allgemeinen Überwachungspflichten folgen aus dem NetzDG gerade nicht.
Das NetzDG verpflichtet nicht zu einer allgemeinen Überwachung der Inhalte auf der eigenen Plattform, sondern
lediglich dazu, ein effektives Beschwerdeverfahren zur Verarbeitung von Nutzerbeschwerden vorzuhalten. Die
Nutzerbeschwerden beziehen sich auf einzelne Inhalte, d. h. lösen eng umgrenzte Handlungsobliegenheiten aus,
so dass von einer allgemeinen Überwachungspflicht keine Rede sein kann. Die Bundesregierung weist darauf hin,
dass auch die Handlungsobliegenheiten, die einen Hostprovider nach Hinweis auf eine Rechtsverletzung aufgrund
der sogenannten Störerhaftung treffen, nach der Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes (BGH) keinen Verstoß
gegen das Verbot der allgemeinen Überwachungspflichten implizieren, da es eben nur um Handlungsobliegen-
heiten in spezifischen Fällen geht.

Zu den Nummern 12 bis 13 (Artikel 1 – § 1 Absatz 1 Satz 1 NetzDG; § 1 Absatz 2 NetzDG)

Der Begriff des sozialen Netzwerks wird in § 1 Absatz 1 NetzDG definiert. Der im Ansatz weite Anwendungs-
bereich wird erheblich eingeschränkt durch das Merkmal der Ermöglichung des Austauschs beliebiger Inhalte.
Insofern ist nicht allein auf die technische Möglichkeit des Einstellens von beliebigen Inhalten abzustellen, son-
dern ob dies auch der Zielsetzung der Anbieter entspricht, dies entsprechend zu „ermöglichen“. Anbieter von
Plattformen, die nach ihrer rechtlichen oder tatsächlichen Gestaltung darauf angelegt sind, dass nur spezifische
Inhalte verbreitet werden, fallen nicht darunter. Daher fallen z. B. berufliche Netzwerke, Fachportale, Online-
Spiele, Verkaufsplattformen nicht in den Anwendungsbereich.

Durch das eingrenzende Tatbestandsmerkmal der „Plattformen“ ist zugleich klargestellt, dass Individualkommu-
nikation (z. B. E-Mail- oder Messengerdienste) nicht erfasst sind. Denn der Begriff der Plattform verweist nach
dem allgemeinen Sprachgebrauch auf Kommunikationsräume, wo sich Kommunikation typischerweise an eine
Mehrzahl von Adressaten richtet bzw. zwischen diesen stattfindet.

Die Bundesregierung wird prüfen, ob die Definition der sozialen Netzwerke im Gesetzeswortlaut im Sinne der
obigen Ausführungen klargestellt werden kann.

Die Bundesregierung wird auch prüfen, ob eine Konkretisierung der sogenannten De-minimis-Schwelle in § 1
Absatz 2 NetzDG (zwei Millionen Nutzer) erfolgen soll.
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Zu Nummer 14 (Artikel 1 – § 1 Absatz 3 NetzDG)

Die Bundesregierung wird die vorgeschlagene Streichung von § 269 des Strafgesetzbuches im Katalog des § 1
Absatz 3 NetzDG prüfen.

Die gleichfalls vorgeschlagene Erweiterung des ohnehin schon weit gefassten Straftatenkatalogs in § 1 Absatz 3
NetzDG wird die Bundesregierung prüfen, lehnt jedoch eine Berücksichtigung im laufenden Gesetzgebungsvor-
haben ab. Die Aufnahme weiterer Straftatbestände in den Katalog des § 1 Absatz 3 NetzDG bedarf intensiver
Prüfung.

Zu Nummer 15 (Artikel 1 – § 2 Absatz 1 Satz 1 NetzDG)

Die Bundesregierung lehnt den Vorschlag des Bundesrates ab. Die vierteljährlichen Berichte erscheinen notwen-
dig, um ausreichend Transparenz im Umgang mit Beschwerden durch die sozialen Netzwerke zu gewährleisten.

Zu den Nummern 16 bis 17 (Zum Gesetzentwurf allgemein)

Die Bundesregierung hält eine Regelung verbindlicher Reaktionszeiten der sozialen Netzwerke gegenüber den
Strafverfolgungsbehörden sowie Mitteilungspflichten der Anbieter sozialer Netzwerke gegenüber Strafverfol-
gungsbehörden im NetzDG derzeit nicht für zielführend. Zunächst bedürfte es weiterer – auch rechtstatsächlicher
– Prüfung, ob die bestehenden Instrumentarien der Strafverfolgungsbehörden, um die sozialen Netzwerke zur
zügigen Mitwirkung anzuhalten, ausreichend sind und weiter ausgeschöpft werden müssen oder gegebenenfalls
die entsprechenden Regelungen ergänzt werden müssen. Die Bundesregierung weist in diesem Zusammenhang
außerdem darauf hin, dass sie die freiwillige Zusammenarbeit der sozialen Netzwerke mit den Strafverfolgungs-
behörden beobachtet und neue Informationspflichten der Netzwerke prüft.

Zu Nummer 18 (Artikel 1 – § 3 Absatz 2 Nummer 2 und 3 NetzDG)

Bezüglich der vom Bundesrat angesprochenen Gefahr, dass im Zweifel sofort gelöscht werden könnte, wird auf
die Stellungnahme zu Nummer 9 verwiesen.

Zu Nummer 19 (Artikel 1 – § 3 Absatz 2 Nummer 2 und 3 NetzDG)

Es wird auf die Stellungnahme zu Nummer 9 verwiesen.

Zu Nummer 20 (Artikel 1 – § 3 Absatz 4, § 4 Absatz 1 Nummer 4 bis 6 NetzDG)

Die Bundesregierung wird prüfen, ob der Bußgeldtatbestand des § 4 Absatz 1 Nummer 5 NetzDG konkretisiert
werden kann. Im Übrigen sieht die Bundesregierung keinen Anlass für eine erneute Prüfung. Die Pflicht zur
Überwachung des Umgangs mit Beschwerden durch monatliche Kontrollen (§ 3 Absatz 4 Satz 1 NetzDG) ist
durch den klaren zeitlichen Rahmen konkret gefasst. Die Pflicht zum Angebot von Schulungs- und Betreuungs-
angeboten (§ 3 Absatz 4 Satz 3) ist durch die klaren zeitlichen Vorgaben hinreichend konkret.

Zu Nummer 21 (Artikel 1 – § 3 Absatz 2 Nummer 6 NetzDG)

Die Bundesregierung hat die Vereinbarkeit des Gesetzesentwurfs mit europarechtlichen Vorgaben geprüft. Ein
Konflikt des Gebots der Kopienlöschung mit Artikel 15 Absatz 1 der Richtlinie 2000/31/EG (E-Commerce-RL)
besteht nicht. Denn es geht nicht um inhaltlich und zeitlich unbegrenzte Überwachungspflichten, sondern spezi-
fische Pflichten, die zeitlich und inhaltlich stark eingeschränkt sind. Die Netzwerke werden lediglich zu einer
einmaligen Handlung im Nachgang der Beschwerde verpflichtet, die begrenzt ist auf identische Kopien. Dass
solche spezifischen Prüfpflichten mit Artikel 15 Absatz 1 E-Commerce-RL vereinbar sind, entspricht der Recht-
sprechung des BGH und des Europäischen Gerichtshofs. Nach Auffassung der Bundesregierung ist § 3 Absatz 2
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Nummer 6 NetzDG auch mit Artikel 14 E-Commerce-RL vereinbar, weil Artikel 14 Absatz 3 Alternative 2
E-Commerce-RL den Mitgliedstaaten die Möglichkeit offen hält, „Verfahren für die Entfernung einer Informa-
tion“ festzulegen. Nach Erwägungsgrund 48 der E-Commerce-RL bleibt die Möglichkeit unbenommen, „daß die
Mitgliedstaaten von Diensteanbietern, die von Nutzern ihres Dienstes bereitgestellte Informationen speichern,
verlangen, die nach vernünftigem Ermessen von ihnen zu erwartende und in innerstaatlichen Rechtsvorschriften
niedergelegte Sorgfaltspflicht anzuwenden, um bestimmte Arten rechtswidriger Tätigkeiten aufzudecken und zu
verhindern.“

Zu Nummer 22 (Artikel 1 – § 3 NetzDG)

Die Bundesregierung wird das Anliegen des Bundesrates prüfen (auf die Stellungnahme zu Nummer 9 wird ver-
wiesen).

Zu Nummer 23 (Artikel 1 – § 4 Absatz 5 NetzDG)

Die Bundesregierung lehnt den Vorschlag des Bundesrates ab.

Das in § 4 Absatz 5 NetzDG eingeführte Vorabentscheidungsverfahren stellt zwar eine gesetzestechnische Aus-
nahme dar. Allerdings hält die Bundesregierung daran fest, dass die Regelung in dem vom NetzDG erfassten
grundrechtssensiblen Bereich sinnvoll ist. Bei Meinungsverschiedenheiten zwischen sozialem Netzwerk und
Bußgeldbehörde darüber, ob Inhalte rechtswidrig im Sinne des § 1 Absatz 3 NetzDG sind, soll ein Gericht ent-
scheiden, bevor die Bußgeldbehörde das Nichtlöschen von Inhalten als Begründung für fehlende Compliance
heranziehen darf. Damit bleibt die Beurteilung der Strafrechtsrelevanz von Inhalten im Streitfall von Anfang an
den Gerichten und nicht der Bußgeldbehörde vorbehalten.

Das Vorabentscheidungsverfahren stellt zudem einen wichtigen zusätzlichen Mechanismus dar, damit es nicht
voreilig zu unbegründeten Löschungen (Overblocking) kommt. Denn das Vorabentscheidungsverfahren fungiert
wie ein Filter: Wenn das Gericht etwas nicht als rechtswidrig erkennen kann, kann dies nicht zu Lasten des sozi-
alen Netzwerkes gehen. Dieser Filter wirkt zu Gunsten der Meinungsfreiheit, da er Anreize zum Overblocking
vermindert. Das Vorabentscheidungsverfahren ist auch nicht deshalb überflüssig, weil jedes Bußgeld auf Grund-
lage des NetzDG ohnehin mit den hergebrachten Rechtsbehelfen überprüft werden kann. Die Gerichte überprüfen,
ob ein Verstoß gegen bußgeldbewehrte Compliance-Pflichten der sozialen Netzwerke vorliegt. Das Nichtlöschen
eines einzelnen Beitrags kann hier nur inzident als Anhaltspunkt für diese Einschätzung überprüft werden. Das
Vorabentscheidungsverfahren gewährleistet, dass jeder einzelne streitige Inhalt, den die Bußgeldbehörde als
symptomatisch für den Verstoß gegen Compliance-Pflichten ansieht, eine gerichtliche Prüfung durchläuft. Dies
gewährleistet eine sehr feinmaschige Prüfung der Bußgeldvoraussetzungen in einem grundrechtssensiblen Be-
reich. Zudem wird so verhindert, dass Bußgeldbescheide, die auf einer unrichtigen Auffassung über die Strafbar-
keit eines Inhalts beruhen, überhaupt erlassen werden, was die sozialen Netzwerke entlastet.

Zu Nummer 24 (Artikel 1 – § 5 Satz 2 NetzDG)

Die Bundesregierung wird das Anliegen des Bundesrates prüfen.

Zu Nummer 25 (Artikel 1 – § 5 NetzDG)

Die Bundesregierung lehnt das Anliegen des Bundesrates ab, die sozialen Netzwerke zur Benennung eines Zu-
stellungsbevollmächtigten auf ihrer Homepage zu verpflichten. Eine entsprechende Erweiterung wäre mit dem in
der E-Commerce-RL verankerten Herkunftslandprinzip unvereinbar.
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Zu Nummer 26 (Artikel 1 – § 6 Absatz 2 NetzDG)

Die Bundesregierung wird den Vorschlag des Bundesrates, die Übergangsfrist für die sozialen Netzwerke im
Hinblick auf die Einrichtung eines wirksamen Beschwerdemanagement von drei auf sechs Monate zu verlängern,
im weiteren Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens prüfen.

Zu Nummer 27 (§ 14 Absatz 2 TMG)

Die Bundesregierung hält die geplante Änderung des § 14 Absatz 2 TMG für erforderlich und verweist auf eine
entsprechende Gesetzesinitiative des Bundesrates, die in der Gesetzesbegründung näher ausgeführt wird. Die ge-
plante Änderung steht auch mit der Zielsetzung des Gesetzentwurfs der Bundesregierung im Einklang. Neben
dem Anliegen, dass soziale Netzwerke entsprechend ihrer bisherigen Verpflichtungen effektiv strafbare Inhalte
sperren, geht es auch darum, dass die durch Hasskriminalität in ihren Rechten (insbesondere Persönlichkeitsrech-
ten) Verletzten ihre Auskunftsansprüche gegenüber sozialen Netzwerken durchsetzen können. Die Auskunft wird
benötigt für die Rechtsdurchsetzung gegen die Verletzer, also insbesondere die Verfasser von Hassposts. Die
Bundesregierung wird in diesem Zusammenhang prüfen, ob zum Schutz vor Missbrauch und vor übereilten Ent-
scheidungen der Diensteanbieter die Einfügung eines Richtervorbehalts entsprechend § 101 Absatz 9 des Urhe-
berrechtsgesetzes erforderlich erscheint.
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Gesetzesentwurf – Beschlussempfehlung und Bericht des Ausschusses für Recht
und Verbraucherschutz – BT-Drucks. 18/13013 v. 28.06.2017

Deutscher Bundestag Drucksache 18/13013

18. Wahlperiode 28.06.2017

Beschlussempfehlung und Bericht
des Ausschusses für Recht und Verbraucherschutz (6. Ausschuss)

a) zu dem Gesetzentwurf der Fraktionen der CDU/CSU und SPD

– Drucksache 18/12356 –

Entwurf eines Gesetzes zur Verbesserung der Rechtsdurchsetzung
in sozialen Netzwerken
(Netzwerkdurchsetzungsgesetz – NetzDG)

b) zu dem Gesetzentwurf der Bundesregierung

– Drucksache 18/12727 –

Entwurf eines Gesetzes zur Verbesserung der Rechtsdurchsetzung
in sozialen Netzwerken
(Netzwerkdurchsetzungsgesetz – NetzDG)

c) zu dem Antrag der Abgeordneten Dr. Konstantin von Notz, Renate

Künast, Tabea Rößner, weiterer Abgeordneter und der Fraktion
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
– Drucksache 18/11856 –

Transparenz und Recht im Netz – Maßnahmen gegen Hasskommentare,

„Fake News“ und Missbrauch von „Social Bots“
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A. Problem

Zu den Buchstaben a und b

Die Initianten der gleichlautenden Gesetzentwürfe zu a) und b) konstatieren eine
massive Veränderung des gesellschaftlichen Diskurses im Netz und insbesondere
in den sozialen Netzwerken. Die Debattenkultur im Netz sei oft aggressiv, verlet-
zend und nicht selten hasserfüllt. Hasskriminalität und andere strafbare Inhalte,
die nicht effektiv bekämpft und verfolgt werden könnten, bärgen eine große Ge-
fahr für das friedliche Zusammenleben einer freien, offenen und demokratischen
Gesellschaft. Nach den Erfahrungen im US-Wahlkampf habe überdies auch in der
Bundesrepublik Deutschland die Bekämpfung von strafbaren Falschnachrichten
(„Fake News“) in sozialen Netzwerken hohe Priorität gewonnen. Die Gesetzent-
würfe zielen auf eine Verbesserung der Rechtsdurchsetzung in sozialen Netzwer-
ken, um objektiv strafbare Inhalte wie etwa Volksverhetzung, Beleidigung, Ver-
leumdung oder Störung des öffentlichen Friedens durch Vortäuschen von Strafta-
ten unverzüglich zu entfernen. Aus Sicht der Initianten haben die Anbieter der
sozialen Netzwerke eine Verantwortung, der sie gerecht werden müssten. Um sie
zu einer zügigeren und umfassenderen Bearbeitung von Beschwerden insbeson-
dere von Nutzerinnen und Nutzern über Hasskriminalität und andere strafbare In-
halte anzuhalten, sollen gesetzliche Compliance-Regeln für soziale Netzwerke
eingeführt werden. Vorgesehen werden eine gesetzliche Berichtspflicht für sozi-
ale Netzwerke über den Umgang mit Hasskriminalität und anderen strafbaren In-
halten, ein wirksames Beschwerdemanagement sowie die Benennung eines inlän-
dischen Zustellungsbevollmächtigten. Verstöße gegen diese Pflichten sollen mit
Bußgeldern gegen das Unternehmen und die Aufsichtspflichtigen geahndet wer-
den können. Außerdem soll es Opfern von Persönlichkeitsrechtsverletzungen im
Netz ermöglicht werden, aufgrund gerichtlicher Anordnung die Bestandsdaten
der Verletzer von Diensteanbietern zu erhalten.

Zu Buchstabe c

Der Antrag zielt auf die Feststellung des Deutschen Bundestages, dass Hass und
Hetze, Beleidigung und Bedrohung, das Schüren von Vorurteilen und Feindbil-
dern seit geraumer Zeit auch im Internet zuzunehmen scheinen. Die Grenzen des
Zulässigen seien aber in der digitalen wie der analogen Welt im Grundsatz diesel-
ben: Grund- und Menschenrechte gälten für alle sich im Internet bewegenden
Menschen. Die bestehenden Straftatbestände seien ausreichend; das gelte grund-
sätzlich auch für Rechtsschutzmöglichkeiten bei Verletzungen der Persönlich-
keitsrechte. Verletzungen von Persönlichkeitsrechten müssten stets mit der durch
Artikel 5 des Grundgesetzes (GG) geschützten Meinungs- und Informationsfrei-
heit abgewogen werden. Dies dürfe nicht den Diensteanbietern überlassen wer-
den, sondern sei im Streitfall Sache der Gerichte. Zudem fehle es an Informati-
onspflichten bei der Verwendung von Computerprogrammen, die menschliche
Identität und Kommunikation vortäuschen („Social Bots“) und zu Zwecken der
Manipulation oder Desinformation eingesetzt werden können. Schließlich sei im
digitalen Zeitalter der Erwerb von Medien- und Datenschutzkompetenz – mög-
lichst lebenslang – eine zentrale Herausforderung.

Die Bundesregierung soll daher insbesondere aufgefordert werden, einen Gesetz-
entwurf vorzulegen, mit dem das Melde- und Abhilfeverfahren („Notice and take
down“) bei rechtswidrigen Informationen für Diensteanbieter von Telemedien ab
einer festzulegenden Größenordnung verbindlich strukturiert wird. Außerdem
sollen mit dem Gesetz die Diensteanbieter ab einer festzulegenden Größenord-
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nung verpflichtet werden, auf ihre Kosten zur Gewährleistung effektiver Strafver-
folgung und Durchsetzung zivilrechtlicher Ansprüche benutzerfreundliche und
altersgerechte Möglichkeiten bereitzuhalten, um rechtswidrige Inhalte zu melden.
Sie sollen auch verpflichtet werden, innerhalb von 24 Stunden den Meldenden
sowie den für den Inhalt der als rechtswidrig gemeldeten Information Verantwort-
lichen über den Verfahrensstand zu informieren und offensichtlich rechtswidrige
Inhalte spätestens innerhalb von 24 Stunden nach Meldungszugang zu löschen.
Außerdem sollen sie auf Anfrage innerhalb von 24 Stunden den Strafverfolgungs-
behörden und Gerichten Auskunft über die Herkunft einer als rechtswidrig gemel-
deten Information erteilen. Weiter sollen sie verpflichtet werden, einen inländi-
schen empfangs- und zustellungsbevollmächtigten Verantwortlichen für Meldun-
gen, Beschwerden und Löschungsforderungen bei rechtswidrigen Inhalten zu be-
stellen und bekannt zu machen, Vorkehrungen zur Dokumentation rechtswidriger
oder streitiger Inhalte und zur fachgerechten Bearbeitung der Meldungen zu tref-
fen sowie im Falle eines erfolgreichen Widerspruchs gegen die Löschung eine
zeitnahe Wiederzugänglichmachung zu gewährleisten. Weiter sollen verschie-
dene Maßnahmen zur Gewährleistung von Transparenz bei „Social Bots“ getrof-
fen werden. Außerdem soll das Gesetz effektive Sanktionen und die Pflicht zu
einer unabhängigen externen Evaluierung der Neuregelungen vorsehen.

B. Lösung

Zu Buchstabe a

Annahme des Gesetzentwurfs auf Drucksache 18/12356 in geänderter Fassung.
Der Ausschuss empfiehlt insbesondere Präzisierungen des Anwendungsbereichs,
eine Erweiterung des zeitlichen Spielraums für die Entfernung nicht offensicht-
lich rechtswidriger Inhalte, die Einführung eines Systems der Regulierten Selbst-
regulierung und Präzisierungen zum inländischen Zustellungsbevollmächtigten.

Annahme des Gesetzentwurfs in geänderter Fassung mit den Stimmen der
Fraktionen der CDU/CSU und SPD gegen die Stimmen der Fraktion DIE
LINKE. bei Stimmenthaltung der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN.

Zu Buchstabe b

Einvernehmliche Erledigterklärung des Gesetzentwurfs auf Drucksache
18/12727.

Zu Buchstabe c

Ablehnung des Antrags auf Drucksache 18/11856 mit den Stimmen der Frak-
tionen CDU/CSU, SPD und DIE LINKE. gegen die Stimmen der Fraktion
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN.

C. Alternativen

Keine.

D. Kosten

Wurden im Ausschuss nicht erörtert.
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Beschlussempfehlung

Der Bundestag wolle beschließen,

a) den Gesetzentwurf auf Drucksache 18/12356 in der aus der nachstehenden
Zusammenstellung ersichtlichen Fassung anzunehmen,

b) den Gesetzentwurf auf Drucksache 18/12727 für erledigt zu erklären,

c) den Antrag auf Drucksache 18/11856 abzulehnen.

Berlin, den 28. Juni 2017

Der Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz

Renate Künast
Vorsitzende und Berichterstatterin

Dr. Stefan Heck
Berichterstatter

Dr. Johannes Fechner
Berichterstatter

Harald Petzold (Havelland)
Berichterstatter
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Zusammenstellung

des Entwurfs eines Gesetzes zur Verbesserung der Rechtsdurchsetzung
in sozialen Netzwerken (Netzwerkdurchsetzungsgesetz – NetzDG)
– Drucksache 18/12356 –
mit den Beschlüssen des Ausschusses für Recht und Verbraucherschutz (6. Ausschuss)

Entwurf Beschlüsse des 6. Ausschusses

Entwurf eines Gesetzes zur Verbesse-
rung der Rechtsdurchsetzung in sozia-

len Netzwerken

Entwurf eines Gesetzes zur Verbesse-
rung der Rechtsdurchsetzung in sozia-

len Netzwerken

(Netzwerkdurchsetzungsgesetz –
NetzDG)*)

(Netzwerkdurchsetzungsgesetz –
NetzDG)*)

Vom ... Vom ...

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos-
sen:

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos-
sen:

Artikel 1 Artikel 1

Gesetz zur Verbesserung der Rechts-
durchsetzung

in sozialen Netzwerken

Gesetz zur Verbesserung der Rechts-
durchsetzung

in sozialen Netzwerken

(Netzwerkdurchsetzungsgesetz –
NetzDG)

(Netzwerkdurchsetzungsgesetz –
NetzDG)

§ 1 § 1

Anwendungsbereich Anwendungsbereich

(1) Dieses Gesetz gilt für Telemediendienstean-
bieter, die mit Gewinnerzielungsabsicht Plattformen
im Internet betreiben, die es Nutzern ermöglichen, be-
liebige Inhalte mit anderen Nutzern auszutauschen, zu
teilen oder der Öffentlichkeit zugänglich zu machen
(soziale Netzwerke). Plattformen mit journalistisch-re-
daktionell gestalteten Angeboten, die vom Dienstean-
bieter selbst verantwortet werden, gelten nicht als sozi-
ale Netzwerke im Sinne dieses Gesetzes.

(1) Dieses Gesetz gilt für Telemediendienstean-
bieter, die mit Gewinnerzielungsabsicht Plattformen
im Internet betreiben, die dazu bestimmt sind, dass
Nutzer beliebige Inhalte mit anderen Nutzern teilen
oder der Öffentlichkeit zugänglich machen (soziale
Netzwerke). Plattformen mit journalistisch-redaktio-
nell gestalteten Angeboten, die vom Diensteanbieter
selbst verantwortet werden, gelten nicht als soziale
Netzwerke im Sinne dieses Gesetzes. Das Gleiche gilt
für Plattformen, die zur Individualkommunikation

*) Notifiziert gemäß der Richtlinie (EU) 2015/1535 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 9. September 2015 über ein Informations-
verfahren auf dem Gebiet der technischen Vorschriften und der Vorschriften für die Dienste der Informationsgesellschaft (ABl. L 204 vom
17.9.2015, S. 1).
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Entwurf Beschlüsse des 6. Ausschusses

oder zur Verbreitung spezifischer Inhalte bestimmt
sind.

(2) Der Anbieter eines sozialen Netzwerks ist
von den Pflichten nach den §§ 2 und 3 befreit, wenn
das soziale Netzwerk im Inland weniger als zwei Mil-
lionen Nutzer hat.

(2) Der Anbieter eines sozialen Netzwerks ist
von den Pflichten nach den §§ 2 und 3 befreit, wenn
das soziale Netzwerk im Inland weniger als zwei Mil-
lionen registrierte Nutzer hat.

(3) Rechtswidrige Inhalte sind Inhalte im Sinne
des Absatzes 1, die den Tatbestand der §§ 86, 86a, 89a,
90, 90a, 90b, 91, 100a, 111, 126, 129 bis 129b, 130,
131, 140, 166, 184b, 184d, 185 bis 187, 241 oder 269
des Strafgesetzbuchs erfüllen.

(3) Rechtswidrige Inhalte sind Inhalte im Sinne
des Absatzes 1, die den Tatbestand der §§ 86, 86a, 89a,
91, 100a, 111, 126, 129 bis 129b, 130, 131, 140, 166,
184b in Verbindung mit 184d, 185 bis 187, 201a, 241
oder 269 des Strafgesetzbuchs erfüllen und nicht ge-
rechtfertigt sind.

§ 2 § 2

Berichtspflicht Berichtspflicht

(1) Anbieter sozialer Netzwerke sind verpflich-
tet, einen deutschsprachigen Bericht über den Umgang
mit Beschwerden über rechtswidrige Inhalte auf ihren
Plattformen mit den Angaben nach Absatz 2 viertel-
jährlich zu erstellen und im Bundesanzeiger sowie auf
der eigenen Homepage spätestens einen Monat nach
Ende eines Quartals zu veröffentlichen. Der auf der ei-
genen Homepage veröffentlichte Bericht muss leicht
erkennbar, unmittelbar erreichbar und ständig verfüg-
bar sein.

(1) Anbieter sozialer Netzwerke, die im Kalen-
derjahr mehr als 100 Beschwerden über rechtswid-
rige Inhalte erhalten, sind verpflichtet, einen deutsch-
sprachigen Bericht über den Umgang mit Beschwerden
über rechtswidrige Inhalte auf ihren Plattformen mit
den Angaben nach Absatz 2 halbjährlich zu erstellen
und im Bundesanzeiger sowie auf der eigenen Home-
page spätestens einen Monat nach Ende eines Halbjah-
res zu veröffentlichen. Der auf der eigenen Homepage
veröffentlichte Bericht muss leicht erkennbar, unmit-
telbar erreichbar und ständig verfügbar sein.

(2) Der Bericht hat mindestens auf folgende As-
pekte einzugehen:

(2) Der Bericht hat mindestens auf folgende As-
pekte einzugehen:

1. Allgemeine Ausführungen, welche Anstrengun-
gen der Anbieter des sozialen Netzwerks unter-
nimmt, um strafbare Handlungen auf den Plattfor-
men zu unterbinden,

1. u n v e r ä n d e r t

2. Darstellung der Mechanismen zur Übermittlung
von Beschwerden über rechtswidrige Inhalte und
der Entscheidungskriterien für Löschung und
Sperrung von rechtswidrigen Inhalten,

2. u n v e r ä n d e r t

3. Anzahl der im Berichtszeitraum eingegangenen
Beschwerden über rechtswidrige Inhalte, aufge-
schlüsselt nach Beschwerden von Beschwerde-
stellen und Beschwerden von Nutzern und nach
dem Beschwerdegrund,

3. u n v e r ä n d e r t

4. Organisation, personelle Ausstattung, fachliche
und sprachliche Kompetenz der für die Bearbei-
tung von Beschwerden zuständigen Arbeitsein-
heiten und Schulung und Betreuung der für die

4. u n v e r ä n d e r t
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Bearbeitung von Beschwerden zuständigen Per-
sonen,

5. Mitgliedschaft in Branchenverbänden mit Hin-
weis darauf, ob in diesen Branchenverbänden eine
Beschwerdestelle existiert

5. u n v e r ä n d e r t

6. Anzahl der Beschwerden, bei denen eine externe
Stelle konsultiert wurde, um die Entscheidung
vorzubereiten,

6. u n v e r ä n d e r t

7. Anzahl der Beschwerden, die im Berichtszeitraum
zur Löschung oder Sperrung des beanstandeten
Inhalts führten, aufgeschlüsselt nach Beschwer-
den von Beschwerdestellen und von Nutzern so-
wie nach dem Beschwerdegrund,

7. Anzahl der Beschwerden, die im Berichtszeitraum
zur Löschung oder Sperrung des beanstandeten
Inhalts führten, aufgeschlüsselt nach Beschwer-
den von Beschwerdestellen und von Nutzern,
nach dem Beschwerdegrund, ob ein Fall des § 3
Absatz 2 Nummer 3 Buchstabe a vorlag, ob in
diesem Fall eine Weiterleitung an den Nutzer
erfolgte sowie ob eine Übertragung an eine an-
erkannte Einrichtung der Regulierten Selbst-
regulierung nach § 3 Absatz 2 Nummer 3
Buchstabe b erfolgte,

8. Zeit zwischen Beschwerdeeingang beim sozialen
Netzwerk und Löschung oder Sperrung des
rechtswidrigen Inhalts, aufgeschlüsselt nach Be-
schwerden von Beschwerdestellen und von Nut-
zern, nach dem Beschwerdegrund sowie nach den
Zeiträumen “innerhalb von 24 Stunden“/“inner-
halb von 48 Stunden“/“innerhalb einer Wo-
che“/“zu einem späteren Zeitpunkt“,

8. u n v e r ä n d e r t

9. Maßnahmen zur Unterrichtung des Beschwerde-
führers sowie des Nutzers, für den der beanstan-
dete Inhalt gespeichert wurde, über die Entschei-
dung über die Beschwerde.

9. u n v e r ä n d e r t

§ 3 § 3

Umgang mit Beschwerden über rechtswidrige In-
halte

Umgang mit Beschwerden über rechtswidrige In-
halte

(1) Der Anbieter eines sozialen Netzwerks muss
ein wirksames und transparentes Verfahren nach Ab-
satz 2 und 3 für den Umgang mit Beschwerden über
rechtswidrige Inhalte vorhalten. Der Anbieter muss
Nutzern ein leicht erkennbares, unmittelbar erreichba-
res und ständig verfügbares Verfahren zur Übermitt-
lung von Beschwerden über rechtswidrige Inhalte zur
Verfügung stellen.

(1) u n v e r ä n d e r t

(2) Das Verfahren muss gewährleisten, dass der
Anbieter des sozialen Netzwerks

(2) Das Verfahren muss gewährleisten, dass der
Anbieter des sozialen Netzwerks
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1. unverzüglich von der Beschwerde Kenntnis
nimmt und prüft, ob der Inhalt rechtswidrig und
zu entfernen oder der Zugang zu ihm zu sperren
ist,

1. unverzüglich von der Beschwerde Kenntnis
nimmt und prüft, ob der in der Beschwerde ge-
meldete Inhalt rechtswidrig und zu entfernen oder
der Zugang zu ihm zu sperren ist,

2. einen offensichtlich rechtswidrigen Inhalt inner-
halb von 24 Stunden nach Eingang der Be-
schwerde entfernt oder den Zugang zu ihm sperrt;
dies gilt nicht, wenn das soziale Netzwerk mit der
zuständigen Strafverfolgungsbehörde einen län-
geren Zeitraum für die Löschung oder Sperrung
des offensichtlich rechtswidrigen Inhalts verein-
bart hat,

2. u n v e r ä n d e r t

3. jeden rechtswidrigen Inhalt innerhalb von sieben
Tagen nach Eingang der Beschwerde entfernt
oder den Zugang zu ihm sperrt,

3. jeden rechtswidrigen Inhalt unverzüglich, in der
Regel innerhalb von sieben Tagen nach Eingang
der Beschwerde entfernt oder den Zugang zu ihm
sperrt; die Frist von sieben Tagen kann über-
schritten werden, wenn

a) die Entscheidung über die Rechtswidrig-
keit des Inhalts von der Unwahrheit einer
Tatsachenbehauptung oder erkennbar
von anderen tatsächlichen Umständen ab-
hängt; das soziale Netzwerk kann in die-
sen Fällen dem Nutzer vor der Entschei-
dung Gelegenheit zur Stellungnahme zu
der Beschwerde geben,

b) das soziale Netzwerk die Entscheidung
über die Rechtswidrigkeit innerhalb von
sieben Tagen nach Eingang der Be-
schwerde einer nach den Absätzen 6 bis 8
anerkannten Einrichtung der Regulierten
Selbstregulierung überträgt und sich de-
ren Entscheidung unterwirft,

4. im Falle der Entfernung den Inhalt zu Beweiszwe-
cken sichert und zu diesem Zweck für die Dauer
von zehn Wochen im Inland speichert,

4. im Falle der Entfernung den Inhalt zu Beweiszwe-
cken sichert und zu diesem Zweck für die Dauer
von zehn Wochen innerhalb des Geltungsbe-
reichs der Richtlinien 2000/31/EG und
2010/13/EU speichert,

5. den Beschwerdeführer und den Nutzer über jede
Entscheidung unverzüglich informiert und seine
Entscheidung ihnen gegenüber begründet und

5. den Beschwerdeführer und den Nutzer über jede
Entscheidung unverzüglich informiert und seine
Entscheidung ihnen gegenüber begründet.

6. sämtliche auf den Plattformen befindlichen Ko-
pien des rechtswidrigen Inhalts ebenfalls unver-
züglich entfernt oder sperrt.

6. entfällt

(3) Das Verfahren muss vorsehen, dass jede Be-
schwerde und die zu ihrer Abhilfe getroffene Maß-
nahme im Inland dokumentiert wird.

(3) Das Verfahren muss vorsehen, dass jede Be-
schwerde und die zu ihrer Abhilfe getroffene Maß-
nahme innerhalb des Geltungsbereichs der Richtli-
nien 2000/31/EG und 2010/13/EU dokumentiert wird.
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(4) Der Umgang mit Beschwerden muss von der
Leitung des sozialen Netzwerks durch monatliche
Kontrollen überwacht werden. Organisatorische Unzu-
länglichkeiten im Umgang mit eingegangenen Be-
schwerden müssen unverzüglich beseitigt werden. Den
mit der Bearbeitung von Beschwerden beauftragten
Personen müssen von der Leitung des sozialen Netz-
werks regelmäßig, mindestens aber halbjährlich
deutschsprachige Schulungs- und Betreuungsangebote
gemacht werden.

(4) u n v e r ä n d e r t

(5) Die Verfahren nach Absatz 1 können durch
eine von der in § 4 genannten Verwaltungsbehörde be-
auftragten Stelle überwacht werden.

(5) u n v e r ä n d e r t

(6) Eine Einrichtung ist als Einrichtung der
Regulierten Selbstregulierung im Sinne dieses Ge-
setzes anzuerkennen, wenn

1. die Unabhängigkeit und Sachkunde ihrer Prü-
fer gewährleistet ist,

2. eine sachgerechte Ausstattung und zügige Prü-
fung innerhalb von sieben Tagen sichergestellt
sind,

3. eine Verfahrensordnung besteht, die den Um-
fang und Ablauf der Prüfung sowie Vorlage-
pflichten der angeschlossenen sozialen Netz-
werke regelt und die Möglichkeit der Überprü-
fung von Entscheidungen vorsieht,

4. eine Beschwerdestelle eingerichtet ist und

5. die Einrichtung von mehreren Anbietern sozi-
aler Netzwerke oder Institutionen getragen
wird, die eine sachgerechte Ausstattung sicher-
stellen. Außerdem muss sie für den Beitritt
weiterer Anbieter insbesondere sozialer Netz-
werke offenstehen.

(7) Die Entscheidung über die Anerkennung
einer Einrichtung der Regulierten Selbstregulie-
rung trifft die in § 4 genannte Verwaltungsbehörde.

(8) Die Anerkennung kann ganz oder teil-
weise widerrufen oder mit Nebenbestimmungen
versehen werden, wenn Voraussetzungen für die
Anerkennung nachträglich entfallen sind.

(9) Die Verwaltungsbehörde nach § 4 kann
auch bestimmen, dass für einen Anbieter von sozia-
len Netzwerken die Möglichkeit zur Übertragung
von Entscheidungen nach Absatz 2 Nummer 3
Buchstabe b für einen zeitlich befristeten Zeitraum
entfällt, wenn zu erwarten ist, dass bei diesem An-
bieter die Erfüllung der Pflichten des Absatzes 2
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Nummer 3 durch einen Anschluss an die Regulierte
Selbstregulierung nicht gewährleistet wird.

§ 4 § 4

Bußgeldvorschriften Bußgeldvorschriften

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich
oder fahrlässig

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich
oder fahrlässig

1. entgegen § 2 Absatz 1 Satz 1 einen Bericht nicht,
nicht richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzei-
tig erstellt oder nicht, nicht richtig, nicht vollstän-
dig, nicht in der vorgeschriebenen Weise oder
nicht rechtzeitig veröffentlicht,

1. u n v e r ä n d e r t

2. entgegen § 3 Absatz 1 Satz 1 ein dort genanntes
Verfahren für den Umgang mit Beschwerden von
Beschwerdestellen oder Nutzern, die im Inland
wohnhaft sind oder ihren Sitz haben, nicht, nicht
richtig oder nicht vollständig vorhält,

2. u n v e r ä n d e r t

3. entgegen § 3 Absatz 1 Satz 2 ein dort genanntes
Verfahren nicht oder nicht richtig zur Verfügung
stellt,

3. u n v e r ä n d e r t

4. entgegen § 3 Absatz 4 Satz 1 den Umgang mit Be-
schwerden nicht oder nicht richtig überwacht,

4. u n v e r ä n d e r t

5. entgegen § 3 Absatz 4 Satz 2 eine organisatori-
sche Unzulänglichkeit nicht oder nicht rechtzeitig
beseitigt,

5. u n v e r ä n d e r t

6. entgegen § 3 Absatz 4 Satz 3 eine Schulung oder
eine Betreuung nicht oder nicht rechtzeitig anbie-
tet oder

6. entgegen § 3 Absatz 4 Satz 3 eine Schulung oder
eine Betreuung nicht oder nicht rechtzeitig anbie-
tet,

7. entgegen § 5 einen inländischen Zustellungsbe-
vollmächtigten oder einen inländischen Emp-
fangsberechtigten nicht oder nicht rechtzeitig be-
nennt.

7. entgegen § 5 einen inländischen Zustellungsbe-
vollmächtigten oder einen inländischen Emp-
fangsberechtigten nicht benennt, oder

8. entgegen § 5 Absatz 2 Satz 2 als Empfangsbe-
rechtigter auf Auskunftsersuchen nicht rea-
giert.

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann in den Fällen
des Absatzes 1 Nummer 7 mit einer Geldbuße bis zu
fünfhunderttausend Euro, in den übrigen Fällen des
Absatzes 1 mit einer Geldbuße bis zu fünf Millionen
Euro geahndet werden. § 30 Absatz 2 Satz 3 des Geset-
zes über Ordnungswidrigkeiten ist anzuwenden.

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann in den Fällen
des Absatzes 1 Nummer 7 und 8 mit einer Geldbuße
bis zu fünfhunderttausend Euro, in den übrigen Fällen
des Absatzes 1 mit einer Geldbuße bis zu fünf Millio-
nen Euro geahndet werden. § 30 Absatz 2 Satz 3 des
Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten ist anzuwenden.

(3) Die Ordnungswidrigkeit kann auch dann ge-
ahndet werden, wenn sie nicht im Inland begangen
wird.

(3) u n v e r ä n d e r t
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(4) Verwaltungsbehörde im Sinne des § 36 Ab-
satz 1 Nummer 1 des Gesetzes über Ordnungswidrig-
keiten ist das Bundesamt für Justiz. Das Bundesminis-
terium der Justiz und für Verbraucherschutz erlässt im
Einvernehmen mit dem Bundesministerium des Innern,
dem Bundesministerium für Wirtschaft und Energie
und dem Bundesministerium für Verkehr und digitale
Infrastruktur allgemeine Verwaltungsgrundsätze über
die Ausübung des Ermessens der Bußgeldbehörde bei
der Einleitung eines Bußgeldverfahrens und bei der Be-
messung der Geldbuße.

(4) u n v e r ä n d e r t

(5) Will die Verwaltungsbehörde ihre Entschei-
dung darauf stützen, dass ein nicht entfernter oder nicht
gesperrter Inhalt rechtswidrig im Sinne des § 1 Ab-
satz 3 ist, so hat sie über die Rechtswidrigkeit vorab
eine gerichtliche Entscheidung herbeizuführen. Zu-
ständig ist das Gericht, das über den Einspruch gegen
den Bußgeldbescheid entscheidet. Der Antrag auf Vor-
abentscheidung ist dem Gericht zusammen mit der
Stellungnahme des sozialen Netzwerks zuzuleiten.
Über den Antrag kann ohne mündliche Verhandlung
entschieden werden. Die Entscheidung ist nicht an-
fechtbar und für die Verwaltungsbehörde bindend.

(5) Will die Verwaltungsbehörde ihre Entschei-
dung darauf stützen, dass nicht entfernte oder nicht ge-
sperrte Inhalte rechtswidrig im Sinne des § 1 Absatz 3
sind, so soll sie über die Rechtswidrigkeit vorab eine
gerichtliche Entscheidung herbeiführen. Zuständig ist
das Gericht, das über den Einspruch gegen den Buß-
geldbescheid entscheidet. Der Antrag auf Vorabent-
scheidung ist dem Gericht zusammen mit der Stellung-
nahme des sozialen Netzwerks zuzuleiten. Über den
Antrag kann ohne mündliche Verhandlung entschieden
werden. Die Entscheidung ist nicht anfechtbar und für
die Verwaltungsbehörde bindend.

§ 5 § 5

Inländischer Zustellungsbevollmächtigter Inländischer Zustellungsbevollmächtigter

Anbieter sozialer Netzwerke haben für Zustellun-
gen in Bußgeldverfahren nach diesem Gesetz gegen-
über der Verwaltungsbehörde, der Staatsanwaltschaft
und dem zuständigen Gericht, sowie in zivilgerichtli-
chen Verfahren gegenüber dem zuständigen Gericht ei-
nen inländischen Zustellungsbevollmächtigten unver-
züglich zu benennen. Für Auskunftsersuchen einer in-
ländischen Strafverfolgungsbehörde ist eine empfangs-
berechtigte Person im Inland zu benennen.

(1) Anbieter sozialer Netzwerke haben im In-
land einen Zustellungsbevollmächtigten zu benen-
nen und auf ihrer Plattform in leicht erkennbarer
und unmittelbar erreichbarer Weise auf ihn auf-
merksam zu machen. An diese Person können Zu-
stellungen in Verfahren nach § 4 oder in Gerichts-
verfahren vor deutschen Gerichten wegen der Ver-
breitung rechtswidriger Inhalte bewirkt werden.
Das gilt auch für die Zustellung von Schriftstücken,
die solche Verfahren einleiten.

(2) Für Auskunftsersuchen einer inländi-
schen Strafverfolgungsbehörde ist eine empfangs-
berechtigte Person im Inland zu benennen. Die
empfangsberechtigte Person ist verpflichtet, auf
Auskunftsersuchen nach Satz 1 48 Stunden nach
Zugang zu antworten. Soweit das Auskunftsersu-
chen nicht mit einer das Ersuchen erschöpfenden
Auskunft beantwortet wird, ist dies in der Antwort
zu begründen.
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§ 6 § 6

Übergangsvorschriften Übergangsvorschriften

(1) Der Bericht nach § 2 wird erstmals für das
zweite auf das Inkrafttreten dieses Gesetzes folgende
Vierteljahr fällig.

(1) Der Bericht nach § 2 wird erstmals für das
erste Halbjahr 2018 fällig.

(2) Die Verfahren nach § 3 müssen innerhalb
von drei Monaten nach Inkrafttreten dieses Gesetzes
eingeführt sein.

(2) Die Verfahren nach § 3 müssen innerhalb
von drei Monaten nach Inkrafttreten dieses Gesetzes
eingeführt sein. Erfüllt der Anbieter eines sozialen
Netzwerkes die Voraussetzungen des § 1 erst zu ei-
nem späteren Zeitpunkt, so müssen die Verfahren
nach § 3 drei Monate nach diesem Zeitpunkt einge-
führt sein.

Artikel 2 Artikel 2

Änderung des Telemediengesetzes Änderung des Telemediengesetzes

In § 14 Absatz 2 des Telemediengesetzes, das zu-
letzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 21. Juli 2016
(BGBl. I S. 1766) geändert worden ist, werden nach
dem Wort „Eigentum“ die Wörter „oder anderer ab-
solut geschützter Rechte“ eingefügt.

Das Telemediengesetz vom 26. Februar 2007
(BGBl. I S. 179), das zuletzt durch Artikel 1 des Ge-
setzes vom 21. Juli 2016 (BGBl. I S. 1766) geändert
worden ist, wird wie folgt geändert:

1. Dem § 14 werden die folgenden Absätze 3 bis 5
angefügt:

„(3) Der Diensteanbieter darf darüber hin-
aus im Einzelfall Auskunft über bei ihm vor-
handene Bestandsdaten erteilen, soweit dies
zur Durchsetzung zivilrechtlicher Ansprüche
wegen der Verletzung absolut geschützter
Rechte aufgrund rechtswidriger Inhalte, die
von § 1 Absatz 3 des Netzwerkdurchsetzungs-
gesetzes erfasst werden, erforderlich ist.

(4) Für die Erteilung der Auskunft nach
Absatz 3 ist eine vorherige gerichtliche Anord-
nung über die Zulässigkeit der Auskunftsertei-
lung erforderlich, die vom Verletzten zu bean-
tragen ist. Für den Erlass dieser Anordnung ist
das Landgericht ohne Rücksicht auf den Streit-
wert zuständig. Örtlich zuständig ist das Ge-
richt, in dessen Bezirk der Verletzte seinen
Wohnsitz, seinen Sitz oder eine Niederlassung
hat. Die Entscheidung trifft die Zivilkammer.
Für das Verfahren gelten die Vorschriften des
Gesetzes über das Verfahren in Familiensa-
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chen und in den Angelegenheiten der freiwilli-
gen Gerichtsbarkeit entsprechend. Die Kosten
der richterlichen Anordnung trägt der Ver-
letzte. Gegen die Entscheidung des Landge-
richts ist die Beschwerde statthaft.

(5) Der Diensteanbieter ist als Beteiligter
zu dem Verfahren nach Absatz 4 hinzuzuzie-
hen. Er darf den Nutzer über die Einleitung
des Verfahrens unterrichten.“

2. In § 15 Absatz 5 wird Satz 4 wie folgt gefasst:

„§ 14 Absatz 2 bis 5 findet entsprechende An-
wendung.“

Artikel 3 Artikel 3

Inkrafttreten Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung
in Kraft.

Dieses Gesetz tritt am 1. Oktober 2017 in Kraft.
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Bericht der Abgeordneten Dr. Stefan Heck, Dr. Johannes Fechner, Harald Petzold
(Havelland) und Renate Künast

I. Überweisung

Zu Buchstabe a

Der Deutsche Bundestag hat die Vorlage auf Drucksache 18/12356 in seiner 235. Sitzung am 19. Mai 2017
beraten und an den Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz zur federführenden Beratung sowie an den In-
nenausschuss, den Haushaltsausschuss, den Ausschuss für Wirtschaft und Energie, den Ausschuss für Familie,
Senioren, Frauen und Jugend, den Ausschuss für Verkehr und digitale Infrastruktur, den Ausschuss für Men-
schenrechte und humanitäre Hilfe, den Ausschuss für Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung, den
Ausschuss für Kultur und Medien und an den Ausschuss Digitale Agenda zur Mitberatung überwiesen.

Zu Buchstabe b

Der Deutsche Bundestag hat die Vorlage auf Drucksache 18/12727 in seiner 240. Sitzung am 22. Juni 2017
beraten und an den Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz zur federführenden Beratung sowie an den In-
nenausschuss, den Haushaltsausschuss, den Ausschuss für Wirtschaft und Energie, den Ausschuss für Familie,
Senioren, Frauen und Jugend, den Ausschuss für Verkehr und digitale Infrastruktur, den Ausschuss für Men-
schenrechte und humanitäre Hilfe, den Ausschuss für Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung, den
Ausschuss für Kultur und Medien und an den Ausschuss Digitale Agenda zur Mitberatung überwiesen.

Zu Buchstabe c

Der Deutsche Bundestag hat die Vorlage auf Drucksache 18/11856 in seiner 235. Sitzung am 19. Mai 2017
beraten und an den Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz zur federführenden Beratung sowie an den Aus-
schuss für Kultur und Medien und an den Ausschuss Digitale Agenda zur Mitberatung überwiesen.

II. Stellungnahmen der mitberatenden Ausschüsse

Zu Buchstabe a

Der Innenausschuss hat die Vorlage auf Drucksache 18/12356 in seiner 123. Sitzung am 28. Juni 2017 beraten
und empfiehlt mit den Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU und SPD gegen die Stimmen der Fraktion DIE
LINKE. bei Stimmenthaltung der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN die Annahme.

Der Haushaltsausschuss hat die Vorlage auf Drucksache 18/12356 in seiner 109. Sitzung am 28. Juni 2017 be-
raten und empfiehlt mit den Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU und SPD gegen die Stimmen der Fraktion
DIE LINKE. bei Stimmenthaltung der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN die Zustimmung zu dem Gesetz-
entwurf in geänderter Fassung.

Der Ausschuss für Wirtschaft und Energie hat die Vorlage auf Drucksache 18/12356 in seiner 119. Sitzung am
28. Juni 2017 beraten und empfiehlt mit den Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU und SPD gegen die Stimmen
der Fraktion DIE LINKE. bei Stimmenthaltung der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN die Annahme mit
Änderungen. Der Ausschuss beschließt mit den Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU und SPD gegen die Stim-
men der Fraktion DIE LINKE. bei Stimmenthaltung der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN die Annahme des
Änderungsantrags der Fraktionen der CDU/CSU und SPD.

Der Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Jugend hat die Vorlage auf Drucksache 18/12356 in seiner
97. Sitzung am 28. Juni 2017 beraten und empfiehlt mit den Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU und SPD
gegen die Stimmen der Fraktion DIE LINKE. bei Stimmenthaltung der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
die Annahme mit Änderungen. Der Änderungsantrag der Fraktionen der CDU/CSU und SPD wurde mit den
Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU und SPD bei Stimmenthaltung der Fraktionen DIE LINKE. und BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN angenommen.
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Der Ausschuss für Verkehr und digitale Infrastruktur hat die Vorlage auf Drucksache 18/12356 in seiner
116. Sitzung am 28. Juni 2017 beraten und empfiehlt die Annahme des Gesetzentwurfs in der durch den Ände-
rungsantrag der Fraktionen der CDU/CSU und SPD geänderten Fassung mit den Stimmen der Fraktionen der
CDU/CSU und SPD gegen die Stimmen der Fraktion DIE LINKE. bei Stimmenthaltung der Fraktion BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN. Der Änderungsantrag der Fraktionen der CDU/CSU und SPD wurde mit den Stimmen
der Fraktionen der CDU/CSU und SPD bei Stimmenthaltung der Fraktionen DIE LINKE. und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN angenommen.

Der Ausschuss für Menschenrechte und humanitäre Hilfe hat die Vorlage auf Drucksache 18/12356 in seiner
91. Sitzung am 28. Juni 2017 beraten und empfiehlt mit den Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU und SPD
gegen die Stimmen der Fraktion DIE LINKE. bei Stimmenthaltung der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
die Annahme mit Änderungen. Der Änderungsantrag der Fraktionen der CDU/CSU und SPD zu dem Gesetzent-
wurf wurde mit den Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU und SPD gegen die Stimmen der Fraktion DIE
LINKE. bei Stimmenthaltung der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN angenommen.

Der Ausschuss für Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung hat die Vorlage auf Drucksache
18/12356 in seiner 101. Sitzung am 28. Juni 2017 beraten und empfiehlt mit den Stimmen der Fraktionen der
CDU/CSU und SPD gegen die Stimmen der Fraktion DIE LINKE. bei Stimmenthaltung der Fraktion BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN die Annahme mit Änderungen. Der Ausschuss empfiehlt außerdem mit den Stimmen der
Fraktionen der CDU/CSU und SPD bei Stimmenthaltung der Fraktionen DIE LINKE. und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN die Annahme des Änderungsantrags.

Der Ausschuss für Kultur und Medien hat die Vorlage auf Drucksache 18/12356 in seiner 86. Sitzung am
28. Juni 2017 beraten und empfiehlt Zustimmung zum Gesetzentwurf der Fraktionen der CDU/CSU und SPD in
geänderter Fassung mit den Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU und SPD gegen die Stimmen der Fraktion
DIE LINKE. bei Stimmenthaltung der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Der Änderungsantrag der Frakti-
onen der CDU/CSU und SPD wurde mit den Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU und SPD bei Stimmenthal-
tung der Fraktionen DIE LINKE. und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN angenommen.

Der Ausschuss Digitale Agenda hat die Vorlage auf Drucksache 18/12356 in seiner 92. Sitzung am 28. Juni 2017
beraten und empfiehlt mit den Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU und SPD gegen die Stimmen der Fraktion
DIE LINKE. bei Stimmenthaltung der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, den Gesetzentwurf in geänderter
Fassung anzunehmen. Mit den Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU und SPD bei Stimmenthaltung der Frakti-
onen DIE LINKE. und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN empfiehlt der Ausschuss die Annahme des Änderungsan-
trags der Fraktionen der CDU/CSU und SPD.

Zu Buchstabe b

Der Innenausschuss hat die Vorlage auf Drucksache 18/12727 in seiner 123. Sitzung am 28. Juni 2017 beraten
und empfiehlt einvernehmlich, den Gesetzentwurf für erledigt zu erklären.

Der Haushaltsausschuss hat die Vorlage auf Drucksache 18/12727 in seiner 109. Sitzung am 28. Juni 2017 be-
raten und empfiehlt einvernehmlich, den Gesetzentwurf für erledigt zu erklären.

Der Ausschuss für Wirtschaft und Energie hat die Vorlage auf Drucksache 18/12727 in seiner 119. Sitzung am
28. Juni 2017 beraten und empfiehlt einvernehmlich, den Gesetzentwurf für erledigt zu erklären.

Der Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Jugend hat die Vorlage auf Drucksache 18/12727 in seiner
97. Sitzung am 28. Juni 2017 beraten und empfiehlt einvernehmlich, den Gesetzentwurf für erledigt zu erklären.

Der Ausschuss für Verkehr und digitale Infrastruktur hat die Vorlage auf Drucksache 18/12727 in seiner
116. Sitzung am 28. Juni 2017 beraten und empfiehlt einvernehmlich, den Gesetzentwurf für erledigt zu erklären.

Der Ausschuss für Menschenrechte und humanitäre Hilfe hat die Vorlage auf Drucksache 18/12727 in seiner
91. Sitzung am 28. Juni 2017 beraten und empfiehlt einvernehmlich, den Gesetzentwurf für erledigt zu erklären.

Der Ausschuss für Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung hat die Vorlage auf Drucksache
18/12727 in seiner 101. Sitzung am 28. Juni 2017 beraten und empfiehlt einvernehmlich, den Gesetzentwurf für
erledigt zu erklären.
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Der Ausschuss für Kultur und Medien hat die Vorlage auf Drucksache 18/12727 in seiner 86. Sitzung am
28. Juni 2017 beraten und empfiehlt einvernehmlich, den Gesetzentwurf für erledigt zu erklären.

Der Ausschuss Digitale Agenda hat die Vorlage auf Drucksache 18/12727 in seiner 92. Sitzung am 28. Juni 2017
beraten und empfiehlt einvernehmlich, den Gesetzentwurf für erledigt zu erklären.

Der Parlamentarische Beirat für nachhaltige Entwicklung hat sich mit der Vorlage auf Bundesratsdrucksache
315/17 (Bundestagsdrucksache 18/12727) in seiner 62. Sitzung am 17. Mai 2017 befasst und festgestellt, dass
eine Nachhaltigkeitsrelevant des Gesetzentwurfs gegeben sei. Diese ergebe sich hinsichtlich der Managementre-
gel (10) zum sozialen Zusammenhalt. Die Darstellung der Nachhaltigkeitsprüfung sei plausibel, eine Prüfbitte
daher nicht erforderlich.

Zu Buchstabe c

Der Ausschuss für Kultur und Medien hat die Vorlage auf Drucksache 18/11856 in seiner 86. Sitzung am
28. Juni 2017 beraten und empfiehlt mit den Stimmen der Fraktionen CDU/CSU, SPD und DIE LINKE. gegen
die Stimmen der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN die Ablehnung.

Der Ausschuss Digitale Agenda hat die Vorlage auf Drucksache 18/11856 in seiner 92. Sitzung am 28. Juni 2017
beraten und empfiehlt mit den Stimmen der Fraktionen CDU/CSU, SPD und DIE LINKE. gegen die Stimmen der
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN die Ablehnung.

III. Beratungsverlauf und Beratungsergebnisse im federführenden Ausschuss

Zu den Buchstaben a und c

Der Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz hat die Vorlagen auf Drucksachen 18/12356 und 18/11856 in
seiner 151. Sitzung am 31. Mai 2017 anberaten und beschlossen, eine öffentliche Anhörung durchzuführen, die
er in seiner 153. Sitzung am 19. Juni 2017 durchgeführt hat. An dieser Anhörung haben folgende Sachverständige
teilgenommen:

Ulf Bornemann Deutscher Richterbund (DRB)
Staatsanwalt, Generalstaatsanwaltschaft Hamburg

Dr. iur. Ulf Buermeyer, LL.M. (Columbia) Richter am Landgericht Berlin
Wissenschaftlicher Mitarbeiter des Verfassungsgerichtshofs
des Landes Berlin

Martin Drechsler Freiwillige Selbstkontrolle Multimedia-Diensteanbieter
(FSM e. V.), Berlin

Prof. Dr. Bernd Holznagel, LL.M. Universität Münster
Institut für Informations-, Telekommunikations- und Medi-
enrecht

Christian Mihr Reporter ohne Grenzen e. V., Berlin

Prof. Dr. Wolfgang Schulz Universität Hamburg
Hans-Bredow-Institut für Medienforschung Lehrstuhl für
Medienrecht und Öffentliches Recht einschließlich ihrer the-
oretischen Grundlagen

Prof. Dr. Rolf Schwartmann Technische Hochschule Köln
Leiter der Kölner Forschungsstelle für Medienrecht

Holger Herzog jugendschutz.net, Mainz
Leiter des Justiziariats

MinDir Diethelm Gerhold Die Bundesbeauftragte für den Datenschutz und die
Informationssicherheit, Bonn
Leitender Beamter

Dr. Bernhard Rohleder Bitkom e. V., Berlin
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Hinsichtlich des Ergebnisses der Anhörung wird auf das Protokoll der 153. Sitzung vom 19. Juni 2017 mit den
anliegenden Stellungnahmen der Sachverständigen verwiesen.

Zu den Buchstaben a, b und c

Der Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz hat die Vorlagen auf Drucksachen 18/12356, 18/12727 und
18/11856 in seiner 159. Sitzung am 28. Juni 2017 abschließend beraten.

Er empfiehlt mit den Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU und SPD gegen die Stimmen der Fraktion DIE
LINKE. bei Stimmenthaltung der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN die Annahme des Gesetzentwurfs auf
Drucksache 18/12356 in der aus der Beschlussempfehlung ersichtlichen Fassung. Die Änderungen entsprechen
einem von den Fraktionen der CDU/CSU und SPD in den Ausschuss eingebrachten Änderungsantrag, der mit den
Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU und SPD bei Stimmenthaltung der Fraktionen DIE LINKE. und BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN angenommen wurde.

Weiter empfiehlt der Ausschuss einvernehmlich, den Gesetzentwurf auf Drucksache 18/12727 für erledigt zu
erklären.

Schließlich empfiehlt der Ausschuss mit den Stimmen der Fraktionen CDU/CSU, SPD und DIE LINKE. gegen
die Stimmen der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN die Ablehnung des Antrags auf Drucksache 18/11856.

Die Fraktion der SPD erläuterte zu dem Änderungsantrag, dass dadurch unter anderem der Anwendungsbereich
des Gesetzes dahingehend präzisiert werden solle, dass nur soziale Netzwerke erfasst seien, die dazu bestimmt
seien, dass Nutzer beliebige Inhalte mit anderen Nutzern teilten. Weiter werde präzisiert, dass Netzwerke mit
weniger als zwei Millionen registrierten Nutzern von den Pflichten nach den §§ 2 und 3 NetzDG-E befreit seien.
Zur Entlastung junger Start-up-Unternehmen gelte die Berichtspflicht des § 2 NetzDG-E erst ab dem Erhalt von
jährlich mehr als 100 Beschwerden. Die Berichte seien, anders als im Gesetzentwurf vorgesehen, nunmehr nur
halbjährlich zu erbringen. Die starre Frist im Gesetzentwurf von sieben Tagen für die Entfernung nicht offensicht-
lich rechtswidriger Inhalte werde flexibler gestaltet, um den Unternehmen entgegenzukommen. Weiter werde ein
System der Regulierten Selbstregulierung eingeführt. Für den Fall, dass der Empfangsberechtigte auf ein Aus-
kunftsersuchen nicht reagiere, solle ein Bußgeld verhängt werden können, damit die sozialen Netzwerke auf An-
fragen tatsächlich reagierten. Die aus ihrer Sicht wichtigste Regelung sei die Verpflichtung zur Benennung eines
inländischen Zustellungsbevollmächtigten; der Änderungsantrag ergänze hier die Verpflichtung, auf der Plattform
in leicht erkennbarer und unmittelbar erreichbarer Weise auf den Zustellungsbevollmächtigten aufmerksam zu
machen, damit für jedermann offensichtlich sei, wer Ansprechpartner sei. Die Fraktion betonte, dass ihr der Ab-
schluss dieses Vorhabens noch in dieser Wahlperiode wichtig gewesen sei. Angesichts der Zunahme von Hass
und Hetze im Internet sei das Gesetz, bei dem es sich um das wohl weltweit erste Gesetz dieser Art handele,
wichtig und auch effektiv. Keineswegs führe es zu einer Privatisierung der Rechtsdurchsetzung, auch die Mei-
nungsfreiheit werde nicht beeinflusst; das befürchtete Overblocking sei angesichts der klaren Regelungen nicht
zu erwarten. Es sei richtig, die sozialen Netzwerke nicht aus der Verantwortung zu entlassen.

Die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN teilte die Auffassung, dass gesetzgeberischer Handlungsbedarf be-
stehe und wies auf den eigenen Antrag hin. Sie rügte jedoch das gesetzgeberische Verfahren, das zu spät begonnen
worden sei und zu einem unvollständigen Gesetz geführt habe. Offen bleibe etwa, wie die Selbstregulierung im
Einzelnen aussehen und wie die Wiedereinstellung von Inhalten erfolgen solle. Die Kurzfristigkeit der Beratungen
sei auch deshalb unangemessen, weil es sich um eine zentrale Weichenstellung im digitalen Bereich handele, auf
die viele Länder blicken würden. Ein wichtiges Element sei allerdings die Benennung und Bekanntmachung des
inländischen Zustellungsbevollmächtigten. Der Begriff des innerhalb von 24 Stunden zu löschenden offensicht-
lich rechtswidrigen Inhalts sei hingegen nicht hinreichend klar definiert; auch die Aufweichung der Frist von
sieben Tagen für die Löschung nicht offensichtlich rechtswidriger Inhalte sei zu unbestimmt. Fraglich sei zudem,
ob die Regelung zur Einholung einer Vorabentscheidung durch das Bundesamt für Justiz bei einer großen Anzahl
von Beschwerden praktikabel sei. Weil eine allgemeine Beschwerdestelle bzw. Clearingstelle für eine Wieder-
einstellung rechtswidrig gelöschter Inhalte fehle, liege aus ihrer Sicht ein Eingriff in das Grundrecht auf Mei-
nungsfreiheit vor. Problematisch sei schließlich, dass der Auskunftsanspruch nicht nur Bestands-, sondern auch
Nutzungsdaten umfasse und keine Evaluierung der neuen Regelungen vorgesehen sei.
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Die Fraktion der CDU/CSU hob die Einführung eines Systems der Regulierten Selbstregulierung durch den
Änderungsantrag hervor, wodurch dem Eindruck entgegengetreten werde, dass allein die sozialen Netzwerke ent-
schieden, was veröffentlicht werde oder nicht. Das Gesetz mache deutlich, dass ein Rechtsstaat auch einen Rechts-
durchsetzungsanspruch im digitalen Raum habe. Es handele sich um ein richtiges und wichtiges Signal. Auch
wenn das Themenfeld noch nicht abschließend bearbeitet sei, sei es richtig, damit wenigstens zu beginnen, statt
gar nichts zu tun. In der kommenden Wahlperiode müsse insbesondere noch die wichtige Frage, wann ein An-
spruch auf Wiederherstellung eines rechtswidrig gelöschten Inhalts bestehe, geklärt werden.

Die Fraktion DIE LINKE. erklärte, es sei problematisch, dass zunächst durch die Plattformen – statt durch den
Staat – eine rechtliche Einordnung der Inhalte vorgenommen werden müsse. Dies werde dazu führen, dass die
Plattformen sich zur Vermeidung eines Bußgeldverfahrens im Zweifelsfall für das Löschen entscheiden würden.
Damit bestehe die Gefahr von Overblocking und unberechtigten Löschungen. Die Verpflichtung, auch bei zivil-
rechtlichen Ansprüchen Bestandsdaten herauszugegeben, eröffne ein Betätigungsfeld für die Abmahnindustrie
und könne trotz der Einführung eines Richtervorbehalts weiterhin zur Einschüchterung, etwa von Aktivisten ge-
gen Rechtsextremismus, missbraucht werden. Vor der Einführung ordnungspolitischer Maßnahmen gegenüber
Plattformbetreibern sei eine breite gesellschaftliche Debatte erforderlich. Sie kritisierte die zu knappen Fristen bei
der grundsätzlich begrüßenswerten Regulierten Selbstregulierung und sprach sich angesichts der dynamischen
Entwicklungen für eine Befristung der Geltungsdauer des Gesetzes aus.

Dem Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz lagen mehrere Petitionen vor.

IV. Zur Begründung der Beschlussempfehlung

Im Folgenden werden lediglich die vom Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz empfohlenen Änderungen
gegenüber der ursprünglichen Fassung des Gesetzentwurfs erläutert. Soweit der Ausschuss die unveränderte An-
nahme des Gesetzentwurfs empfiehlt, wird auf die jeweilige Begründung auf Drucksache 18/12356 verwiesen.

1. Allgemeines

Die Einführung wirksamer Managementsysteme zum Umgang mit Beschwerden bei Anbietern sozialer Netz-
werke kann durch die Nutzung von Audits und Zertifizierungen unterstützt werden. Das Bundesministerium der
Justiz und für Verbraucherschutz wird gebeten, bis Mitte 2018 einen mit den beteiligten Kreisen beratenen Vor-
schlag für die Auditierung und Zertifizierung des Beschwerdemanagements sozialer Netzwerke zu erarbeiten. Ein
erfolgreich abgeschlossenes Audit muss bei der Bewertung des Beschwerdemanagements durch das Bundesamt
für Justiz eine positive Vermutungswirkung entfalten. In den Prozess der Erarbeitung sollen die Anbieter sozialer
Netzwerke, die anerkannten Einrichtungen der Regulierten Selbstregulierung, Zertifizierungseinrichtungen, Ak-
kreditierungsstellen und weitere Beteiligte eingebunden werden. Das Bundesministerium der Justiz und für Ver-
braucherschutz wird gebeten, unverzüglich mit den Arbeiten an dem Vorschlag zu beginnen.

2. Im Einzelnen

Zu Artikel 1 (NetzDG-E)

Zu § 1 Absatz 1 NetzDG-E

Durch das Abstellen auf den bestimmungsgemäßen Gebrauch sowie die Klarstellung in Satz 3 wird im Gesetzes-
text deutlich zum Ausdruck gebracht, dass Anbieter von Plattformen, die darauf angelegt sind, dass nur spezifi-
sche Inhalte verbreitet werden, nicht unter die Regelungen des NetzDG fallen. Daher fallen z. B. berufliche Netz-
werke, Fachportale, Online-Spiele, Verkaufsplattformen nicht in den Anwendungsbereich.

Durch das Streichen des Wortes „auszutauschen“ sowie die Klarstellung in Satz 3 wird im Gesetzestext deutlich
zum Ausdruck gebracht, dass Dienste der Individualkommunikation (z. B. E-Mail- oder Messengerdienste) nicht
unter das Gesetz fallen. Dies ergibt sich auch aus dem eingrenzenden Tatbestandsmerkmal des Betreibens von
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„Plattformen“. Denn der Begriff der Plattform verweist nach dem allgemeinen Sprachgebrauch auf Kommunika-
tionsräume, wo sich Kommunikation typischerweise an eine Mehrzahl von Adressaten richtet bzw. zwischen die-
sen stattfindet.

Zu § 1 Absatz 2 NetzDG-E

Durch die Ergänzung in § 1 Absatz 2 wird für die relevante Nutzerzahl, welche Voraussetzung für die Anwend-
barkeit des NetzDG ist, auf „registrierte“ Nutzer abgestellt. Dies setzt voraus, dass die insofern relevanten Nutzer
einen gewissen Registrierungsprozess durchlaufen haben, wozu in der Regel die Zuordnung eines Nutzernamens
und Zustimmung zu gewissen Regeln des sozialen Netzwerkes in Form von allgemeinen Geschäftsbedingungen
gehört. Ausgenommen sind damit bloße Besucher einer Webseite. Diese auszunehmen entsprach schon bisher
dem Gesetzesanliegen. Ziel der Mindestnutzerzahl ist es, (nur) soziale Netzwerke mit großer Perpetuierungswir-
kung zu erfassen, wozu unregistrierte Besucher in der Regel nicht beitragen. Nicht mehr registriert sind Nutzer,
deren Nutzungsverhältnis mit dem sozialen Netzwerk beendet wurde.

Zu § 1 Absatz 3 NetzDG-E

Bei der Ergänzung des Wortlautes von § 1 Absatz 3 NetzDG-E um die Wörter „und nicht gerechtfertigt sind“
handelt es sich um eine Klarstellung des Gesetzesanliegens, wonach nur rechtswidrige Verbreitungen von Inhalten
erfasst sein sollen. Die Verbreitung von Inhalten, welche z. B. nach § 193 des Strafgesetzbuches (StGB) gerecht-
fertigt sind, soll nicht erfasst werden.

Der Straftatenkatalog in § 1 Absatz 3 NetzDG-E wird durch Streichung verschiedener Straftatbestände gestrafft.
Herausgenommen aus dem Anwendungsbereich werden strafbare Inhalte, soweit es um Straftatbestände vorran-
gig zum Schutz des Ansehens der Bundesrepublik Deutschland und seiner Repräsentanten oder von Institutionen
geht. Gegenüber dem Gesetzentwurf der Fraktionen der CDU/CSU und SPD entfallen § 90 StGB (Verunglimp-
fung des Bundespräsidenten), § 90a StGB (Verunglimpfung des Staates und seiner Symbole) und § 90b StGB
(Verfassungsfeindliche Verunglimpfung von Verfassungsorganen).

Zudem wird durch das Einfügen der Wörter „in Verbindung mit“ zwischen § 184b (Verbreitung, Erwerb und
Besitz kinderpornographischer Schriften) und § 184 d StGB (Zugänglichmachen pornographischer Inhalte mittels
Rundfunk oder Telemedien; Abruf kinder- und jugendpornographischer Inhalte mittels Telemedien) klargestellt,
dass entsprechend dem bisherigen Anliegen des Entwurfs nur kinderpornographische Inhalte in den Anwendungs-
bereich des Gesetzes fallen.

Schließlich wird mit § 201a StGB ein in der Praxis wichtiger Straftatbestand zur Bekämpfung von Mobbing und
anderen Formen der Verächtlichmachung durch Einstellen von Bildaufnahmen unter Verletzung des höchstper-
sönlichen Lebensbereichs aufgenommen.

Zu § 2 Absatz 1 NetzDG-E

Aufgrund der Änderung in § 2 Absatz 1 NetzDG-E sind Transparenzberichte durch die erfassten sozialen Netz-
werke alle sechs Monate, anstatt wie ursprünglich vorgesehen alle drei Monate, zu erstellen. Hiermit wird einem
vertretbaren Anliegen vor allem der betroffenen Netzwerke und einem Vorschlag des Bundesrates entsprochen.

§ 2 Absatz 1 NetzDG-E wurde zudem um eine Regelung ergänzt, wonach die Berichtspflichten nur für Anbieter
sozialer Netzwerke gelten, die im Kalenderjahr mehr als 100 Beschwerden über rechtswidrige Inhalte im Sinne
von § 1 Absatz 3 NetzDG-E erhalten. Damit entfällt die Berichtspflicht für Anbieter, bei denen rechtswidrige
Inhalte im Sinne von § 1 Absatz 3 NetzDG-E nur eine untergeordnete Rolle spielen. Die vorgenommene Ein-
schränkung dient der Wahrung der Verhältnismäßigkeit der Berichtspflichten, die vor allem für kleinere Netz-
werke oder Start-ups belastend sein können. Unabhängig hiervon gilt die Berichtspflicht ohnehin nur für Anbieter,
die mehr als zwei Millionen registrierte Nutzer haben, § 1 Absatz 2 NetzDG-E.

Zu § 2 Absatz 2 Nummer 7 NetzDG-E

Die Berichtspflichten werden in § 2 Absatz 2 Nummer 7 NetzDG-E dahingehend ergänzt, dass die erfassten An-
bieter in ihren Berichten auch aufschlüsseln müssen, in wie vielen Fällen sie sich auf Ausnahmen zur Sieben-
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Tages-Frist im Sinne von § 3 Absatz 2 Nummer 3 NetzDG-E wegen notwendiger Klärung von Tatsachenbehaup-
tungen oder anderer tatsächlicher Umstände sowie möglicher Gelegenheit zur Stellungnahme für den betroffenen
Nutzer gestützt haben. Zudem ist anzugeben, in wie vielen Fällen eine Weiterleitung an anerkannte Einrichtungen
der Regulierten Selbstregulierung erfolgte.

Zu § 3 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 NetzDG-E

Durch die Ergänzung in § 3 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 NetzDG-E wird klargestellt, dass eine Prüfungspflicht der
sozialen Netzwerke nur besteht, wenn die vom NetzDG erfassten Beschwerden einem konkreten Inhalt zugeord-
net werden können. Die Beschwerde muss als Grundlage für die Einschätzung der Rechtswidrigkeit des Inhalts
geeignet sein. Nicht auf konkrete Inhalte bezogene Beschwerden, welche den sozialen Netzwerken über die Be-
schwerdemechanismen nach § 3 Absatz 1 NetzDG-E zur Kenntnis gegeben werden, bleiben daher für die Erfül-
lung der Compliance-Vorgaben nach dem NetzDG-E irrelevant.

Zu § 3 Absatz 2 Nummer 3 NetzDG-E

Das Einfügen der Wörter „in der Regel“ in § 3 Absatz 2 Nummer 3 NetzDG-E dient dazu, den sozialen Netzwer-
ken in schwierigen Fallkonstellationen mehr Zeit zu geben für die Entscheidung, ob Inhalte strafrechtlich relevant
im Sinne von § 1 Absatz 3 NetzDG-E sind. So erscheinen Fälle denkbar, in welchen das soziale Netzwerk inner-
halb von sieben Tagen eine abschließende Entscheidung nicht mit der angemessenen Sorgfalt treffen kann.

Die Erweiterung des zeitlichen Spielraums in § 3 Absatz 2 Nummer 3 NetzDG-E trägt dazu bei, dass die sozialen
Netzwerke nicht aus Zeitnot gemeldete Inhalte, die eine genauere strafrechtliche Prüfung erfordern, im Zweifel
entfernen oder den Zugang zu ihnen sperren (sogenanntes Overblocking). Im Gesetzgebungsverfahren sind ent-
sprechende Befürchtungen geäußert worden. Durch die Flexibilisierung der (bisher) starren Frist in § 3 Absatz 2
Nummer 3 NetzDG-E wird die Gefahr eines solchen Fehlanreizes ausgeschlossen, weil den sozialen Netzwerken
ausreichend Zeit für eine notwendige rechtliche Prüfung des Inhalts zur Verfügung steht.

Die Compliance-Pflicht, rechtswidrige Inhalte umgehend zu entfernen oder zu sperren, wird mit der Erweiterung
des zeitlichen Spielraums in § 3 Absatz 2 Nummer 3 NetzDG-E nicht aufgehoben. Durch die Formulierung „in
der Regel“ wird klargestellt, dass eine abschließende Bewertung der Beschwerde zu einem Inhalt grundsätzlich
weiterhin innerhalb von sieben Tagen erfolgen soll. Zudem bleibt es dabei, dass die Entfernung oder Sperrung
immer noch unverzüglich erfolgen muss (d. h. ohne schuldhaftes Zögern), was durch Einfügen des Wortes „un-
verzüglich“ in § 3 Absatz 2 Nummer 3 NetzDG-E klargestellt ist. Unberührt bleibt ohnehin, dass die Privilegie-
rung des § 10 des Telemediengesetzes (TMG) nur dann erhalten bleiben kann, wenn das soziale Netzwerk unver-
züglich, d. h. ohne schuldhaftes Zögern, tätig wird.

Eine entsprechende Ergänzung von § 3 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 NetzDG-E bei der Frist zur Entfernung oder
Sperrung offensichtlich rechtswidriger Inhalte binnen 24 Stunden ist nicht geboten. Durch die Begrenzung auf
offensichtlich rechtswidrige Inhalte enthält die Fristenvorgabe bereits auf tatbestandlicher Ebene eine Eingren-
zung. Denn erfasst werden nur Inhalte, die offensichtlich rechtswidrig sind. Für die Bestimmung der Offensicht-
lichkeit kann zum einen auf die Erfahrungen mit dem Begriff in ähnlichen Konstellationen zurückgegriffen wer-
den (z. B. in § 101 Absatz 2 des Urheberrechtsgesetzes – UrhG). Zum anderen ergibt sich eine Präzisierung an-
hand der Frist von 24 Stunden. Offensichtlich rechtswidrig sind Inhalte daher nur, wenn die Rechtswidrigkeit
ohne vertiefte Prüfung, d. h. von geschultem Personal in der Regel sofort, mit zumutbarem Aufwand aber in jedem
Fall binnen 24 Stunden erkannt werden kann. Verbleiben danach Zweifel in tatsächlicher oder rechtlicher Hin-
sicht, wird keine offensichtliche Rechtsverletzung vorliegen (vergleichbar schon Drucksache 16/5048, S. 39).

Zu § 3 Absatz 2 Nummer 3 Buchstabe a NetzDG-E

Zudem kann es geboten sein, den betroffenen Nutzern vor einer Entscheidung zur Entfernung oder Zugangssper-
rung Gelegenheit zur Stellungnahme einzuräumen. Dies kann insbesondere der Fall sein, wenn die Entscheidung
über die Rechtswidrigkeit des Inhalts von der Wahrheit oder Unwahrheit einzelner Tatsachenbehauptungen in der
Beschwerde oder von anderen tatsächlichen Umständen, insbesondere dem Kontext einer Äußerung, abhängt. Für
diese in der Regel aufklärungsbedürftigen Fälle sieht § 3 Absatz 2 Nummer 3 Buchstabe a NetzDG-E nunmehr
vor, dass die Sieben-Tages-Frist regelmäßig überschritten werden kann.
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Bleibt die Gelegenheit zur Stellungnahme durch den Nutzer ungenutzt, darf das soziale Netzwerk in der Regel
von der Glaubhaftigkeit des Beschwerdevorbringens ausgehen und den Inhalt entfernen. Verteidigt der Nutzer
dagegen seine Behauptungen, so muss das Netzwerk die Glaubhaftigkeit der entgegenstehenden Behauptungen
abwägen. Sollte sich die Entscheidung des sozialen Netzwerks im Nachhinein als Fehleinschätzung herausstellen,
darf hierauf kein Bußgeld gestützt werden, wie bereits im Gesetzentwurf der Fraktionen der CDU/CSU und SPD
in der Begründung zu § 4 NetzDG-E ausgeführt wurde.

Zu § 3 Absatz 2 Nummer 3 Buchstabe b NetzDG-E

Durch § 3 Absatz 2 Nummer 3 Buchstabe b NetzDG-E wird das Beschwerdemanagement in Fällen des § 3 Ab-
satz 2 Nummer 3 NetzDG-E für die Einbindung von anerkannten Einrichtungen der Regulierten Selbstregulierung
geöffnet. Liegt kein Fall der offensichtlichen Rechtswidrigkeit vor, steht es den sozialen Netzwerken frei, die
Entscheidung über die Entfernung oder Sperrung einer anerkannten Einrichtung der Regulierten Selbstregulierung
zu übertragen.

Wenn die anerkannte Einrichtung der Regulierten Selbstregulierung den Inhalt als rechtswidrig im Sinne des
NetzDG-E einordnet, muss das soziale Netzwerk diesen unverzüglich entfernen oder sperren. Kommt die aner-
kannte Einrichtung der Regulierten Selbstregulierung zu der Einschätzung, dass der Inhalt nicht rechtswidrig ist,
so darf das soziale Netzwerk diesen nicht entfernen oder sperren. In diesen Fällen ist es der Bußgeldbehörde
verwehrt, ein Bußgeld darauf zu stützen, dass entsprechende Inhalte tatsächlich rechtswidrig waren und diese
gesperrt oder entfernt werden mussten. Denn in diesem Fall hat das soziale Netzwerk seine Pflicht zur Befolgung
der Compliance-Vorgaben erfüllt, indem es die Entscheidung über die Entfernung oder Sperrung zulässigerweise
an die anerkannte Einrichtung der Regulierten Selbstregulierung übertragen hat und bei entsprechender Entschei-
dung dieser Einrichtung unverzüglich entfernt oder gesperrt hat. Insofern begrenzt die Öffnungsklausel des § 3
Absatz 2 Nummer 3 Buchstabe b NetzDG-E den Einschätzungsspielraum der Bußgeldbehörde; zugleich eröffnet
es für die sozialen Netzwerke die Möglichkeit, die Einschätzung eines Inhalts auszulagern und auf eine unabhän-
gige anerkannte Einrichtung der Regulierten Selbstregulierung zu übertragen.

Eine Übertragung der Entscheidung nach § 3 Absatz 2 Nummer 3 Buchstabe b NetzDG-E ist nur auf anerkannte
Einrichtungen möglich.

Zu § 3 Absatz 6 bis 9 NetzDG-E

Die materiellen Voraussetzungen der Anerkennung einer Einrichtung der Regulierten Selbstregulierung werden
in § 3 Absatz 6 NetzDG-E festgelegt und orientieren sich an § 19 des Jugendmedienschutz-Staatsvertrages. Vo-
raussetzung für eine Anerkennung sind danach vor allem Unabhängigkeit und Sachkunde der Prüfer sowie eine
sachgerechte Ausstattung, die eine Entscheidung über die Rechtswidrigkeit des gemeldeten und übertragenen
Inhalts nach sieben Tagen ermöglicht. Es müssen Vorgaben für das Prüfverfahren, eine Verfahrensordnung sowie
eine Beschwerdestelle bestehen. Die Entscheidungsgremien sollen plural besetzt werden unter Einbeziehung der
nach § 59 Absatz 2 des Rundfunkstaatsvertrags der Länder zuständigen Aufsichtsbehörden (Landesmedienanstal-
ten).

Bei den Einrichtungen der Regulierten Selbstregulierung sind auch Beschwerdestellen einzurichten, damit Nutzer,
deren Inhalte zu Unrecht entfernt wurden, sich hiergegen beschweren können (§ 3 Absatz 6 Nummer 4 NetzDG-
E). Damit wird sichergestellt, dass es in Fällen der unberechtigten Sperrung tatsächlich zulässiger Inhalte schnell
und unkompliziert zur Wiederherstellung der Inhalte kommt.

Die Einrichtung muss gemäß § 3 Absatz 6 Nummer 5 NetzDG-E von mehreren Anbietern sozialer Netzwerke
oder Institutionen getragen werden, die eine sachgerechte Ausstattung sicherstellen. Außerdem muss sie für den
Beitritt weiterer Anbieter insbesondere sozialer Netzwerke offenstehen. Das Prüfverfahren der angerufenen Ein-
richtung der Regulierten Selbstregulierung wird im Einzelnen durch dessen Verfahrensordnung bestimmt. Die
Betroffenen (soziales Netzwerk, Beschwerdeführer, Nutzer) haben Gelegenheit, gegenüber der Einrichtung der
Regulierten Selbstregulierung Stellung zu nehmen. Das soziale Netzwerk kann eine Stellungnahme schon mit der
Übertragung der Entscheidung auf die Einrichtung der Regulierten Selbstregulierung verbinden. Beschwerdefüh-
rer und Nutzer können sich, nachdem sie gemäß § 3 Absatz 2 Nummer 5 NetzDG-E von der Übertragung auf die
Einrichtung der Regulierten Selbstregulierung informiert wurden, gegenüber dieser äußern.
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Das eröffnete System der Regulierten Selbstregulierung bleibt einer Aufsicht unterworfen. Die Einrichtung der
Regulierten Selbstregulierung muss durch das Bundesamt für Justiz anerkannt werden, § 3 Absatz 7 NetzDG-E.
Die Anerkennung kann widerrufen oder mit Nebenbestimmungen versehen werden, § 3 Absatz 8 NetzDG-E. Dies
wird insbesondere dann in Betracht kommen, wenn sich herausstellt, dass die Unabhängigkeit und Sachkunde der
Prüfer nicht gewährleistet oder eine zügige Bearbeitung nicht sichergestellt ist. Dadurch ist gewährleistet, dass
die Compliance-Vorgaben des NetzDG nicht unterlaufen werden.

Durch § 3 Absatz 9 NetzDG-E wird geregelt, dass in Fällen, in denen zu erwarten ist, dass bei einem Anbieter die
Erfüllung der Pflichten des Absatzes 2 Nummer 3 durch einen Anschluss an die Selbstkontrolle nicht gewährleis-
tet ist, das Bundesamt für Justiz dessen Möglichkeit, an dem System der Regulierten Selbstregulierung teilzuneh-
men, für einen begrenzten Zeitraum suspendieren kann.

Weitergehender Kontrollmechanismen über das Funktionieren der Regulierten Selbstregulierung bedarf es nicht.
Ergeben sich bei der Einrichtung der Regulierten Selbstregulierung Missstände, so wird deren Anerkennung zu
widerrufen sein. Wenn soziale Netzwerke Entscheidungen zum Entfernen oder Sperren an die Einrichtung abge-
ben, obwohl die Voraussetzungen hierfür nicht gegeben sind, z. B. bei offensichtlicher Rechtswidrigkeit des In-
halts) oder den Entscheidungen der Einrichtung zum Entfernen oder Sperren nicht Folge leistet, so ist dieses
Verhalten mit der Compliance-Vorgabe nach § 3 Absatz 2 Nummer 3 nicht vereinbar und kann, wenn sich hier
ein systemischer Mangel des Netzwerks offenbart, Grundlage für ein Bußgeld nach § 4 Absatz 1 Nummer 2
NetzDG-E sein.

Zu § 3 Absatz 2 Nummer 4, Absatz 3 NetzDG-E

Die Pflicht zur Speicherung entfernter Inhalte zu Beweiszwecken in § 3 Absatz 2 Nummer 4 NetzDG-E wird
dahingehend geändert, dass eine Pflicht zum Speichern im Inland entfällt und eine Speicherung im Anwendungs-
bereich der genannten EU-Richtlinien genügt. Entsprechendes gilt für die Dokumentation von Beschwerden und
von Abhilfemaßnahmen nach § 3 Absatz 3 NetzDG-E. Damit werden europarechtliche Bedenken im Hinblick auf
die Vereinbarkeit einer Inlandsspeicherpflicht mit dem digitalen Binnenmarkt in Europa ausgeräumt.

Zu § 3 Absatz 2 Nummer 6 NetzDG-E

Die Pflicht in § 3 Absatz 2 Nummer 6 NetzDG-E zur Löschung von Kopien rechtswidriger Inhalte entfällt. Damit
wird berücksichtigt, dass der Begriff der Kopien schwer bestimmbar ist, insbesondere in Fällen, wenn bestimmte
Posts bzw. Inhalte in einem anderen Kontext (z. B. als Zitat oder in Form einer Berichterstattung) wiedergegeben
werden. Jeweils den Kontext von Kopien zu berücksichtigen, würde die sozialen Netzwerke mit schwierigen
Prüfungen konfrontieren, zumal sich die Beschwerde in der Regel nicht auf die Verbreitung des rechtswidrigen
Inhalts in anderen Kontexten bezieht.

Zu § 4 Absatz 5 NetzDG-E

Das Vorabentscheidungsverfahren wird nach Auffassung des Ausschusses für die Fälle der eigenständigen Ent-
scheidungen der sozialen Netzwerke gemäß § 3 Absatz 2 Nummer 2 und Nummer 3 NetzDG-E benötigt. Aller-
dings wird die strikte Verpflichtung der Verwaltungsbehörde, ein Vorabentscheidungsverfahren durchzuführen,
durch die Umwandlung des § 4 Absatz 5 NetzDG-E in eine Soll-Vorschrift flexibilisiert. Das Vorabentschei-
dungsverfahren ist geboten, wenn die Verwaltungsbehörde den Vorwurf, kein richtiges Verfahren für den Um-
gang mit Beschwerden über rechtswidrige Inhalte vorzuhalten, auf eine systemisch falsche Entscheidungspraxis
der sozialen Netzwerke stützt, die mit einer überschaubaren Zahl von falschen Einzelfallentscheidungen belegt
wird. Wird der Vorwurf dagegen in erster Linie auf eine fehlerhafte Anweisung der Mitarbeiter des Beschwerde-
teams gestützt, erscheint ein Vorabentscheidungsverfahren entbehrlich.

Zudem wird auch durch die Verwendung des Plurals in § 4 Absatz 5 NetzDG-E deutlicher zum Ausdruck ge-
bracht, dass Grundlage für die Verwirklichung des Bußgeldtatbestandes in § 4 Absatz 1 Nummer 2 NetzDG-E
nicht schon die fehlerhafte Nichtlöschung eines einzelnen Inhaltes sein kann, sondern es auf ein systemisches
Versagen ankommt, welches sich erst durch beharrliche Verstöße gegen die Compliance-Vorgaben aus § 3 Ab-
satz 1 und 2 NetzDG-E ergeben kann.
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Zu § 5 NetzDG-E in Verbindung mit § 4 Absatz 1 Nummer 7, 8, Absatz 2 NetzDG-E

Die Regelung zum Zustellungsbevollmächtigten wird dahingehend ergänzt, dass die Angaben – ähnlich Impres-
sumspflichten – auf der Plattform der sozialen Netzwerke leicht erkennbar und unmittelbar erreichbar sein müs-
sen. Außerdem ist der Zustellungsbevollmächtigte nicht nur in konkreten Verfahren, sondern dauerhaft, d. h. auch
zum Zwecke der Einleitung von Verfahren mit Bezug zur Verbreitung rechtswidriger Inhalte im Sinne von § 1
Absatz 3 NetzDG-E, verfügbar zu halten.

Zudem wurde eine Pflicht zur Reaktion auf Auskunftsersuchen inländischer Strafverfolgungsbehörden binnen
48 Stunden eingefügt.

Die Regelungen in § 5 NetzDG-E sind bußgeldbewehrt. Neben dem schon bisher vorgesehenen § 4 Absatz 1
Nummer 7 NetzDG-E wird eine weitere Nummer 8 eingefügt, wonach es auch eine Ordnungswidrigkeit darstellt,
wenn der Empfangsberechtigte beharrlich nicht auf Anfragen der Strafverfolgungsbehörden reagiert.

Zu § 6 NetzDG-E

§ 6 Absatz 1 NetzDG-E ist an den geänderten Turnus der Berichtspflichten angepasst.

Für Anbieter sozialer Netzwerke, die die Bagatellgrenze des § 1 Absatz 2 NetzDG-E erst nach Inkrafttreten erfül-
len, erhält der angefügte Satz 2 eine Übergangsregelung, die auch diesen Netzwerken eine angemessene Über-
gangsfrist sichert. Nähere Bestimmungen zur Feststellung, ob ein Netzwerk die Voraussetzungen des § 1 erfüllt,
werden in den gemäß § 4 Absatz 4 Satz 2 zu erlassenden allgemeinen Verwaltungsgrundsätzen über die Ausübung
des Ermessens der Bußgeldbehörde bei der Einleitung eines Bußgeldverfahrens geregelt.

Zu Artikel 2 (Änderung des TMG)

Zu Nummer 1 (Änderung von § 14 Absatz 3 bis 5 TMG)

Ziel des Auskunftsanspruchs ist es, den Betroffenen einen wirksamen und durchsetzbaren Anspruch auf Feststel-
lung der Identität des Verletzers bei Rechtsverletzungen im Internet zu verschaffen. Mit § 14 Absatz 3 TMG-E
wird deshalb eine neue datenschutzrechtliche Ermächtigungsnorm in die Regelungen der §§ 11 ff. TMG einge-
fügt. Dies entspricht dem schon im Gesetzentwurf der Fraktionen CDU/CSU und SPD, dort mit § 14 Absatz 2
TMG-E verfolgten Anliegen. Damit wird geregelt, in welchen Fällen von Persönlichkeitsrechtsverletzungen dem
Diensteanbieter die Datenherausgabe erlaubt ist. In Fällen, in welchen bereits nach jetziger Rechtslage ein Aus-
kunftsanspruch gemäß § 242 des Bürgerlichen Gesetzbuchs (BGB) dem Grunde nach besteht, wird dieser Aus-
kunftsanspruch nun durch die Regelung des § 14 Absatz 3 TMG für den Diensteanbieter auch erfüllbar. Für die
Zukunft sollte überlegt werden, ob der Anspruch nach dem Vorbild vergleichbarer Auskunftsansprüche wie bei-
spielsweise in § 101 UrhG kodifiziert werden könnte, um dem Verletzten eine Durchsetzung seiner Rechte nach
klaren Kriterien zu ermöglichen. Dabei wäre insbesondere sicherzustellen, dass der Verletzte von denjenigen, die
für rechtsverletzende Tätigkeiten genutzte Dienstleistungen in gewerblichem Ausmaß erbracht haben, Auskunft
über Tatsachen verlangen kann, die erforderlich sind, um die Identität des Täters festzustellen und die sich aus
der Rechtsverletzung ergebenden Ansprüche durchzusetzen.

Ob und wann ein Auskunftsanspruch gemäß § 242 BGB dem Grunde nach besteht, bleibt weiterhin der Ausge-
staltung der Gerichte vorbehalten. Eine Änderung nimmt Artikel 2 insofern nicht vor.

Der Anwendungsbereich von § 14 Absatz 3 TMG-E ist auf Fälle strafrechtlich relevanter Verletzungen absolut
geschützter Rechte beschränkt. Die Auskunft darf nur erteilt werden, wenn die Verletzungshandlung den Tatbe-
stand einer der in § 1 Absatz 3 NetzDG-E genannten Strafvorschriften erfüllt. Damit wird die Datenherausgabe
nur in Fällen schwerwiegender Persönlichkeitsrechtsverletzungen eröffnet. Zudem gilt § 14 Absatz 3 TMG-E nur
für die Fälle der Verletzung absolut geschützter Rechte, die nicht bereits durch § 14 Absatz 2 TMG erfasst sind.
§ 14 Absatz 2 TMG bleibt unverändert, so dass mit der Neuregelung keine Änderungen hinsichtlich der zivil-
rechtlichen Durchsetzung von Immaterialgüterrechten verbunden sind.

Die datenschutzrechtliche Erlaubnis der Datenherausgabe steht unter dem Vorbehalt einer richterlichen Gestat-
tung (Richtervorbehalt). Dies war schon im Gesetzentwurf der Fraktionen der CDU/CSU und SPD angelegt (vgl.
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dort Begründung unter Abschnitt B.: „aufgrund gerichtlicher Anordnung“). Damit wird verfahrensrechtlich si-
chergestellt, dass es nicht vorschnell zur Herausgabe von Daten kommt, sondern dem immer eine richterliche
Prüfung und Anordnung vorausgeht. Eine entsprechende Absicherung erscheint in den erfassten Fällen deswegen
notwendig, weil die behaupteten Rechtsverletzungen sich oft im Kontext heftiger Debatten und Auseinanderset-
zungen abspielen können. Die Situation ist damit nicht vergleichbar mit der Auskunftserteilung über Bestandsda-
ten in anderen Bereichen wie etwa im Urheberrecht. Sie betrifft einen Kernbereich der Ausübung der durch Arti-
kel 5 Absatz 1 des Grundgesetzes geschützten Meinungsfreiheit. Der Richtervorbehalt wird Einschüchterungsef-
fekte auf die Ausübung der Meinungsfreiheit in diesem eng begrenzten Bereich besonders grundrechtssensibler
Kommunikation verhindern. Insbesondere sollen Teilnehmer von Debatten und Diskussionen nicht mit der Angst
leben müssen, dass Diensteanbieter vorschnell und ohne richterliche Prüfung, gegebenenfalls aufgrund falscher
Angaben eines Dritten, ihre Anonymität aufdecken.

Die Ausgestaltung des Richtervorbehalts erfolgt in § 14 Absatz 4 TMG-E, der sich an die Regelung in § 101
Absatz 9 UrhG anlehnt. Voraussetzung für eine Entscheidung des Gerichts ist ein entsprechender Antrag des
Verletzten.

Sachlich zuständig für das richterliche Gestattungsverfahren ist das Landgericht. Am Wohnsitz, Sitz oder Ort der
Niederlassung des Verletzten wird eine örtliche Zuständigkeit begründet. Die internationale Zuständigkeit richtet
sich grundsätzlich nach der Verordnung (EU) Nr. 1215/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates vom
12. Dezember 2012 über die gerichtliche Zuständigkeit und die Anerkennung und Vollstreckung von Entschei-
dungen in Zivil- und Handelssachen (Brüssel-Ia-Verordnung).

Im Übrigen gelten für das Verfahren die Vorschriften des Gesetzes über das Verfahren in Familiensachen und in
den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit entsprechend. Der Prüfungsumfang für das gerichtliche
Verfahren folgt aus § 14 Absatz 3 TMG-E. Das Gericht wird prüfen, ob eine Herausgabe von Bestandsdaten be-
antragt ist und dies zur Durchsetzung zivilrechtlicher Ansprüche wegen der Verletzung absolut geschützter Rechte
aufgrund von rechtswidrigen Inhalten im Sinne von § 1 Absatz 3 des Netzwerkdurchsetzungsgesetzes erforderlich
ist.

Der Diensteanbieter ist zwingend am richterlichen Gestattungsverfahren zu beteiligen, § 14 Absatz 5 Satz 1
TMG-E. Dieser kann den Nutzer von dem Verfahren unterrichten, § 14 Absatz 5 Satz 2 TMG-E. In der Regel
wird er hierzu aus den vertraglichen Regelungen im Innenverhältnis zum Nutzer (Rücksichtnahmepflichten nach
§ 241 Absatz 2 BGB) verpflichtet sein.

Zu Nummer 2 (Änderung von § 15 Absatz 5 TMG-E)

Die Änderung von § 15 Absatz 5 Satz 4 TMG-E ist redaktionell bedingt. Schon bisher war die gesamte Öffnungs-
klausel des § 14 Absatz 2 TMG für Nutzungsdaten über die Verweisung in § 15 Absatz 5 Satz 4 TMG entspre-
chend anwendbar (vgl. Drucksache 16/3078, S. 16: „§ 15 Abs. 5 ordnet die entsprechende Anwendung von § 14
Abs. 2 für den Bereich der Nutzungsdaten an."). Schon nach dem Gesetzentwurf der Fraktionen der CDU/CSU
und SPD würde sich die Ergänzung in § 14 Absatz 2 TMG-E auch auf Nutzungsdaten erstrecken, da sich der
bisherige § 15 Absatz 5 Satz 4 TMG dann auch darauf beziehen würde. Da die Änderungen der datenschutzrecht-
lichen Öffnungsklausel nunmehr nicht in § 14 Absatz 2 TMG-E, sondern in § 14 Absatz 3 bis 5 TMG-E erfolgen,
ist die Verweisungsnorm in § 15 Absatz 5 Satz 4 TMG-E entsprechend redaktionell anzupassen.

Zu Artikel 3 (Inkrafttreten)

Mit dem späteren Inkrafttreten am 1. Oktober 2017 wird den sozialen Netzwerken und den anerkannten Einrich-
tungen der Regulierten Selbstregulierung mehr Zeit für die Anpassung an die neue Gesetzeslage gewährt. Dies
erscheint angemessen vor dem Hintergrund, dass insofern erhebliche Dispositionen zu treffen sind.

Berlin, den 27. Juni 2017

Dr. Stefan Heck
Berichterstatter

Dr. Johannes Fechner
Berichterstatter

Harald Petzold (Havelland)
Berichterstatter

Renate Künast
Berichterstatterin
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A. Grundlagen  

I. Begriff und Zweck der NetzDG-Bußgeldleitlinien  

Die Leitlinien zur Festsetzung von Geldbußen im Bereich des 
Netzwerkdurchsetzungsgesetzes (NetzDG-Bußgeldleitlinien) stellen allgemeine 
Verwaltungsgrundsätze über die Ausübung des Ermessens der Bußgeldbehörde bei 
der Einleitung eines Bußgeldverfahrens und bei der Bemessung der Geldbuße dar. 
Sie stützen sich auf das Entschließungs- sowie das Rechtsfolgeermessen des 
Bundesamts für Justiz (BfJ) nach § 47 Absatz 1 Satz 1 des Gesetzes über 
Ordnungswidrigkeiten (OWiG), § 4 Absatz 2 des Netzwerkdurchsetzungsgesetzes 
(NetzDG).  

Die NetzDG-Bußgeldleitlinien dienen dazu, die Voraussetzungen für die Einleitung 
eines Bußgeldverfahrens im Bereich des NetzDG zu konkretisieren, sowie die Höhe 
der zu verhängenden Geldbuße innerhalb des gesetzlichen Bußgeldrahmens zu 
bestimmen. Sie konkretisieren die für die Bußgeldzumessung maßgebliche Vorschrift 
des § 17 OWiG. Die NetzDG-Bußgeldleitlinien erfassen Tatumstände und Tatfolgen, 
die bei Verstößen gegen das NetzDG typischerweise auftreten (sogenannte 
Regelfälle), ebenso wie außergewöhnliche Sachverhalte, die sich durch einen 
wesentlich erhöhten Unrechtsgehalt auszeichnen und eine besondere Abschreckung 
rechtfertigen. In den NetzDG-Bußgeldleitlinien wird die allgemeine Methode für die 
Ermittlung der Geldbuße dargelegt, jedoch können besondere Umstände eines 
Einzelfalls ein Abweichen von dieser Methode oder den festgelegten Grundbeträgen 
rechtfertigen.  

Die NetzDG-Bußgeldleitlinien unterstützen das Prinzip der Gleichbehandlung, dem 
die Verwaltung verpflichtet ist. Sie gewährleisten, dass im Wesentlichen gleiche 
Ordnungswidrigkeiten vergleichbar behandelt werden, ohne die im Mittelpunkt der 
Bußgeldentscheidung stehende Bewertung von tat- und täterbezogenen Umständen 
des Einzelfalls aufzugeben. Schließlich fördern die NetzDG-Bußgeldleitlinien die 
Transparenz der Entscheidung für die Einleitung eines Bußgeldverfahrens sowie der 
Bußgeldentscheidung des BfJ gegenüber den Verfahrensbeteiligten und der 
Öffentlichkeit.  

II. Geltungsbereich der NetzDG-Bußgeldleitlinien  

Die NetzDG-Bußgeldleitlinien gelten für die Festsetzung von Geldbußen nach 
§ 4 Absatz 2 NetzDG gegen natürliche und juristische Personen, die gegen die 
bußgeldbewehrten Pflichten des NetzDG verstoßen haben. Bei der Festsetzung von 
Geldbußen gegen juristische Personen handelt es sich um eine 
unternehmensbezogene Bußgeldzumessung nach § 30 OWiG. Die Festlegung der 
NetzDG-Bußgeldleitlinien für juristische Personen gilt für Personenvereinigungen 
jeweils entsprechend.  

Die NetzDG-Bußgeldleitlinien sind anwendbar auf Verstöße gegen verschiedene 
Vorschriften. Dabei geht es um Verstöße gegen die Verpflichtung zum Vorhalten 
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eines wirksamen Verfahrens für den Umgang mit Beschwerden über rechtswidrige 
Inhalte (Beschwerdemanagement), sowie um Verstöße gegen Verpflichtungen zur 
Benennung eines verantwortlichen Ansprechpartners im Inland für Zustellungen und 
Auskunftsersuchen. 

Wirksames Beschwerdemanagement:  

• § 2 Absatz 1 Satz 1 NetzDG 
(Berichtspflicht) 
 

• § 3 Absatz 1 Satz 1 NetzDG 
(Verfahren für den Umgang mit Beschwerden über rechtswidrige Inhalte) 
 

• § 3 Absatz 1 Satz 2 NetzDG 
(Verfahren zur Übermittlung von Beschwerden über rechtswidrige Inhalte) 
 

• § 3 Absatz 4 Satz 1 NetzDG 
(Überwachung des Umgangs mit Beschwerden) 
 

• § 3 Absatz 4 Satz 2 NetzDG 
(Beseitigung organisatorischer Unzulänglichkeiten) 
 

• § 3 Absatz 4 Satz 3 NetzDG 
(Schulungs- und Betreuungsangebote) 
 

Verantwortlicher Ansprechpartner im Inland:  

• § 5 NetzDG 
(Benennung eines inländischen Zustellungsbevollmächtigten und eines 
inländischen Empfangsberechtigten) 
 

• § 5 Absatz 2 Satz 2 NetzDG 
(Antwortpflicht) 
 

Die NetzDG-Bußgeldleitlinien werden sowohl im einheitlichen als auch im 
selbständigen Verfahren (vergleiche § 30 Absatz 4 OWiG) angewendet.  

 

B. Einleitung des Bußgeldverfahrens 

Gemäß § 47 Absatz 1 OWiG liegt es im pflichtgemäßen Ermessen der 
Verwaltungsbehörde, hier des BfJ, ob und in welchem Umfang Ordnungswidrigkeiten 
verfolgt werden. Im Gegensatz zum Strafverfahren, wo das Legalitätsprinzip gilt, ist 
das BfJ demnach nicht verpflichtet, ein Ordnungswidrigkeitenverfahren einzuleiten.  
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Als Erwägungsgrund für die Nichtverfolgung von einzelnen Verstößen gegen 
Vorgaben für ein wirksames Beschwerdemanagement kann Berücksichtigung finden, 
dass es sich um geringfügige Verstöße handelt (zum Beispiel nur geringfügiges 
Überschreiten der Fristen in § 3 Absatz 2 Nummer 2 und 3 NetzDG beziehungsweise 
Überschreiten nur in einer überschaubaren Zahl von Fällen) oder dass das 
Beschwerdemanagement in der Folge glaubwürdig überarbeitet wurde, um den 
gesetzlichen Vorgaben zukünftig nachkommen zu können. Ferner kann ein 
Erwägungsgrund für die Nichtverfolgung von einzelnen Taten sein, wenn dem 
sozialen Netzwerk beziehungsweise den verantwortlichen Mitarbeitern nur ein 
geringer Fahrlässigkeitsvorwurf gemacht werden kann.  

Als Erwägungsgrund für die Nichtverfolgung von einzelnen Taten kann auch der 
Umstand in Betracht kommen, dass bei mehreren Geldbußen gegebenenfalls wegen 
§ 20 OWiG unbillige Härte drohen könnte. Wurde gegen ein soziales Netzwerk mit 
Sitz im Ausland bereits ein Bußgeld wegen eines Verstoßes gegen Compliance-
Standards des Sitzlandes verhängt, kann dies als Erwägungsgrund für die 
Nichtverfolgung einzelner Taten nach dem NetzDG in Betracht kommen. 

I. Anwendungsbereich nach § 1 Absatz 1 NetzDG 

Das NetzDG gilt nach § 1 Absatz 1 Satz 1 NetzDG für Telemediendiensteanbieter, 
die mit Gewinnerzielungsabsicht Plattformen im Internet betreiben, die dazu 
bestimmt sind, dass Nutzer beliebige Inhalte mit anderen Nutzern teilen oder der 
Öffentlichkeit zugänglich machen (soziale Netzwerke).  

Dabei muss für Telemediendiensteanbieter die elektronische 
Informationsbereitstellung im Vordergrund stehen. Nutzer sind natürliche oder 
juristische Personen, die die Infrastruktur der Plattform nutzen, insbesondere um auf 
Inhalte zuzugreifen und um Informationen zu erlangen. Vom Anwendungsbereich 
des NetzDG werden Plattformen erfasst, die dazu bestimmt sind, dass beliebige 
Inhalte wie Bilder, Videos oder Texte vom Nutzer eingestellt werden können. Die 
Plattformen ermöglichen Kommunikationsräume, in denen sich die Kommunikation 
typischerweise an eine Mehrzahl von Adressaten richtet beziehungsweise zwischen 
diesen stattfindet. Angebote, welche entsprechende Kommunikationsräume nur als 
Nebenfunktion anbieten, sind nicht als solche „dazu bestimmt“, dass Inhalte im Sinne 
von § 1 Absatz 1 Satz 1 NetzDG geteilt oder zugänglich gemacht werden. Nicht in 
den Anwendungsbereich fallen daher zum Beispiel Verkaufsplattformen oder Online-
Spiele, wo die Nutzer als Nebenfunktion auch Inhalte teilen können (etwa 
Bewertungen in Foren von Verkaufsplattformen oder Kommunikationsforen als 
untergeordnete Funktion von Online-Spielen).  

Nicht erfasst vom Anwendungsbereich des NetzDG sind soziale Netzwerke mit 
journalistisch-redaktionell gestalteten Angeboten (§ 1 Absatz 1 Satz 2 NetzDG), 
Plattformen zur Verbreitung spezifischer Inhalte oder solche, die zur 
Individualkommunikation bestimmt sind (§ 1 Absatz 1 Satz 3 NetzDG). Es fallen 
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daher beispielsweise berufliche Netzwerke, Fachportale sowie E-Mail- oder 
Messengerdienste nicht in den Anwendungsbereich.  

II. Registrierte Nutzer  

Gemäß § 1 Absatz 2 NetzDG ist der Anbieter eines sozialen Netzwerkes von den 
Pflichten nach den § 2 und § 3 NetzDG befreit, wenn das soziale Netzwerk im Inland 
weniger als zwei Millionen registrierte Nutzer hat. Entscheidend ist die Anzahl der 
inländischen Nutzer, die registriert sind.  

Das Merkmal „registriert“ setzt voraus, dass die insofern relevanten Nutzer einen 
gewissen Registrierungsprozess aktiv durchlaufen haben, wozu in der Regel die 
Zuordnung eines Nutzernamens und die Zustimmung zu gewissen Regeln des 
sozialen Netzwerkes in Form von Allgemeinen Geschäftsbedingungen gehört. Der 
Anbieter des sozialen Netzwerkes erhält durch die Registrierung in der Regel nähere 
Informationen über den Nutzer, der Nutzer hingegen erhält gegebenenfalls ein 
Passwort, das ihm den Zugang zu der Plattform und die Nutzung der 
registrierungspflichtigen Dienste der Plattform ermöglicht. Nicht erforderlich hingegen 
ist das aktive Einstellen von Inhalten. Entscheidend ist die Möglichkeit des Konsums 
der auf einem sozialen Netzwerk angebotenen Inhalte. Als nicht registriert gelten 
damit bloße Besucher einer Webseite, die beispielsweise das Informationsangebot 
der Seite nutzen, ohne vorab nähere Informationen über ihre Person preisgegeben 
zu haben. Als nicht mehr registriert gelten Nutzer, deren Nutzungsverhältnis mit dem 
sozialen Netzwerk beendet wurde.  

Maßgeblich ist die Zahl der registrierten Nutzer über den gesamten Zeitraum, die das 
BfJ dem Tatvorwurf zugrunde legt. Innerhalb dieses Zeitraums müssen die 
Voraussetzungen des § 1 Absatz 2 NetzDG erfüllt sein.  

Um die Nutzeranzahl zu ermitteln, kann sich das BfJ öffentlich zugänglicher Quellen 
bedienen und das Netzwerk von dem Ergebnis in Kenntnis setzen. Das Netzwerk 
kann daraufhin zu der vom BfJ ermittelten Nutzeranzahl Stellung nehmen. Die 
Stellungnahme des sozialen Netzwerkes ist vom BfJ bei der Überzeugungsbildung 
zu berücksichtigen. Anhand von aussagekräftigen Daten (zum Beispiel der 
Stellungnahme des Netzwerkes, belastbaren Angaben der Netzwerke zur eigenen 
Reichweite sowie zu registrierten Nutzern – etwa gegenüber Werbekunden – und 
ähnliche Angaben) kann das BfJ die Mindestzahl (registrierter Nutzer im Inland) auch 
schätzen. Dabei sind hinreichende Sicherheitsabschläge zugunsten der Netzwerke 
vorzunehmen. In Zweifelsfällen kann das BfJ die Zahl der registrierten Nutzer im 
Inland auch durch ein Sachverständigengutachten weiter klären lassen. 

III. Auslandsgeltung  

Ordnungswidrigkeiten nach dem NetzDG werden unabhängig davon geahndet, ob 
diese im Inland oder im Ausland begangen werden (§ 4 Absatz 3 NetzDG). 
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Eine Einschränkung des Anwendungsbereichs des NetzDG gilt für den 
Ordnungswidrigkeitentatbestand des § 4 Absatz 1 Nummer 2 NetzDG. Die 
Nichterfüllung der aus § 3 Absatz 1 Satz 1 NetzDG folgenden Pflicht zum Vorhalten 
eines Verfahrens für den Umgang mit Beschwerden von Beschwerdestellen oder von 
Nutzern ist danach nur insoweit bußgeldbewehrt, als dass es um Beschwerdestellen 
oder Nutzer geht, die ihren Sitz im Inland haben oder im Inland wohnhaft sind. Es ist 
jedoch unbeachtlich, ob der Inhalt der Beschwerde deutschsprachig ist. Auch Inhalte, 
die nicht auf Deutsch verfasst worden sind, können Gegenstand einer inländischen 
Beschwerde sein.  

Wenn jedoch keinerlei Bezug zur Bundesrepublik Deutschland oder inländischen 
Nutzern vorliegt, beispielsweise im Falle einer Kommunikation innerhalb 
geschlossener Gruppen gänzlich ohne inländische Mitglieder oder ohne inländische 
Beteiligung, so können diese Inhalte kein Gegenstand einer Beschwerde nach dem 
NetzDG sein. 

IV. Persönliche Verantwortlichkeit 

1. Normadressaten 

Die bußgeldbewehrten Tatbestände des NetzDG richten sich überwiegend an die 
Anbieter sozialer Netzwerke als Normadressaten. Da diese aber als juristische 
Personen selbst nicht handlungsfähig sind und damit nicht Täter einer 
Ordnungswidrigkeit sein können, bedarf es innerhalb der Unternehmensorganisation 
einer Zurechnung des ordnungswidrigen Handelns.  

Folgende Pflichten richten sich an die Anbieter sozialer Netzwerke:  

• Die Berichtspflicht aus § 2 Absatz 1 Satz 1 in Verbindung mit 
§ 4 Absatz 1 Nummer 1 NetzDG; 

• Die Pflicht aus § 3 Absatz 1 Satz 1 NetzDG in Verbindung mit 
§ 4 Absatz 1 Nummer 2 NetzDG 

• Die Pflicht aus § 3 Absatz 1 Satz 2 NetzDG in Verbindung 
mit § 4 Absatz 1 Nummer 3 NetzDG  

• Die Pflicht aus § 5 Absatz 1 und Absatz 2 Satz 1 in Verbindung mit 
§ 4 Absatz 1 Nummer 7 NetzDG  

Folgende Pflichten richten sich an die Leitungen sozialer Netzwerke:  

• Die Pflicht aus § 3 Absatz 4 Satz 1 NetzDG in Verbindung mit 
§ 4 Absatz 1 Nummer 4 NetzDG 

• Die Pflicht aus § 3 Absatz 4 Satz 2 NetzDG in Verbindung mit 
§ 4 Absatz 1 Nummer 5 NetzDG  

• Die Pflicht aus § 3 Absatz 4 Satz 3 NetzDG in Verbindung mit 
§ 4 Absatz 1 Nummer 6 NetzDG  
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Die Pflicht aus § 5 Absatz 2 Satz 2 in Verbindung mit 
§ 4 Absatz 1 Nummer 8 NetzDG richtet sich an die in § 5 Absatz 2 Satz 2 NetzDG 
aufgeführte empfangsberechtigte Person. Die Vorschriften über das Handeln für 
einen anderen gemäß § 9 OWiG sind ausgeschlossen. Alleiniger Adressat eines 
Bußgeldbescheides kann daher nur die in § 5 Absatz 2 Satz 2 NetzDG aufgeführte 
empfangsberechtigte Person sein. Dies kann eine natürliche oder juristische Person 
sein.  

2. Übertragung der Pflichten nach § 2 oder § 3 NetzDG durch Beauftragung 

Die Pflichten nach § 2 oder § 3 NetzDG kann der Anbieter eines sozialen Netzwerkes 
(Betriebsinhaber im Sinne von § 9 OWiG) jedoch auch auf gewillkürte Vertreter 
übertragen. Unter den Voraussetzungen des § 9 Absatz 2 OWiG können sich 
Bußgelder dann auch gegen den Vertreter richten. Gemäß 
§ 9 Absatz 2 Satz 1 OWiG setzt dies voraus, dass jemand vom Inhaber eines 
Betriebs oder sonst dazu Befugten beauftragt ist, den Betrieb ganz oder zum Teil zu 
leiten, oder ausdrücklich beauftragt ist, in eigener Verantwortung Aufgaben 
wahrzunehmen, die dem Inhaber des Betriebs obliegen. Handelt die Person 
aufgrund dieses Auftrages, so ist auch eine bußgeldrechtliche Verfolgung des 
Beauftragten möglich (beispielsweise bei Auslagerung des 
Beschwerdemanagements durch Beauftragung eines externen Dienstleisters), soweit 
auch die weiteren Tatbestandsmerkmale vorliegen. Eine Beauftragung, den Betrieb 
ganz oder zum Teil zu leiten, liegt auch dann vor, wenn sich die Übertragung der 
Pflichten aus den Umständen ergibt; einer ausdrücklichen Betrauung mit den 
bußgeldbewehrten Pflichten bedarf es nicht. Eine wirksame Delegation setzt dabei 
stets die Übertragung der Aufgabe an sachgerecht ausgewählte, fachlich 
ausreichend qualifizierte Mitarbeiter voraus, denen im Rahmen ihrer Tätigkeit 
ausreichend Kapazitäten zur Verfügung stehen müssen, damit sie die übertragene 
Aufgabe auch tatsächlich erfüllen können. Nur dann dürfen delegierende 
Unternehmensleiter auf eine sorgfältige und rechtmäßige Aufgabenerfüllung 
vertrauen.  

Sonstige Beauftragte gelten nach § 9 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 OWiG nur dann als 
Normadressaten der den Betriebsinhaber treffenden Pflichten, wenn sie ausdrücklich 
beauftragt sind, in eigener Verantwortung Aufgaben wahrzunehmen, die dem 
Inhaber des Betriebes obliegen. Eine besondere Form ist für die Beauftragung nicht 
vorgeschrieben. Der Beauftragte muss autonom handeln können und eine echte 
Entscheidungskompetenz besitzen. So tritt er aufgrund der Delegation der 
Betriebsaufgaben in den Verantwortungsbereich des Betriebsinhabers ein, jedoch 
nur soweit der Aufgabenbereich hinreichend klar umrissen ist.  

Die Verantwortlichkeit des Inhabers entfällt jedoch mit der Bestellung von 
Beauftragten nicht gänzlich. Vielmehr hat er alle organisatorischen Maßnahmen zur 
Verhinderung von Zuwiderhandlungen zu treffen. Erkennt der Inhaber, dass der 
Beauftragte bestimmte Pflichten missachtet oder möglicherweise verletzt oder kann 
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er dies erkennen, so muss er selbst wieder eingreifen. Unterlässt er dies, trifft den 
Inhaber wieder die volle Verantwortlichkeit als Normadressat.  

V. Verfahren zum Umgang mit Beschwerden über rechtswidrige 
Inhalte nach § 3 Absatz 1 Satz 1 NetzDG  

1. Berücksichtigungsfähige Beschwerden 

Zunächst ist zu beachten, dass eine Prüfpflicht des Anbieters eines sozialen 
Netzwerkes zum richtigen Umgang mit Beschwerden im Sinne von § 3 Absatz 1 
NetzDG erst dann ausgelöst wird, wenn der Nutzer eine substantiierte Beschwerde 
beim sozialen Netzwerk einlegt. Die Beanstandung des Betroffenen muss so konkret 
gefasst sein, dass der Rechtsverstoß auf Grundlage der Behauptungen des 
Betroffenen qualifiziert geprüft werden kann.  

2. Systemisches Versagen 

Das NetzDG enthält in § 3 Absatz 1 Satz 1 eine organisatorische Vorgabe, ein 
wirksames und transparentes Verfahren für den Umgang mit Beschwerden über 
rechtswidrige Inhalte vorzuhalten. Diese Organisationspflicht ist bußgeldbewehrt (§ 4 
Absatz 1 Nummer 2 NetzDG); die einzelnen Fristvorgaben bei der Handhabung von 
Beschwerden (§ 3 Absatz 2 Nummer 2 und 3 NetzDG) sind lediglich Indikatoren für 
die Erfüllung dieser Organisationspflicht und nicht selbständig bußgeldbewehrt. Mit 
der Fokussierung des Bußgeldtatbestandes auf organisatorische Pflichten wird das 
Ziel des Gesetzes betont, wirksame Beschwerdeverfahren zu etablieren, die dem 
sozialen Netzwerk die unvoreingenommene und zügige Prüfung des Einzelfalls 
ermöglichen. Dem sozialen Netzwerk droht bei einer Fehlentscheidung im Einzelfall 
kein Bußgeld. Diese gebotene systemische Betrachtungsweise verhindert, dass es 
zur vorsorglichen Löschung oder Sperrung von Inhalten aufgrund der Befürchtung 
vor einer möglichen Bußgeldandrohung kommt („Overblocking“).Grundsätzlich folgt 
somit eine Nichterfüllung der aus § 3 Absatz 1 NetzDG folgenden Pflichten nicht 
bereits aus einem einzelnen Verstoß gegen die Vorgaben aus § 3 Absatz 2 
Nummer 2 und 3 NetzDG (Entfernung/Sperrung offensichtlich rechtswidriger Inhalte 
binnen 24 Stunden; im Übrigen in der Regel innerhalb von sieben Tagen 
beziehungsweise Übertragung der Entscheidung an eine anerkannte Einrichtung der 
Regulierten Selbstregulierung innerhalb dieser Frist). Dies gilt auch bei einzelnen 
Verstößen gegen die übrigen Vorgaben des § 3 Absatz 2 NetzDG.  

Denn bei einem einmaligen Verstoß gegen einzelne Vorgaben nach § 3 Absatz 2 
NetzDG kann regelmäßig noch nicht davon ausgegangen werden, dass kein 
wirksames Verfahren für den Umgang mit Beschwerden über rechtswidrige Inhalte 
vorgehalten wird. Eine Verletzung der Pflicht, offensichtlich rechtswidrige Inhalte 
innerhalb von 24 Stunden nach Eingang der Beschwerde oder andere rechtswidrige 
Inhalte unverzüglich, in der Regel innerhalb von sieben Tagen zu löschen oder zu 
sperren, kann dementsprechend nur zur Verhängung eines Bußgelds führen, wenn 
es sich nicht um einen Einzelfall handelt, sondern um systemisches Versagen, 

Anhänge

310

https://doi.org/10.5771/9783748909477-207 https://www.inlibra.com/de/agb - Open Access - 

https://doi.org/10.5771/9783748909477-207
https://www.inlibra.com/de/agb
https://creativecommons.org/licenses/by/4.0/


- 8 - 

 

welches sich aus beharrlichen Verstößen, das heißt zeit- und sachnah wiederholt 
auftretenden Verfehlungen gegen die Vorgaben aus § 3 Absatz 2 NetzDG, ergibt.  

Macht ein soziales Netzwerk hingegen organisatorische Vorgaben für die Bewertung 
von Sachverhalten bei der Einzelfallprüfung, die regelmäßig dazu führen, dass 
bestimmte rechtswidrige Inhalte nicht gesperrt oder nicht gelöscht werden, ist der 
Anwendungsbereich des § 4 Absatz 1 Nummer 2 NetzDG wegen des systemischen 
Versagens eröffnet. Daneben kann auch dann ein systemisches Versagen vorliegen, 
wenn in einem bestimmten Themenbereich, der sich durch ein zusammenhängendes 
Merkmal (zum Beispiel gegen eine bestimmte Bevölkerungsgruppe gerichtete 
rechtswidrige Inhalte) auszeichnet, systematisch keine rechtswidrigen Inhalte 
gelöscht oder gesperrt werden. Dies gilt unabhängig davon, ob entsprechende 
Vorgaben des sozialen Netzwerkes hierzu feststellbar sind.  

Zudem kann sich aus einer Häufung von Fehlentscheidungen innerhalb eines 
überschaubaren Zeitraums eine Indizwirkung dahin ergeben, dass die Vorgaben des 
§ 3 Absatz 2 NetzDG nicht richtig umgesetzt werden und der Tatbestand des § 4 
Absatz 1 Nummer 2 NetzDG erfüllt sein könnte. 

Verschiedene Überschreitungen der Fristen zum Entfernen oder Sperren (§ 3 Absatz 
2 Nr. 2 und 3 NetzDG) können allerdings von vornherein nicht zu einer solchen 
Indizwirkung beitragen: 

So kann in Fällen, in denen die Entscheidung über die Rechtswidrigkeit eines 
Inhaltes von der Wahrheit oder Unwahrheit einer Tatsachenbehauptung in der 
Beschwerde abhängt, die Sieben-Tages-Frist gemäß § 3 Absatz 2 Nummer 3 
Buchstabe a NetzDG überschritten werden. In allen Fällen nicht-offensichtlicher 
Rechtswidrigkeit von Inhalten ist es zudem so, dass das soziale Netzwerk die 
Entscheidung über die Rechtswidrigkeit innerhalb von sieben Tagen an eine 
anerkannte Einrichtung der Regulierten Selbstregulierung übertragen und sich deren 
Entscheidung unterwerfen kann. Kommt es dann dort zu einer Fehlentscheidung, so 
geht dies nicht zu Lasten des sozialen Netzwerkes. 

Außerdem können nur schuldhafte Verstöße gegen die organisatorische Vorgabe, 
ein Verfahren im Sinne des § 3 Absatz 1 Satz 1 NetzDG (Umgang mit Beschwerden) 
vorzuhalten, zu einem Bußgeld führen (§ 4 Absatz 1 NetzDG). Bleibt die rechtliche 
Bewertung bezüglich eines bestimmten Inhalts trotz zumutbarer Anstrengungen des 
Beschwerdemanagements im Einzelfall zweifelhaft, kann dem Netzwerk wegen der 
fehlerhaften Behandlung entsprechender Inhalte nachträglich kein Schuldvorwurf 
gemacht werden. Hierzu gehören Fälle, in welchen widersprechende 
Entscheidungen von Instanzgerichten vorliegen und es somit an einer 
höchstrichterlichen Klärung fehlt. Hierzu gehören auch Fälle, in welchen die 
Einschätzung der Rechtslage aus anderen Gründen rechtlich schwierig ist, etwa bei 
scharfen Äußerungen im politischen Meinungskampf oder satirischen Beiträgen, die 
sich auf der Grenze der Strafbarkeit bewegen.  
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VI. Zustellungsbevollmächtigter und empfangsberechtigte Person 

1. Zustellungsbevollmächtigter 

Nach § 4 Absatz 1 Nummer 7 Variante 1 NetzDG ist bußgeldbewehrt, wenn 
entgegen § 5 Absatz 1 NetzDG ein Zustellbevollmächtigter nicht benannt wird. Hierzu 
gehört nach § 5 Absatz 1 Satz 1 NetzDG, dass die Benennung veröffentlicht wird. 
Die Vorschrift dient dazu, Verzögerungen von Verfahren beziehungsweise der 
Verfahrenseinleitung in den in § 5 Absatz 1 NetzDG genannten Verfahren, die sich 
daraus ergeben, dass der Anbieter seinen Sitz im Ausland hat, zu vermeiden. Aus 
diesem Grund ist die Vorgabe nach § 5 Absatz 1 NetzDG für Anbieter mit Sitz im 
Inland schon dann erfüllt, wenn diese ihre zustellfähige inländische Anschrift 
entsprechend veröffentlichen. Ausreichend ist dann zum Beispiel eine 
Impressumsangabe gemäß § 5 Telemediengesetz (TMG). Anbieter ohne 
zustellfähige Anschrift im Inland müssen eine Person im Inland benennen. Dabei 
kann es sich um eine natürliche oder juristische Person handeln. Nur so ist 
sichergestellt, dass die Zustellungswirkungen gegenüber dem Anbieter bereits mit 
Zustellung an den Bevollmächtigten als Zustellungsadressaten eintreten (vergleiche 
etwa § 171 Satz 1 der Zivilprozessordnung [ZPO]).  

2. Empfangsberechtigte Person 

§ 5 Absatz 2 NetzDG enthält unterschiedliche Bußgeldtatbestände.  

Gemäß § 4 Absatz 1 Nummer 7 Variante 2 NetzDG ist bußgeldbewehrt, wenn 
entgegen § 5 Absatz 2 Satz 1 NetzDG ein inländischer Empfangsberechtigter nicht 
benannt wird. Nicht ausdrücklich geregelt ist, gegenüber wem beziehungsweise 
welcher Stelle die empfangsberechtigte Person zu benennen ist. Anders als beim 
Zustellungsbevollmächtigten besteht keine Pflicht zur allgemeinen Veröffentlichung, 
weil die unter § 5 Absatz 2 NetzDG fallenden Kommunikationskanäle nur durch 
legitimierte Stellen in Anspruch genommen werden sollen, damit ihre 
Funktionstüchtigkeit nicht etwa durch Spam-Nachrichten beeinträchtigt wird. 
Ausreichend ist es daher, wenn die empfangsberechtigte Person gegenüber der 
einzelnen Strafverfolgungsbehörde oder der betreffenden Justizverwaltung benannt 
wird.  

Als Empfangsberechtigter kann eine natürliche oder eine juristische Person benannt 
werden. Der Anbieter eines sozialen Netzwerkes mit Sitz im Inland kann auch sich 
selbst als empfangsberechtigte Person benennen, da der Zweck des § 5 Absatz 2 
NetzDG die Benennung einer weiteren Person dann nicht erfordert. Anbieter mit Sitz 
im Ausland müssen eine (natürliche oder juristische) Person im Inland benennen.  

Nicht ausdrücklich im Gesetz geregelt ist, wie die Entgegennahme von 
Auskunftsersuchen durch diese Person konkret ausgestaltet sein muss. Sinn und 
Zweck des § 5 Absatz 2 NetzDG ist es, Strafverfolgungsbehörden einen 
zuverlässigen und effektiven Kommunikationskanal zu den Netzwerken zu eröffnen 
(vergleiche insofern die Begründung zur Regelung des Empfangsberechtigten im 
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Fraktionsentwurf zum NetzDG, Bundestagsdrucksache 18/12356, Seite 27). Hierfür 
ist es nicht notwendig, dass die benannte empfangsberechtigte Person die Ersuchen 
eigenhändig oder in einer bestimmten Form entgegennimmt. Ausreichend ist es, 
wenn hinreichend klar ein einfach zu handhabender effektiver Kommunikationskanal 
benannt wird. Insofern kann die Entgegennahme von Auskunftsersuchen auch dahin 
ausgestaltet sein, dass die Strafverfolgungsbehörden ihre Ersuchen über sichere 
Online-Formulare oder spezielle Portale für Strafverfolgungsbehörden, welche von 
den Netzwerken ausreichend transparent zur Verfügung gestellt werden, stellen 
können. Der Empfangsberechtigte dient hingegen nicht dazu, eine etwa notwendige 
förmliche Zustellung zu ersetzen oder (wie § 5 Absatz 1 NetzDG) zu vereinfachen, da 
es sich beim Empfangsberechtigten nicht um einen Zustellungsbevollmächtigten im 
Sinne von § 132 der Strafprozessordnung (StPO) handelt (Bundestagsdrucksache 
18/12356, Seite 27).  

Die Regelung lässt im Übrigen materielle Vorgaben zur Auskunftspflicht unberührt 
(zum Beispiel die Notwendigkeit von Rechtshilfeersuchen); zusätzliche 
Auskunftspflichten werden nicht begründet (vergleiche Bundestagsdrucksache 
18/12356, Seite 27).  

Gemäß § 4 Absatz 1 Nummer 8 NetzDG ist zudem bußgeldbewehrt, wenn der 
Empfangsberechtigte entgegen § 5 Absatz 2 Satz 2 NetzDG nicht reagiert. Der 
Bußgeldtatbestand ist erfüllt, wenn nicht binnen 48 Stunden nach Zugang des 
Auskunftsersuchens hierauf geantwortet wird oder bei nicht erschöpfender Antwort 
nicht begründet wird, weshalb keine erschöpfende Antwort gegeben wurde. 

C. Bestimmung des einschlägigen Bußgeldrahmens 

Die Regelungen in § 4 Absatz 2 NetzDG in Verbindung mit § 30 OWiG sehen zwei 
Höchstbeträge für Bußgelder bei natürlichen Personen sowie zwei Höchstbeträge für 
Bußgelder bei juristischen Personen vor.  

Zu differenzieren ist zwischen einem Verstoß gegen die Pflichten aus § 5 NetzDG 
und einem Verstoß gegen die übrigen Pflichten aus den § 2 und § 3 NetzDG. 

I. Juristische Personen  

§ 4 Absatz 2 NetzDG verweist auf § 30 Absatz 2 Satz 3 OWiG, weshalb sich das 
Höchstmaß der Geldbuße für die im Gesetz bezeichneten Tatbestände verzehnfacht, 
wenn die Geldbuße gegen eine juristische Person oder gegen eine 
Personenvereinigung verhängt wird.  

Ein Verstoß gegen § 2 oder § 3 NetzDG eröffnet daher gegenüber juristischen 
Personen einen Bußgeldrahmen von fünf Euro bis zu fünfzig Millionen Euro, 
§ 4 Absatz 1 Nummer 1 bis 6 NetzDG in Verbindung mit § 4 Absatz 2 NetzDG. 
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Bei Verstößen gegen § 5 Absatz 1 Satz 1 und Absatz 2 Satz 1 und 2 NetzDG ergibt 
sich für juristische Personen ein Bußgeldrahmen von fünf Euro bis zu fünf Millionen 
Euro, § 4 Absatz 1 Nummer 7 bis 8 NetzDG in Verbindung mit § 4 Absatz 2 NetzDG. 

II. Natürliche Personen 

Ein Verstoß gegen § 2 oder § 3 NetzDG eröffnet gegenüber natürlichen Personen 
einen Bußgeldrahmen von fünf Euro bis fünf Millionen Euro, 
§ 4 Absatz 1 Nummer 1 bis 6 NetzDG in Verbindung mit § 4 Absatz 2 NetzDG. 

Bei Verstößen gegen § 5 Absatz 1 Satz 1, Absatz 2 Satz 1 und Satz 2 NetzDG ergibt 
sich für natürliche Personen ein Bußgeldrahmen von fünf Euro bis 
fünfhunderttausend Euro, § 4 Absatz 1 Nummer 7 bis 8 NetzDG in Verbindung mit 
§ 4 Absatz 2 NetzDG.  

III. Fahrlässige Verstöße (§ 17 Absatz 2 OWiG) 

Hat der Betroffene fahrlässig gegen eine der im NetzDG normierten 
bußgeldbewehrten Pflichten verstoßen, so kann das fahrlässige Handeln im 
Höchstmaß nur mit der Hälfte des angedrohten Höchstbetrags der Geldbuße 
geahndet werden. 

D. Bußgeldzumessung gemäß § 17 OWiG  

Nach der Ermittlung des im Einzelfall maßgeblichen Bußgeldrahmens wird die 
konkrete Bußgeldzumessung vorgenommen. Ausgehend von dem gesetzlichen 
Höchstbetrag nach § 4 Absatz 2 NetzDG ist für die konkrete Bußgeldzumessung die 
Vorschrift des § 17 OWiG maßgebend.  

Bei der Zumessung der Geldbuße geht das BfJ in einem auf vier Schritten 
basierenden Verfahren vor: Im ersten Schritt wird der Grundbetrag mittels 
tatbezogener Zumessungskriterien ermittelt (I.), im zweiten Schritt wird der 
Grundbetrag mit Hilfe von weiteren tat- und vor allem täterbezogenen 
Zumessungskriterien an die konkrete Schuld des Betroffenen angepasst (II.) und in 
einem dritten Schritt finden die wirtschaftlichen Verhältnisse des Betroffenen 
Berücksichtigung (III.). In einem vierten Schritt kann das BfJ den wirtschaftlichen 
Vorteil, den der Betroffene aus der Tat erlangt hat, abschöpfen (IV.) (vergleiche 
§ 17 Absatz 4 OWiG).  

Der Grundbetrag spiegelt die Bedeutung der zu ahndenden Ordnungswidrigkeit 
innerhalb des jeweils anzuwendenden Bußgeldrahmens wider (vergleiche 
§ 17 Absatz 3 Satz 1 OWiG). Durch die Anpassung des Grundbetrags (Erhöhung 
oder Reduzierung) wird vor allem dem Vorwurf, der den Täter trifft, Rechnung 
getragen (vergleiche § 17 Absatz 3 Satz 1 OWiG). Die Berücksichtigung der 
wirtschaftlichen Verhältnisse des Betroffenen, außer bei geringfügigen 
Ordnungswidrigkeiten (§ 17 Absatz 3 Satz 2 OWiG), sowie die Abschöpfung des 
wirtschaftlichen Vorteils, der aus der Ordnungswidrigkeit gezogen wurde 
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(§ 17 Absatz 4 OWiG), sind ebenfalls bei der Bemessung der Geldbuße zu 
berücksichtigen.  

I. Schritt 1 – Ermittlung des Grundbetrags 

Der Grundbetrag bewertet die Schwere des Verstoßes innerhalb des jeweils 
anzuwendenden Bußgeldrahmens. Der Grundbetrag ist den Tabellen unter E. (Seite 
16 ff.) zu entnehmen.  

Ermittelt wird der Grundbetrag aus der Kombination der tatbezogenen 
Zumessungskriterien „Größe des sozialen Netzwerkes“ (1.) und „Schwere der 
Tatumstände und Tatfolgen“ (2.). Die Kriterien berücksichtigen zum einen die 
Bedeutung des sozialen Netzwerkes aufgrund seiner Reichweite und der damit 
verbundenen Meinungsmacht, zum anderen die Umstände, die tatspezifisch für die 
zu ahndende Ordnungswidrigkeit sind.  

Die Grundbeträge in den Tabellen unter E. gelten für vorsätzliches Handeln. Für den 
Fall, dass der Täter fahrlässig handelt, ist die jeweilige Bußgeldobergrenze zu 
halbieren (§ 17 Absatz 2 OWiG).  

1. Kategorisierung des sozialen Netzwerkes  

Das soziale Netzwerk wird zunächst mit Hilfe von vier definierten Größengruppen 
kategorisiert, die seiner Bedeutung für die Öffentlichkeit entsprechen. Maßgebend ist 
hierfür insbesondere die Anzahl der registrierten Nutzer im Inland zum Tatzeitpunkt.  

Soziale Netzwerke mit weniger als zwei Millionen registrierten Nutzern im Inland 
bleiben bei der Festlegung der Grundbeträge in den Tabellen unter E. außer 
Betracht. Lediglich bei der Festlegung von Grundbeträgen für Verstöße gegen 
§ 5 NetzDG sind soziale Netzwerke mit weniger als zwei Millionen registrierten 
Nutzern im Inland zu berücksichtigen, vergleiche § 1 Absatz 2 NetzDG.  
 

 

2. Kategorisierung der Tatumstände und Tatfolgen  

Die Schwere des Verstoßes wird anhand der vorliegenden spezifischen Tatumstände 
und Tatfolgen des Einzelfalls bewertet. Die Kriterien werden hierzu in 
„außerordentlich schwer“, „sehr schwer“, „schwer“, „mittel“ oder „leicht“ eingestuft. 
Tatumstände und Tatfolgen, die regelmäßig auftreten und welche die typischen 

Kategorisierung des sozialen Netzwerkes anhand der registrierten Nutzerzahlen im Inland 

Soziales Netzwerk A B C D 

Registrierte Nutzer 
im Inland über 20 Millionen über 4 Millionen 

bis 20 Millionen 
über 2 Millionen 
bis 4 Millionen bis 2 Millionen 
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Umstände der zu ahndenden Ordnungswidrigkeiten beschreiben, sind bei den 
Grundbetragstabellen unter E. beispielhaft zusammengestellt. Diese Auflistung ist 
nicht abschließend. Dazu gehören vor allem die Art der Zuwiderhandlung, die Dauer 
der Zuwiderhandlung sowie die Auswirkungen auf den Rechtsverkehr.  

Die Kategorien „außerordentlich schwer“ und „sehr schwer“ werden nur in 
Ausnahmefällen erfüllt sein. Hierfür müssen die Art der Zuwiderhandlung, Dauer und 
Auswirkung auf den Rechtsverkehr erheblich sein. Zudem können entsprechende 
Verstöße nur dann angenommen werden, wenn fast keine oder keinerlei 
Bemühungen um die Einhaltung der jeweiligen Vorgaben des NetzDG erkennbar 
sind und auch keine Besserungen zu erwarten sind. 

Im Übrigen ist davon auszugehen, dass sich im Laufe der Zeit und in Anschauung 
durchgeführter Verfahren eine weitere Orientierung ergibt, wie welche Verstöße 
einzuordnen sind. Die Differenzierung in 5 Kategorien zwingt dabei die 
Verfolgungsbehörde langfristig, genau zu begründen und abzugrenzen, weshalb ein 
Verstoß in eine bestimmte Kategorie fällt. Damit erhöht sich für die sozialen 
Netzwerke die Vorhersehbarkeit und Transparenz der zu erwartenden 
Entscheidungen und die Überprüfbarkeit entsprechender Entscheidungen wird 
erleichtert. 

Die Grundbeträge gelten jeweils für einen Tatverstoß.  

II. Schritt 2 – Anpassung des Grundbetrags  

Im zweiten Schritt der Bußgeldzumessung sind die Bedeutung der 
Ordnungswidrigkeit und der Vorwurf, der den Täter trifft, zu beachten 
(§ 17 Absatz 3 Satz 1 OWiG). Dies kann sich auf die Bußgeldhöhe erschwerend oder 
mildernd auswirken. Das Vorliegen von Milderungsgründen und/oder erschwerenden 
Umständen kann dazu führen, dass der ermittelte Grundbetrag unter- oder 
überschritten wird. Liegen sowohl mildernde als auch erschwerende 
Anpassungskriterien vor, ist dies bei der Kategorisierung der Tatumstände und 
Tatfolgen zu berücksichtigen. 

Zu berücksichtigen ist ebenfalls, dass die allgemeinen Strafzumessungskriterien 
nicht in jedem Fall heranzuziehen sind. Den Vorwurf, der den Betroffenen trifft, nennt 
§ 17 Absatz 3 Satz 1 OWiG zwar selbständig neben der Bedeutung der 
Ordnungswidrigkeit als solcher. Daraus ist auch grundsätzlich abzuleiten, dass 
hiermit der individuelle Schuldvorwurf gemeint ist und die in § 46 Absatz 1 und 2 des 
Strafgesetzbuches zusammengefassten Zumessungskriterien herangezogen werden 
können. Das Ordnungswidrigkeitenrecht weist jedoch gegenüber dem Strafrecht eine 
andere Ausgangslage auf: Im Ordnungswidrigkeitenrecht sieht das Gesetz als 
Ahndung eines Verstoßes in der Regel eine bereits festgelegte Geldbuße vor, 
wohingegen im Strafrecht die für und gegen den Täter sprechenden Tatumstände 
und Tatfolgen zunächst gegeneinander abgewogen werden müssen, um den 
Strafrahmen ausfüllen und das Strafmaß festsetzen zu können. Insoweit kann die 
Rechtsprechung zur Strafzumessung nicht unverändert in das 
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Ordnungswidrigkeitenrecht übernommen werden. § 17 Absatz 3 Satz 1 OWiG stellt 
schwerpunktmäßig auf objektive Kriterien ab. Das entspricht auch dem Wesen von 
Ordnungswidrigkeiten, deren Verfolgung mehr dem Schutz eines bestehenden 
Ordnungsgefüges als der Ahndung einer persönlichen Schuld dient. 

1. Mildernde Anpassungskriterien 

a. Geständnis 

Als milderndes Anpassungskriterium gilt das Geständnis, durch das der Betroffene 
die Verwirklichung des objektiven und subjektiven Tatbestands gesteht. Hierbei ist 
die Qualität des Geständnisses (zum Beispiel vollumfängliches Geständnis oder nur 
Teil-Geständnis) zu berücksichtigen. Eine Selbstanzeige des Betroffenen ist wie ein 
Geständnis zu werten. 

b. Mitwirkung bei der Sachverhaltsaufklärung 

Weiterhin ist mildernd zu berücksichtigen, inwiefern der Betroffene bei der 
Sachverhaltsaufklärung mitgewirkt hat, indem er die Rekonstruktion des Tathergangs 
unterstützt hat. 

c. Besserungsversprechen und -maßnahmen 

Auch glaubhafte Besserungsversprechen oder konkrete Maßnahmen, um weitere 
Verstöße in der Zukunft zu verhindern, wirken sich mildernd aus. Diese müssen 
ausführlich und substantiiert dargestellt und gegenüber dem BfJ belegt werden. 

d. Lange Verfahrensdauer 

Eine lange Verfahrensdauer ist bußgeldmildernd zu werten. Dabei darf die zeitliche 
Verzögerung nicht auf offensichtlicher Prozessverschleppung des Betroffenen 
beruhen. 

2. Erschwerende Anpassungskriterien  

a. Wiederholungstat 

Erschwerend ist zu berücksichtigen, wenn es sich bei der Tat um eine 
Wiederholungstat handelt. Es handelt sich um eine Wiederholungstat, wenn vor 
einem Verstoß bereits ein anderer, gleichartiger Verstoß gegen das NetzDG durch 
einen rechtskräftigen Bußgeldbescheid oder eine rechtskräftige gerichtliche 
Entscheidung geahndet wurde. Eine Wiederholungstat liegt folglich nicht vor, solange 
zur ersten Tat noch kein rechtskräftiger Bußgeldbescheid erlassen worden oder eine 
rechtskräftige gerichtliche Entscheidung ergangen ist.  

b. Spezialprävention wegen Uneinsichtigkeit 

Erschwerend wirkt weiterhin, wenn der Betroffene in einer rechtsfeindlichen 
Gesinnung zum Ausdruck bringt, dass er die Rechtsordnung auch in Zukunft nicht 
einhalten will und die Verpflichtung ablehnt, künftig die Vorschriften des NetzDG 
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einzuhalten. Der Betroffene muss der Ansicht sein, er brauche sich um gesetzliche 
Bestimmungen nicht zu kümmern. Ein bloßes Schweigen in einer Anhörung oder das 
Bestreiten des Tatvorwurfs darf jedoch nicht als Uneinsichtigkeit gewertet werden. Es 
darf ebenfalls nicht als Uneinsichtigkeit ausgelegt werden, wenn das betroffene 
soziale Netzwerk nach ordnungsgemäßer Prüfung eines Inhaltes eine andere 
Auffassung als das BfJ vertritt und über diesen oder einen gleichartigen Inhalt 
gegenüber diesem Netzwerk noch kein rechtskräftiger Bußgeldbescheid erlassen 
worden oder eine rechtskräftige gerichtliche Entscheidung ergangen ist.  

III. Schritt 3 – Berücksichtigung der wirtschaftlichen Verhältnisse  

Im dritten Schritt kann die Höhe der Geldbuße auf Grundlage der (gegebenenfalls 
auch geschätzten) wirtschaftlichen Verhältnisse des Betroffenen angepasst werden 
(§ 17 Absatz 3 Satz 2 OWiG). Ist dem Betroffenen nach seinen wirtschaftlichen 
Verhältnissen nicht zuzumuten, die Geldbuße sofort zu zahlen, so wird ihm eine 
Zahlungsfrist bewilligt oder gestattet, die Geldbuße in bestimmten Teilbeträgen zu 
zahlen (§ 18 OWiG).  

IV. Schritt 4 – Abschöpfung des wirtschaftlichen Vorteils 

Im letzten Schritt soll der wirtschaftliche Vorteil, den der Täter aus der 
Ordnungswidrigkeit gezogen hat, abgeschöpft werden (§ 17 Absatz 4 Satz 1 OWiG). 
Hierfür darf das gesetzliche Höchstmaß, das der jeweilige Bußgeldrahmen vorsieht, 
überschritten werden (§ 17 Absatz 4 Satz 2 OWiG).  

Innerhalb dieses Bußgeldrahmens bildet der abzuschöpfende wirtschaftliche Vorteil 
grundsätzlich die Untergrenze der zu verhängenden Geldbuße.  

Für die Bestimmung des wirtschaftlichen Vorteils ist das sogenannte Nettoprinzip 
anzuwenden. Von dem durch die Ordnungswidrigkeit Erlangten sind die insoweit 
beim Täter angefallenen Kosten und sonstige Aufwendungen abzuziehen. Die 
verbleibende Differenz stellt den wirtschaftlichen Vorteil dar, der abgeschöpft werden 
soll.  
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E. Grundbeträge  

I. Berichtspflicht  

Grundbeträge für juristische Personen  

Berichtspflicht zum Umgang mit rechtswidrigen Inhalten auf den Plattformen nach § 2 Absatz 1 NetzDG  
Bußgeldobergrenze: 50 Millionen Euro 
§ 4 Absatz 1 Nummer 1 in Verbindung mit Absatz 2 NetzDG 

Beträge in Euro 
Soziales Netzwerk (siehe D. I. 1) 

A B C 

T
at

u
m

st
än

d
e 

u
n

d
 T

at
fo

lg
en

 

Außerordentlich schwer 20.000.000 10.000.000 7.500.000 

Sehr schwer 10.000.000 5.000.000 4.000.000 

Schwer 5.000.000 2.500.000 2.000.000 

Mittel 2.500.000 1.250.000 1.000.000 

Leicht  500.000 250.000 200.000 

Abbildung 1 
 

Grundbeträge für natürliche Personen 

Berichtspflicht zum Umgang mit rechtswidrigen Inhalten auf den Plattformen nach § 2 Absatz 1 NetzDG  
Bußgeldobergrenze: 5 Millionen Euro 
§ 4 Absatz 1 Nummer 1 in Verbindung mit Absatz 2 NetzDG 

Beträge in Euro 
Soziales Netzwerk 

A B C 

T
at

u
m

st
än

d
e 

u
n

d
 T

at
fo

lg
en

 

Außerordentlich schwer 200.000 100.000 750.000 

Sehr schwer 100.000 50.000 40.000 

Schwer 50.000 25.000 20.000 

Mittel 25.000 12.500 10.000 

Leicht  5.000 2.500 2.000 

Abbildung 2 
 

Spezifische Tatumstände und Tatfolgen  

• Ausmaß der Verspätung bei der Erstellung oder Veröffentlichung des Berichts  
• Ausmaß der Unrichtigkeit und der Unvollständigkeit des Berichts 
• Auswirkung auf die Nachvollziehbarkeit hinsichtlich des Umgangs der sozialen 

Netzwerke mit Beschwerden über rechtswidrige Inhalte (Transparenz)  
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II. Umgang mit Beschwerden über rechtswidrige Inhalte  

1. Verfahren für den Umgang mit Beschwerden über rechtswidrige Inhalte 

Grundbeträge für juristische Personen  

Wirksames und transparentes Verfahren für den Umgang mit Beschwerden über rechtswidrige Inhalte, 
§ 3 Absatz 1 Satz 1 NetzDG  
Bußgeldobergrenze: 50 Millionen Euro 
§ 4 Absatz 1 Nummer 2 in Verbindung mit Absatz 2 NetzDG 

Beträge in Euro 
Soziales Netzwerk 

A B C 

T
at

u
m

st
än

d
e 

u
n

d
 T

at
fo

lg
en

 

Außerordentlich schwer 40.000.000 25.000.000 15.000.000 

Sehr schwer 20.000.000 15.000.000 10.000.000 

Schwer 10.000.000 8.500.000 5.000.000 

Mittel 5.000.000 2.500.000 1.000.000 

Leicht  1.000.000 750.000 500.000 

Abbildung 3 

 

Grundbeträge für natürliche Personen 

Wirksames und transparentes Verfahren für den Umgang mit Beschwerden über rechtswidrige Inhalte, 
§ 3 Absatz 1 Satz 1 NetzDG  
Bußgeldobergrenze: 5 Millionen Euro 
§ 4 Absatz 1 Nummer 2 in Verbindung mit Absatz 2 NetzDG 

Beträge in Euro 
Soziales Netzwerk 

A B C 

T
at

u
m

st
än

d
e 

u
n

d
 T

at
fo

lg
en

 

Außerordentlich schwer 400.000 250.000 150.000 

Sehr schwer 200.000 150.000 100.000 

Schwer 100.000 85.000 50.000 

Mittel 50.000 25.000 10.000 

Leicht  10.000 7.500 5.000 

Abbildung 4 
 

Spezifische Tatumstände und Tatfolgen  

• Dauer des nicht ordnungsgemäßen Bestehens eines Verfahrens zum Umgang 
mit Beschwerden 

• Ausmaß der Unrichtigkeit des Verfahrens zum Umgang mit Beschwerden  
• Ausmaß der Unvollständigkeit des Verfahrens zum Umgang mit Beschwerden  
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• Schwere der mit nicht ordnungsgemäß gesperrten oder entfernten 
rechtswidrigen Inhalten einhergehenden Rechtsverletzung (zum Beispiel 
begrenzte oder unbegrenzte Reichweite des rechtswidrigen Inhaltes) 

• Auswirkung der nicht erfolgten, nicht richtig erfolgten oder nicht vollständig 
erfolgten Einrichtung eines Beschwerdemanagements (Perpetuierung des 
rechtswidrigen Inhaltes) 
  

NetzDG-Bußgeldleitlinien des BMJV v. 22.03.2018

321

https://doi.org/10.5771/9783748909477-207 https://www.inlibra.com/de/agb - Open Access - 

https://doi.org/10.5771/9783748909477-207
https://www.inlibra.com/de/agb
https://creativecommons.org/licenses/by/4.0/


- 19 - 

 

 2. Verfahren zur Übermittlung von Beschwerden über rechtswidrige Inhalte  

Grundbeträge für juristische Personen  

Leicht erkennbares, unmittelbar erreichbares und ständig verfügbares Verfahren zur Übermittlung von 
Beschwerden über rechtswidrige Inhalte, § 3 Absatz 1 Satz 2 NetzDG  
Bußgeldobergrenze: 50 Millionen Euro 
§ 4 Absatz 1 Nummer 3 in Verbindung mit Absatz 2 NetzDG 

Beträge in Euro 
Soziales Netzwerk 

A B C 

T
at

u
m

st
än

d
e 

u
n

d
 T

at
fo

lg
en

 

Außerordentlich schwer 40.000.000 25.000.000 15.000.000 

Sehr schwer 20.000.000 15.000.000 10.000.000 

Schwer 10.000.000 8.500.000 5.000.000 

Mittel 5.000.000 2.500.000 1.000.000 

Leicht  1.000.000 750.000 500.000 

Abbildung 5 

 

Grundbeträge für natürliche Personen 

Leicht erkennbares, unmittelbar erreichbares und ständig verfügbares Verfahren zur Übermittlung von 
Beschwerden über rechtswidrige Inhalte, § 3 Absatz 1 Satz 2 NetzDG  
Bußgeldobergrenze: 5 Millionen Euro 
§ 4 Absatz 1 Nummer 3 in Verbindung mit Absatz 2 NetzDG 

Beträge in Euro 
Soziales Netzwerk 

A B C 

T
at

u
m

st
än

d
e 

u
n

d
 T

at
fo

lg
en

 

Außerordentlich schwer 400.000 250.000 150.000 

Sehr schwer 200.000 150.000 100.000 

Schwer 100.000 85.000 50.000 

Mittel 50.000 25.000 10.000 

Leicht  10.000 7.500 5.000 

Abbildung 6 

 
Spezifische Tatumstände und Tatfolgen 

• Dauer des nicht ordnungsgemäßen Bestehens eines Verfahrens zum Umgang 
mit Beschwerden  

• Auswirkungen der fehlenden oder nicht vorschriftsmäßigen 
Zurverfügungstellung eines Übermittlungsverfahrens auf die 
Meldemöglichkeiten der Nutzer  
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III. Kontrolle  

1. Überwachung des Umgangs mit Beschwerden  

Grundbeträge für juristische Personen  

Überwachung des Umgangs mit Beschwerden durch die Leitung des sozialen Netzwerkes durch 
monatliche Kontrollen, § 3 Absatz 4 Satz 1 NetzDG 
Bußgeldobergrenze: 50 Millionen Euro 
§ 4 Absatz 1 Nummer 4 in Verbindung mit Absatz 2 NetzDG 

Beträge in Euro 
Soziales Netzwerk 

A B C 

T
at

u
m

st
än

d
e 

u
n

d
 T

at
fo

lg
en

 

Außerordentlich schwer 40.000.000 25.000.000 15.000.000 

Sehr schwer 20.000.000 15.000.000 10.000.000 

Schwer 10.000.000 8.500.000 5.000.000 

Mittel 5.000.000 2.500.000 1.000.000 

Leicht  1.000.000 750.000 500.000 

Abbildung 7 

 

Grundbeträge für natürliche Personen 

Überwachung des Umgangs mit Beschwerden durch die Leitung des sozialen Netzwerkes durch 
monatliche Kontrollen, § 3 Absatz 4 Satz 1 NetzDG 
Bußgeldobergrenze: 5 Millionen Euro 
§ 4 Absatz 1 Nummer 4 in Verbindung mit Absatz 2 NetzDG 

Beträge in Euro 
Soziales Netzwerk 

A B C 

T
at

u
m

st
än

d
e 

u
n

d
 T

at
fo

lg
en

 

Außerordentlich schwer 400.000 250.000 150.000 

Sehr schwer 200.000 150.000 100.000 

Schwer 100.000 85.000 50.000 

Mittel 50.000 25.000 10.000 

Leicht  10.000 7.500 5.000 

Abbildung 8 

 

Spezifische Tatumstände und Tatfolgen 

• Abweichung von der gesetzlich normierten Häufigkeit der Kontrolle  
• Ausmaß des Kontrolldefizits 
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2. Beseitigung organisatorischer Unzulänglichkeiten  

Grundbeträge für juristische Personen  

Unverzügliche Beseitigung der organisatorischen Unzulänglichkeiten im Umgang mit eingegangenen 
Beschwerden, § 3 Absatz 4 Satz 2 NetzDG 
Bußgeldobergrenze: 50 Millionen Euro 
§ 4 Absatz 1 Nummer 5 in Verbindung mit Absatz 2 NetzDG 

Beträge in Euro 
Soziales Netzwerk 

A B C 

T
at

u
m

st
än

d
e 

u
n

d
 T

at
fo

lg
en

 

Außerordentlich schwer 40.000.000 25.000.000 15.000.000 

Sehr schwer 20.000.000 15.000.000 10.000.000 

Schwer 10.000.000 8.500.000 5.000.000 

Mittel 5.000.000 2.500.000 1.000.000 

Leicht  1.000.000 750.000 500.000 

Abbildung 9 

 

Grundbeträge für natürliche Personen 

Unverzügliche Beseitigung der organisatorischen Unzulänglichkeiten im Umgang mit eingegangenen 
Beschwerden, § 3 Absatz 4 Satz 2 NetzDG 
Bußgeldobergrenze: 5 Millionen Euro 
§ 4 Absatz 1 Nummer 5 in Verbindung mit Absatz 2 NetzDG 

Beträge in Euro 
Soziales Netzwerk 

A B C 

T
at

u
m

st
än

d
e 

u
n

d
 T

at
fo

lg
en

 

Außerordentlich schwer 400.000 250.000 150.000 

Sehr schwer 200.000 150.000 100.000 

Schwer 100.000 85.000 50.000 

Mittel 50.000 25.000 10.000 

Leicht  10.000 7.500 5.000 

Abbildung 10 

 

Spezifische Tatumstände und Tatfolgen 

• Dauer des Bestehens organisatorischer Unzulänglichkeiten im Umgang mit 
eingegangenen Beschwerden  

• Auswirkungen der Nichtbeseitigung organisatorischer Unzulänglichkeiten auf 
den Umgang mit eingegangenen Beschwerden  

  

Anhänge

324

https://doi.org/10.5771/9783748909477-207 https://www.inlibra.com/de/agb - Open Access - 

https://doi.org/10.5771/9783748909477-207
https://www.inlibra.com/de/agb
https://creativecommons.org/licenses/by/4.0/


- 22 - 

 

3. Schulungs- und Betreuungsangebote 

Grundbeträge für juristische Personen  

Regelmäßige, mindestens halbjährliche deutschsprachige Schulungs- und Betreuungsangebote, § 3 
Absatz 4 Satz 3 NetzDG 
Bußgeldobergrenze: 50 Millionen Euro 
§ 4 Absatz 1 Nummer 6 in Verbindung mit Absatz 2 NetzDG 

Beträge in Euro 
Soziales Netzwerk 

A B C 

T
at

u
m

st
än

d
e 

u
n

d
 T

at
fo

lg
en

 

Außerordentlich schwer 25.000.000 15.000.000 7.500.000 

Sehr schwer 15.000.000 10.000.000 5.000.000 

Schwer 8.500.000 5.000.000 3.500.000 

Mittel 2.500.000 1.000.000 750.000 

Leicht  750.000 500.000 300.000 

Abbildung 11 

 

Grundbeträge für natürliche Personen 

Regelmäßige, mindestens halbjährliche deutschsprachige Schulungs- und Betreuungsangebote, § 3 
Absatz 4 Satz 3 NetzDG 
Bußgeldobergrenze: 5 Millionen Euro 
§ 4 Absatz 1 Nummer 6 in Verbindung mit Absatz 2 NetzDG 

Beträge in Euro 
Soziales Netzwerk 

A B C 

T
at

u
m

st
än

d
e 

u
n

d
 T

at
fo

lg
en

 

Außerordentlich schwer 250.000 150.000 75.000 

Sehr schwer 150.000 100.000 50.000 

Schwer 85.000 50.000 25.000 

Mittel 25.000 15.000 7.500 

Leicht  7.500 5.000 3.000 

Abbildung 12 

 

Spezifische Tatumstände und Tatfolgen 

• Dauer des Fehlens vorschriftsmäßiger Schulungs- und Betreuungsangebote 
• Abweichung vom gesetzlich normierten Turnus der vorgeschriebenen 

Angebote  
• Auswirkungen auf Beschäftigte 
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IV. Zustellungsbevollmächtigter und Empfangsberechtigter 

1. Benennung eines inländischen Zustellungsbevollmächtigten und eines 
inländischen Empfangsberechtigten 

Grundbeträge für juristische Personen  

Benennung eines inländischen Zustellungsbevollmächtigten und eines inländischen 
Empfangsberechtigten, § 5 Absatz 1 und 2 Satz 1 NetzDG  
Bußgeldobergrenze: 5 Millionen Euro 
§ 4 Absatz 1 Nummer 7 in Verbindung mit Absatz 2 NetzDG 

Beträge in Euro 
Soziales Netzwerk 

A B C D 

T
at

u
m

st
än

d
e 

u
n

d
 T

at
fo

lg
en

 

Außerordentlich schwer 3.500.000 3.000.000 2.000.000 1.000.000 

Sehr schwer 3.000.000 2.500.000 1.500.000 500.000 

Schwer 2.000.000 1.750.000 1.000.000 250.000 

Mittel 1.000.000 500.000 250.000 125.000 

Leicht  500.000 250.000 50.000 10.000 

Abbildung 13 

 

Grundbeträge für natürliche Personen 

Benennung eines inländischen Zustellungsbevollmächtigten und eines inländischen 
Empfangsberechtigten, § 5 Absatz 1 und 2 Satz 1 NetzDG  
Bußgeldobergrenze: 500.000 Euro 
§ 4 Absatz 1 Nummer 7 in Verbindung mit Absatz 2 NetzDG 

Beträge in Euro 
Soziales Netzwerk 

A B C D 

T
at

u
m

st
än

d
e 

u
n

d
 T

at
fo

lg
en

 

Außerordentlich schwer 35.000 30.000 20.000 10.000 

Sehr schwer 30.000 25.000 15.000 5.000 

Schwer 20.000 17.500 10.000 2.500 

Mittel 10.000 5.000 2.500 1.250 

Leicht  5.000 2.500 500 100 

Abbildung 14 

 

Spezifische Tatumstände und Tatfolgen 

• Dauer der pflichtwidrigen Nichtbenennung eines inländischen 
Zustellungsbevollmächtigten und eines inländischen Empfangsberechtigten 

Anhänge
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• Ausmaß der fehlenden oder unzureichenden Erkennbarkeit oder 
Erreichbarkeit eines inländischen Zustellungsbevollmächtigten auf den 
Plattformen der sozialen Netzwerke 

• Auswirkungen der Zuwiderhandlung auf den Rechtsverkehr  
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2. Antwortpflicht 

Grundbeträge für juristische Personen 

Nichtreagieren auf Auskunftsersuchen als Empfangsberechtigter, § 5 Absatz 2 Satz 2 NetzDG  
Bußgeldobergrenze: 5 Millionen Euro 
§ 4 Absatz 1 Nummer 8 in Verbindung mit Absatz 2 NetzDG 

Beträge in Euro 
Soziales Netzwerk 

A B C D 

T
at

u
m

st
än

d
e 

u
n

d
 T

at
fo

lg
en

 

Außerordentlich schwer 3.500.000 3.000.000 2.000.000 1.000.000 
 

Sehr schwer 3.000.000 2.500.000 1.500.000 500.000 
 

Schwer 2.000.000 1.750.000 1.000.000 250.000 
 

Mittel 1.000.000 500.000 250.000 125.000 
 

Leicht  500.000 250.000 50.000 10.000 

Abbildung 15 

 

Grundbeträge für natürliche Personen 

Nichtreagieren auf Auskunftsersuchen als Empfangsberechtigter, § 5 Absatz 2 Satz 2 NetzDG  
Bußgeldobergrenze: 500.000 Euro 
§ 4 Absatz 1 Nummer 8 in Verbindung mit Absatz 2 NetzDG 

Beträge in Euro 
Soziales Netzwerk 

A B C D 

T
at

u
m

st
än

d
e 

u
n

d
 T

at
fo

lg
en

 

Außerordentlich schwer 35.000 30.000 20.000 10.000 

Sehr schwer 30.000 25.000 15.000 5.000 

Schwer 20.000 17.500 10.000 2.500 

Mittel 10.000 5.000 2.500 1.250  

Leicht  5.000 2.500 500 100 

Abbildung 16 

 

Spezifische Tatumstände und Tatfolgen 

• Abweichung von der gesetzlich normierten Reaktionsfrist  
• Auswirkung auf die Arbeit der inländischen Strafverfolgungsbehörden 

Anhänge
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